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Vorbemerkung 

 

Mit dem nachfolgenden Bericht stellt die Projektgruppe die Ergebnisse ihrer Untersuchung 

im Rahmen des Projekts „Reorganisation und Modernisierung der Staatsanwaltschaften - 

ReMo StA“ vor.1 

 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg ist danach hoch belastet. Diese Belastung entspricht der  

anderer Staatsanwaltschaften. Die Projektgruppe hat sich davon bei den Staatsanwaltschaf-

ten in Berlin, Frankfurt am Main und München I ein Bild machen können.  

 

Trotz dieser hohen Belastung wurden und werden bei der Staatsanwaltschaft  Hamburg Stel-

len eingespart. Diese Stelleneinsparungen sind angesichts der Belastungssituation nicht ge-

rechtfertigt. Sie sind im Übrigen widersprüchlich, da die Polizei von Einsparungen im Perso-

nalhaushalt ausgenommen ist. Die Strafverfolgung ist eine einheitliche staatliche Aufgabe. 

Soll diese Aufgabe effektiv erfüllt werden, müssen alle Bereiche (Polizei, Staatsanwaltschaft, 

Strafgericht) gleichermaßen funktionsfähig gehalten und entsprechend mit Personal ausge-

stattet werden. 

 

Die Projektgruppe hat keine grundsätzliche, umfassende Organisationsuntersuchung durch-

geführt, zumal die Organisation der Staatsanwaltschaft Hamburg in ihrer Grundstruktur sinn-

voll und überzeugend ist. Sie ist vielmehr problemorientiert vorgegangen. Insbesondere wer-

den die Probleme näher beleuchtet, die Gegenstand der zahlreichen Gesprächsrunden – 

auch mit auswärtigen Staatsanwaltschaften – und des Beteiligungsforums „Share-Point“ ge-

wesen sind. 

 

Dabei stehen folgende Aspekte im Vordergrund: 

 Effektiver und verteilungsgerechter Ressourceneinsatz - auch unter organisatorischen 

Gesichtspunkten, 

 Aufgabenkritik – sowohl hinsichtlich der Aufgaben, die nicht Ausfluss der originären Zu-

ständigkeit der Staatsanwaltschaft sind, als auch hinsichtlich der Verwaltungsaufgaben, 

 Ziel ist nicht, vermeintliche Einsparpotentiale aufzuzeigen, sondern eine Stärkung der 

Funktionsfähigkeit der Staatsanwaltschaft zu erreichen. 

 

  

                                                
1
   Soweit in diesem Bericht Dienstbezeichnungen für Mitarbeiter grammatikalisch in männlicher 

Form verwendet werden, sind hiermit selbstverständlich auch die weiblichen Mitarbeiter der 
Staatsanwaltschaften gemeint. 
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I. Auftrag und Vorgehensweise 

 

1. Auftrag 

 

Mit Verfügung vom 30.10.2013 setzte die Präses der Behörde für Justiz und Gleich-

stellung die Projektgruppe „Reorganisation und Modernisierung der Staatsanwalt-

schaften – ReMo StA“ ein. 

  

Ziel des Projekts sind danach Staatsanwaltschaften in Hamburg, die insbesondere  

 auch in Zeiten knapper finanzieller Ressourcen eine leistungsfähige Strafverfol-

gung gewährleisten, 

 Rahmenbedingungen schaffen, unter denen die Beschäftigten ihre Arbeit trotz 

anerkannt hoher Belastung in angemessener Qualität erledigen können, 

 modern und kooperativ geführt werden und 

 ihren Beschäftigten ihren Fähigkeiten entsprechende Entwicklungsmöglichkeiten 

bieten. 

Zu diesem Zweck sollten insbesondere überprüft werden  

 die Struktur und die Arbeitsabläufe innerhalb der Staatsanwaltschaften (insbe-

sondere Aufbau, Geschäftsverteilung, Geschäftsprozesse und Verantwortlichkei-

ten), 

 die allgemeine Sachbearbeitung durch die Dezernenten sowie die Mitarbeiter der 

übrigen Bereiche, 

 die Führungskultur, 

 die Personalentwicklung, 

 die bestehenden Arbeitszeitmodelle, 

 die IT-Unterstützung.  

2.  Vorgehensweise 

 

Die Projektgruppe hat zum 01.11.2013 ihre Arbeit aufgenommen. Die Reorganisati-

ons- und Modernisierungsbedarfe bei der Generalstaatsanwaltschaft und der Staats-

anwaltschaft Hamburg wurden auf folgenden Wegen identifiziert: 

 In einer Veranstaltung am 05.12.2013 stellten der damalige Staatsrat der Behör-

de für Justiz und Gleichstellung, der Generalstaatsanwalt und der Leitende Ober-

staatsanwalt gemeinsam mit dem Leiter des Projektes den Mitarbeitern der 

Staatsanwaltschaften die Ziele des Projekts sowie das weitere Vorgehen vor.  

 

 In der Zeit vom 05.12.2013 bis zum 12.01.2014 hatten alle Mitarbeiter der 

Staatsanwaltschaften die Möglichkeit, im Rahmen eines Beteiligungsforums auf 

Basis der SharePoint-Technologie Änderungsbedarfe und Verbesserungsvor-

schläge – auf Wunsch anonym – mitzuteilen. Hiervon ist in großem Umfang mit 

deutlich über 100 Rückmeldungen Gebrauch gemacht worden. 

 

 In der Zeit von Anfang Dezember 2013 bis Ende März 2014 führte die Projekt-

gruppe Gespräche mit Mitarbeitern der Staatsanwaltschaft Hamburg auf den 
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Ebenen der Behördenleitung, der Hauptabteilungs- und Abteilungsleitungen so-

wie der Dezernenten und Rechtspfleger.  

 

Im gleichen Zeitraum wurden Gespräche mit den Hauptabteilungsgeschäftslei-

tungen, den Moderatoren sowie den (qualifizierten) Einheitssachbearbeitern ge-

führt. 

 

 Um die Änderungsbedarfe und Verbesserungsvorschläge, die im Rahmen des 

Beteiligungsforums sowie der Gespräche mit den Mitarbeitern benannt wurden, 

weiter zu vertiefen und Lösungsvorschläge zu erarbeiten, wurden zu ausgesuch-

ten Themenbereichen Arbeitsgruppen unter Beteiligung von Mitarbeitern der 

Staatsanwaltschaft Hamburg eingerichtet, und zwar: 

 

 Arbeitsgruppe „Dienst- und Fachaufsicht (Dezernentenbereich)“ 

 Arbeitsgruppe „Arbeitsabläufe (Servicebereich)“ 

 Arbeitsgruppe „Arbeitsorganisation (Servicebereich)“ 

 Arbeitsgruppe „Dienst- und Fachaufsicht (Servicebereich)“ 

 Arbeitsgruppe „Personalverteilung (Servicebereich)“ 

 Arbeitsgruppe „IT“ 

 Arbeitsgruppe „Einsatz von Referendaren“. 

 

 Die Projektgruppe traf mit Vertretern auswärtiger Großstadtstaatsanwaltschaften 

zusammen, um insbesondere Erfahrungen über Formen der Behördenorganisa-

tion sowie der Organisation von Arbeitsabläufen zu erörtern, und zwar am 

18.06.2014 mit Vertretern der Staatsanwaltschaft Berlin, am 09.07.2014 mit Ver-

tretern der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main und am 10.07.2014 mit Vertre-

tern der Staatsanwaltschaft München I. Außerdem wertete die Projektgruppe die 

Geschäftsverteilungspläne dieser und weiterer Großstadtstaatsanwaltschaften 

(Düsseldorf und Bremen) sowie die im Rahmen der Gespräche überlassenen Un-

terlagen im Hinblick auf die dortigen Organisationsstrukturen aus. 

 

 Die Arbeitsgruppe „IT“ sowie weitere Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft besuch-

ten am 04.04. sowie am 05., 14. und 16.05.2014 die Staatsanwaltschaft Lübeck 

und ließen sich dort das FAME-Schreibwerk vorstellen. 

 

 Die Arbeitsgruppe „Arbeitsorganisation (Servicebereich)“ führte am 10. und 

13.06.2014 zwei Diskussionsrunden mit qualifizierten Einheitssachbearbeitern 

zur Frage der Einführung der Berufsgruppe der Normierer (siehe zu diesem Be-

griff Ziff. IV.5.1.1 (Fn. 38)) durch. 

 

 Zahlen zur Belastungssituation bei der Staatsanwaltschaft Hamburg wurden ge-

neriert durch Auswertung 

 

 offizieller Statistiken und Bürgerschafts-Drucksachen  

 der Datenbank des Vorgangsbearbeitungs- und Vorgangsverwaltungssys-

tems MESTA 

 der wöchentlichen Sitzungspläne der ZGS 

 staatsanwaltschaftsinterner Controlling-Zahlen. 
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Nach Fertigstellung des Berichts am 01.09.2014 und Erörterungen mit den übrigen 

Projektbeteiligten, zuletzt am 24.11.2014, hat die Projektgruppe den Bericht in der 

vorliegenden Fassung vom 01.12.2014 übergeben.  

Hinsichtlich der Bereiche „Führungskultur“ und „Personalentwicklung“ hält es die Pro-

jektgruppe für sachgerecht, diese über den in diesem Bericht angesprochenen Um-

fang hinaus in einem gesonderten Projekt – gegebenenfalls unter Beteiligung exter-

nen Sachverstands – weiter zu vertiefen. 
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II. Zusammenfassung der Ergebnisse 

 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg ist – trotz rückläufiger Zahlen an neu eingehenden 

Verfahren gegen bekannte Beschuldigte in den vergangenen Jahren – hoch belastet. 

Dies lässt sich deutlich an drei Faktoren ablesen: Eine Erhebung der gegenwärtig ge-

leisteten Arbeitszeiten ergab, dass die Dezernenten mit durchschnittlich über 47 

Stunden Wochenarbeitszeit in hohem Maße zeitlich beansprucht sind. Des Weiteren 

zeigt eine Auswertung des aktuellen Aktenbestands, dass die Zahl an Verfahren, die 

über einen längeren Zeitraum nicht abgeschlossen werden können, über die vergan-

genen Jahre deutlich zugenommen hat. Zudem befindet sich auch die Zahl der Ver-

fahren, die jeweils zum Jahresende unerledigt geblieben sind, seit einigen Jahren auf 

konstant hohem Niveau. 

 

Insbesondere letztere Entwicklungen zeigen, dass die Staatsanwaltschaft nicht mehr 

in allen Bereichen in der Lage ist, ihrer Aufgabe nachzukommen, eine effiziente und 

effektive Strafverfolgung sicherzustellen und dadurch die Gesellschaft vor Kriminalität 

zu schützen. 

 

Die Gründe für diese Situation sind vielfältig. Zu nennen sind insbesondere:  

 Personaleinsparungen über die vergangenen Jahre im Dezernenten- und im 

Servicebereich,  

 der faktische Verlust an weiteren Dezernentenstellen durch das in Hamburg 

praktizierte Assessorenmodell sowie die erforderlich gewordene Neuregelung 

des nächtlichen Bereitschaftsdienstes, 

 eine konstant hohe Anzahl an nicht besetzten Stellen im Dezernenten- wie im 

Servicebereich („Vakanzen“),  

 neu zugewiesene Aufgaben (auf Bundes- wie Landesebene) ohne korrespon-

dierenden Personalzuwachs, 

 eine hohe Fluktuation innerhalb der Staatsanwaltschaft. 

Angesichts der Pläne des Senats zum Stellenabbau in der Hamburgischen Verwal-

tung ist davon auszugehen, dass der Staatsanwaltschaft Hamburg in näherer Zukunft 

keine zusätzlichen Personalressourcen zur Verfügung gestellt werden. Daher sollten 

– innerhalb wie außerhalb der Staatsanwaltschaft – Maßnahmen ergriffen werden, 

durch die einerseits die vorhandenen Mitarbeiter noch effektiver eingesetzt und Rei-

bungsverluste vermieden werden sowie andererseits noch nicht genutzte Ressourcen 

aktiviert werden können. Zu solchen Maßnahmen sollten nach Auffassung der Pro-

jektgruppe insbesondere gehören:   

 Aussetzen des Assessorenmodells, 

 Verbesserung der IT-Infrastruktur, insbesondere Austausch des MESTA-

Schreibwerks, 

 verstärkter Einsatz von Rechtsreferendaren im Rahmen des Sitzungsdienstes, 

 Erproben von sogenannten „Gruppen- und Ausbildungsgeschäftsstellen“ im 

Servicebereich, 

 Reduzierung von Aufgabenzuweisungen an die Staatsanwaltschaft außerhalb 

ihrer gesetzlichen Kernaufgabe Strafverfolgung, 
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 Ausbau des Angebots zur Personalentwicklung und zur fachlichen Fortbildung, 

 Verbesserung der behördeninternen Kommunikation und Transparenz. 

Teile der Projektgruppe empfehlen darüber hinaus insbesondere 

 eine Reduzierung des Verwaltungsaufwands im Rahmen der Dienst- und 

Fachaufsicht im Dezernentenbereich („Vier- statt Sechs-Augen-Prinzip“), 

 den Einsatz der durch diese Reduzierung von Verwaltungsaufwand gewonnen 

Personalressourcen zur Bearbeitung von Strafverfahren, 

 Maßnahmen zur gleichmäßigeren Verteilung der zu bearbeitenden Strafver-

fahren auf die einzelnen Abteilungen und Dezernate. 
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III. Analyse der gegenwärtigen Arbeitsbelastung  

 

1. Auswertung vorhandenen Zahlenmaterials zur gegenwärtigen Arbeitsbelastung

  

Um die gegenwärtige Arbeitsbelastung der Mitarbeiter bei der Staatsanwaltschaft 

Hamburg abzubilden, hat die Projektgruppe fünf Parameter betrachtet: 

 die Zahl an jährlich pro Kopf neu eingehenden Verfahren, 

 die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Ermittlungsverfahren, 

 die Wochenarbeitszeit der Dezernenten (Selbsteinschätzung),  

 die Anzahl an Verfahren, die nicht mehr innerhalb von neun Monaten abge-

schlossen werden können („Resteverfahren“) und 

 die Zahl der unerledigten Verfahren zum Jahresende. 

Hinweise auf eine hohe Arbeitsbelastung bei der Staatsanwaltschaft haben dabei 

insbesondere die ermittelte Wochenarbeitszeit der Dezernenten sowie die Entwick-

lungen bei der Anzahl der Resteverfahren und bei der Anzahl an Verfahren ergeben, 

die am Ende eines Jahres unerledigt waren. 

 

1.1 Eingangszahlen 

 

1.1.1 Verfahren gegen bekannte Beschuldigte („Js-Verfahren“) 

 

Betrachtet man die Zahlen der jährlich neu eingegangenen Verfahren gegen bekann-

te Beschuldigte, entsteht der Eindruck, dass die Belastung pro Dezernent bei der 

Staatsanwaltschaft Hamburg über die vergangenen Jahre abgenommen haben 

müsste, da diese Eingangszahlen seit einiger Zeit im Wesentlichen rückläufig waren 

(für das Jahr 2014 deutet sich nach Stand Ende August 2014 allerdings im Hinblick 

auf die Eingangszahlen je Staatsanwalt eine Trendwende an). 

 

Für die Staatsanwaltschaft insgesamt waren folgende Eingangszahlen zu ermitteln: 

 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 01-06/ 
2014 

171.123 160.449 161.626 157.391 152.348 147.933 144.665 146.770 144.350 72.068 

Quellen: HmbJVBl 6/2010, S. 85; 1/2014, S. 13; Behörde für Justiz und Gleichstellung, Refe-
ratsgruppe Ressourcensteuerung 

 

Bricht man diese Daten auf Eingangszahlen pro Dezernent2 bei der Staatsanwalt-

schaft Hamburg herunter, ergibt sich folgendes Bild: 

 

                                                
2
  Die Eingangszahlen sind bezogen auf diejenigen Dezernenten, die im Dienst befindlich waren, 

d.h. während eines Quartals maximal 20 Arbeitstage (aus anderen Gründen als Erholungsurlaub 
oder Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen) abwesend waren.  
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*) Die Hochrechnungen beruhen jeweils auf den Werten des II. Quartals 

Quelle jeweils: Behörde für Justiz und Gleichstellung, Referatsgruppe Ressourcensteuerung 

 

1.1.2 Verfahren gegen unbekannte Täter („UJs-Sachen“) 

 

Demgegenüber ist die Anzahl an Ermittlungsverfahren angestiegen, die in demselben 

Zeitraum gegen unbekannte Täter geführt wurden.  

 

Für die Staatsanwaltschaft insgesamt waren dabei folgende Eingangszahlen zu er-

mitteln: 

  

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 01-06/ 
2014 

148.527 143.124 148.044 148.827 147.457 148.089 152.522 153.893 158.252 80.171 

Quellen: HmbJVBl 6/2010, S. 85; 1/2014, S. 13; Behörde für Justiz und Gleichstellung, Refe-
ratsgruppe Ressourcensteuerung 

 

Bricht man diese Daten auf Eingangszahlen pro Dezernent3 bei der Staatsanwalt-

schaft Hamburg herunter, ergibt sich folgendes Bild: 

 

                                                
3
  Die Eingangszahlen sind bezogen auf diejenigen Dezernenten, die im Dienst befindlich waren, 

d.h. während eines Quartals maximal 20 Arbeitstage (aus anderen Gründen als Erholungsurlaub 
oder Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen) abwesend waren. 
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*) Die Hochrechnung beruht auf den Werten des II. Quartals 

Quelle jeweils: Behörde für Justiz und Gleichstellung, Referatsgruppe Ressourcensteuerung    

 

1.2 Dauer der Ermittlungsverfahren 

 

Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Ermittlungsverfahren gegen bekannte 

Beschuldigte hat sich in den letzten Jahren nicht wesentlich verändert: 

 
 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 01-06/ 

2014 

Erledigungen 172.782 162.569 161.673 158.190 151.559 147.712 143.340 146.965 144.965 72.425 
Dauer 
(Monate) 

3,4 2,5 1,6 1,4 1,3 1,4 1,3 1,3 1,4 1,5 

Quellen: HmbJVBl. 10/2008, S. 88; Drs. 20/9612; Behörde für Justiz und Gleichstellung, Refe-
ratsgruppe Ressourcensteuerung 

 

1.3 Arbeitszeiten 

 

Eine Erhebung der pro Kopf geleisteten Arbeitszeiten4 sowie die Gespräche mit den 

Dezernenten zeigen jedoch eine anhaltend hohe zeitliche Beanspruchung der Dezer-

nenten. Eine entsprechende Abfrage der Selbsteinschätzung der Dezernenten5  in 

den einzelnen Hauptabteilungen6 im August 2013 zur Beantwortung der Schriftlichen 

Kleinen Anfrage 20/8990 ergab diesbezüglich folgende Zahlen: 

 

Hauptabteilung  durchschnittliche  
wöchentliche Arbeitszeit 

Hauptabteilung I (Vollstreckung) 

3 Dezernenten-Stellen 

 

40 Stunden 

Hauptabteilung II (Amtsanwaltschaft) 

Staatsanwälte – 14,3 Dezernenten-Stellen 

Amtsanwälte – 26,05 Dezernenten-Stellen 

 

49 Stunden 

48 Stunden 

Hauptabteilung III (Allgemeine Abteilungen) 

29,7 Dezernenten-Stellen 

 

48 Stunden
7
 

                                                
4
  Die Angaben zu den Dienstzeiten umfassen sowohl die Dezernatsarbeit als auch die Wahrneh-

mung von Sitzungsdiensten. Zu den Belastungen durch den Sitzungsdienst siehe unter Ziff. 
IV.6.1. 

5
  Eine elektronische Zeiterfassung existiert für den Dezernentenbereich gegenwärtig nicht. 

6
  Ein Organigramm der Staatsanwaltschaft Hamburg befindet sich unter Ziff. IV.1.1.1. 

7
  Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der Hauptabteilung III zu einem großen Anteil Dezernenten 

beschäftigt sind, die noch nicht auf Lebenszeit ernannt sind. Bei diesen ist davon auszugehen, 
dass sie zur tatsächlich geleisteten Arbeitszeit eher zurückhaltende Angaben gemacht haben 
dürften, um keine Zweifel an ihrer Qualifikation aufkommen zu lassen. 
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Hauptabteilung IV (Jugendabteilungen) 

21,7 Dezernenten-Stellen 

 

47 Stunden 

Hauptabteilung V (Wirtschaftsabteilungen) 

26,8 Dezernenten-Stellen 

 

46 Stunden 

Hauptabteilung VI (Abteilungen für Tötungsdelikte,  BtM– und OK– 
Verfahren) 
26,8 Dezernenten-Stellen 

 
 
50 Stunden 
 
 

Hauptabteilung VII (Sonderabteilungen) 

20,5 Dezernenten-Stellen 

 

46 Stunden 
 

Hauptabteilung Z (Rechtshilfe, Grundsatzangelegenheiten, Perso-
nal, Haushalt) 
 
5,1 Dezernenten-Stellen 

 
 
 
46 Stunden 

 
Durchschnittliche Wochenarbeitszeit/Dezernent 
 

 
47,5 Stunden 

  Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

1.4 Anzahl an längerfristig nicht abgeschlossenen Verfahren („Resteverfahren“); 

Anzahl unerledigter Verfahren zum Jahresende 

 

Ein weiterer Hinweis auf eine hohe Belastung ergibt sich aus der starken Zunahme 

an sogenannten Resteverfahren. Hierbei handelt es sich um Verfahren, die nicht bin-

nen neun Monaten (vorläufig oder endgültig) abgeschlossen werden konnten.8  

 

Die Entwicklung der Zahl an Resteverfahren ist für die Beurteilung der Belastung aus 

zwei Gründen von Bedeutung: Zum einen müssen Resteverfahren von den zuständi-

gen Dezernenten sowie den Mitarbeitern im Servicebereich zusätzlich zu den regel-

mäßig neu eingehenden Verfahren weiterhin bearbeitet werden, so dass jeder An-

stieg bei der Zahl der Resteverfahren einen Anstieg in der Arbeitsbelastung bedeutet. 

Zum anderen lässt sich an der Entwicklung der Resteverfahren erkennen, ob die De-

zernenten noch in der Lage sind, die ihnen zugewiesenen Verfahren in angemesse-

ner Zeit abzuschließen.  

 

Im Einzelnen sieht die Entwicklung hier wie folgt aus:  

 

                                                
8
  Die entsprechenden Verfahren werden zu Zwecken der Dienst- und Fachaufsicht in sogenannten 

Restelisten  erfasst, vgl. dazu unter Ziff. IV.4.1.1.  
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Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

Die Zahl solcher Verfahren hat sich damit – bezogen auf die gesamte Staatsanwalt-

schaft – zwischen den Jahren 2010 und 2013 um insgesamt 406 Verfahren (23%) er-

höht. Dabei fällt insbesondere die erhebliche Zunahme innerhalb der Hauptabteilung 

III auf (Zunahme um 36%, seit dem Jahr 2006 Zunahme um 90%; auf die aus Sicht 

der Projektgruppe maßgeblichen Gründe hierfür wird unter Ziff. IV.2.1.2 genauer ein-

gegangen werden).  

 

Zugleich lässt sich feststellen, dass der Bestand an Js-Verfahren, die zum Jahresen-

de unerledigt waren, trotz im Wesentlichen rückläufiger Neueingangszahlen (s.o.) in 

den vergangenen Jahren bei weit über 17.000 Verfahren und damit deutlich über den 

Werten früherer Jahre liegt: 

 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Ende 06/ 
2014 

16.901 17.875 16.160 15.410 16.166 16.389 17.746 17.567 17.853 17.493 

Quellen: HmbJVBl 10/2008, S. 88; 1/2013, S. 18; Behörde für Justiz und Gleichstellung, Refe-
ratsgruppe Ressourcensteuerung 

 

2. Faktoren für hohe Arbeitsbelastung  

 

 Als Faktoren, die die hohe Arbeitsbelastung der Staatsanwaltschaft maßgeblich be-

einflussen, hat die Projektgruppe insbesondere folgende ausgemacht: 

 Die Staatsanwaltschaft musste in den vergangenen Jahren in größerem Umfang 

Einsparungen im Personalbereich vornehmen. 

 

 Zusätzlich gingen der Staatsanwaltschaft in den vergangenen Jahren durch er-

forderliche Neuregelungen beim nächtlichen Bereitschaftsdienst sowie infolge 

des Assessorenmodells faktisch Arbeitskraft ihrer Dezernenten im Gesamtum-

fang von nahezu zwei weiteren Dezernentenstellen verloren. 
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 Die Staatsanwaltschaft hatte in den vergangenen Jahren in größerem Umfang 

unbesetzte Stellen (Vakanzen) zu tragen.  

 

 Der Staatsanwaltschaft wurden zahlreiche neue zeitintensive Aufgaben übertra-

gen. 

  Im Einzelnen: 

 

2.1 Personaleinsparungen 

 

 Durch Einsparungen hat sich die Anzahl der finanzierten und besetzbaren Stellen der 

Staatsanwaltschaft in den vergangenen Jahren wie folgt rückläufig entwickelt (Anzahl 

Vollzeitäquivalente (VZÄ)/Jahr): 

 

Haushalts-
jahr 

 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Plan9 538,09 537,04 537,04 510,59 510,5910 
 

498,25  

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

Zum 01.01.2013 bzw. 01.02.2013 mussten daher  

 15,15 VZÄ im Angestellten-Servicebereich11, 

 1,0 VZÄ im Bereich R1 (Staatsanwalt),  

 0,5 VZÄ im Bereich A12 (Amtsanwalt) sowie 

 1,0 VZÄ im Bereich A 9 (Rechtspfleger)  

aus dem Stellenpool der Staatsanwaltschaft Hamburg gestrichen werden. 

 

Um in den Jahren 2014/2015 die jeweiligen Zielwerte einhalten zu können, werden 

die Staatsanwaltschaften weitere VZÄ einsparen müssen. Diese Einsparungen wer-

den voraussichtlich die Bereiche  

  

                                                
9   Der tatsächliche Personalbestand der Staatsanwaltschaft, der in Abhängigkeit verschiedener 

Faktoren steht (z.B. Anzahl längerfristiger Erkrankungen angestellter Bediensteter, Dauer des 

Stellenfreigabe- und Stellennachbesetzungsverfahrens), hat sich wie folgt entwickelt (Anzahl 

Vollzeitäquivalente (VZÄ)/Jahr): 

 

Haushaltsjahr 2010 2011 2012 2013 2014 

Ist 500,39 513,76 517,65 506,61 504,74  

(Stand 9/2014) 

 Quelle: Behörde für Justiz und Gleichstellung 

10
  Tatsächlich sind lediglich 502,72 VZÄ besetzbar. Dies beruht auf der Vorgabe der Behörde für 

Justiz und Gleichstellung im Rahmen des sogenannten Vollkräftecontrollings. 
11

  Rund 3/5 der Stellen im Servicebereich entfallen auf Angestellte. Anders als im Beamtenbereich, 
in dem Stelleneinsparungen nur im Wege der natürlichen Fluktuation möglich werden, können im 
Angestelltenbereich befristete Verträge nicht verlängert oder längere Zeit vakante Stellen gestri-
chen werden, um auf diese Weise den Einsparvorgaben Folge zu leisten.  
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 Staatsanwälte,  

 Wirtschaftsreferenten und  

 Rechtspfleger  

betreffen, da im Servicebereich bereits erhebliche Konsolidierungsbeiträge erbracht 

worden sind. 

 

Die beschriebenen Kürzungen wirken sich wie folgt aus:  

 

Die Kürzungen im Dezernenten- und Rechtspflegerbereich führen dazu, dass die je-

weilige Arbeit auf die verbleibenden Mitarbeiter übertragen werden muss.  

 

Die Kürzungen im Bereich der Wirtschaftsreferenten führen dazu, dass sich bei Wirt-

schaftsstrafverfahren in Fällen, in denen der Dezernent auf betriebswirtschaftliche 

Expertise angewiesen ist, die Bearbeitungsdauer deutlich verlängert oder die Verfah-

ren ohne diese Expertise geführt werden müssen, was zu nicht sachgerechten Er-

gebnissen führen kann. Gegebenenfalls wird es zukünftig erforderlich werden, Gut-

achten extern zu vergeben (mit der entsprechenden Kostenfolge). 

 

Die bisherigen erheblichen Kürzungen im Servicebereich haben sich insbesondere 

auf die Datenqualität bei der Eingangserfassung von Ermittlungsverfahren sowie auf 

die Qualität des Abarbeitens von Verfügungen der Dezernenten bzw. Rechtspfleger 

ausgewirkt. Zudem ist unter anderem zu beobachten, dass der Krankenstand im Ser-

vicebereich steigt (Krankheit/Mutterschutz/Wiedereingliederung im Servicebereich in 

Kalendertagen):  

 

2009 2010 2011 2012 2013 

10.406 11.925 13.511 12.865 14.231 

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

Die dadurch verursachten Schwierigkeiten müssen regelmäßig von den verbleiben-

den Servicemitarbeitern sowie den Dezernenten behoben bzw. durch nicht unerhebli-

che Mehrarbeit ausgeglichen werden. Dies bindet auch im Dezernentenbereich weite-

re Kapazitäten.  

   

2.2 Faktischer Verlust von nahezu zwei Dezernentenstellen durch Neuregelung des 

nächtlichen Bereitschaftsdienstes und durch das Assessorenmodell 

 

 Durch erforderliche Änderungen bei der Gestaltung des nächtlichen Bereitschafts-

dienstes sowie die Einführung des Assessorenmodells hat die Staatsanwaltschaft 

faktisch Arbeitskraft im Umfang von nahezu zwei Dezernentenstellen verloren: 

 

 Die Rechtsprechung hat in den vergangenen Jahren die Anforderungen an die Aus-

legung des Begriffs der Gefahr im Verzug i.S.d. § 81a StPO verschärft. In nahezu 

sämtlichen Fällen, in denen die Polizei zuvor Blutprobenentnahmen selbständig an-

geordnet hat, muss sie sich nunmehr an den zuständigen Staatsanwalt wenden, da-

mit dieser einen Antrag auf eine entsprechende Anordnung beim Ermittlungsrichter 

stellt. Eine Evaluation durch die Staatsanwaltschaft im Zeitraum vom 01.11.2009 bis 

zum 31.05.2010 ergab, dass die Polizei den staatsanwaltschaftlichen Bereitschafts-
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dienst während der gesamten Nachtzeit deutlich häufiger kontaktieren muss, als dies 

in der Vergangenheit der Fall war. Daher wurde es seit dem 01.03.2011 erforderlich, 

die den Nachtdienst leistenden Dezernenten am darauffolgenden Werktag dienstfrei 

zu stellen.  

Diese Maßnahme bedeutet, dass der Staatsanwaltschaft wöchentlich 56 Arbeitsstun-

den (sieben Nachdienste/acht Stunden dienstfrei) von Dezernenten nicht mehr zur 

Verfügung stehen. Hochgerechnet auf ein Kalenderjahr entspricht dies einem Verlust 

von rund 1,4 Dezernentenstellen. 

 

 Darüber hinaus hat die Ausbildung im Rahmen des sogenannten Assessorenmodells 

bei der Staatsanwaltschaft seit dem Jahr 2006 infolge der erforderlichen Gegen-

zeichnung zu einem faktischen Verlust von rund 0,5 Dezernentenstellen geführt.  

 

Auf diese – sowie auf weitere nachteilige Folgen des Assessorenmodells – wird unter 

Ziff. IV.2.1 detaillierter eingegangen. 

 

2.3 Hohe Anzahl an Vakanzen 

 

 Zu weiterer Personalknappheit führt die hohe Anzahl an unbesetzten Stellen (Vakan-

zen). Diese resultieren insbesondere aus dem zeitaufwändigen Nachbesetzungsver-

fahren freiwerdender Stellen, Elternzeiten sowie - insbesondere im Servicebereich - 

mehrmonatigen krankheitsbedingten Abwesenheiten.   

 

In den Jahren 2011 bis 2013 (1. Halbjahr) bestanden in den verschiedenen Bereichen 

durchschnittlich Vakanzen in folgender Anzahl: 

  

 Dezernenten Amtsanwälte Rechtspfleger Übrige Gesamt 

2011 4,82 0,49 0,28 21,63 27,22 

2012 3,18 1,49 1,42 22,75 28,85 

1-6/2013 2,87 3,35 1,12 16,46 23,80 

Quelle: Elektronisches Personal-, Organisations- und Stellenverwaltungssystem (EPOS)  

 

Diese Vakanzen führen notwendigerweise zu einer Mehrbelastung der Mitarbeiter, da die auf 

die vakanten Stellen entfallende Arbeit im Rahmen von Vertretungstätigkeit erbracht werden 

muss.  

 

2.4 Hohe Fluktuation  

 

 Ein weiteres Problem stellt die hohe Fluktuation bei der Staatsanwaltschaft dar. So 

mussten beispielsweise im Zeitraum von Dezember 2012 bis Dezember 2013 von 

insgesamt 204 bestehenden Dezernaten (Voll- und Teilzeit) 68 Dezernate – also je-

des dritte – neu besetzt werden. In der Hauptabteilung III wurden in diesem Zeitraum 

von 33 Dezernaten12 sogar 18 neu besetzt.  

 

 Die Gründe für die Fluktuation liegen im Wesentlichen begründet in den vorgesehe-

nen Wechseln im Rahmen des Assessorenmodells13. Darüber hinaus ist sie zurück-

zuführen auf zeitlich befristete Abordnungen von Dezernenten an andere Dienststel-

                                                
12

  Durch die Zusammenlegung zweier 50%-Dezernate sank die Anzahl im Jahr 2013 auf insgesamt 
32 Dezernate. 

13
  Vgl. dazu Ziff. IV.2.1. 
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len, Inanspruchnahme von Freistellungsphasen im sog. Sabbatmodell, Beurlaubung 

ohne Bezüge zur Pflege von Angehörigen sowie Mutterschutzfristen und Elternzeiten. 

Zudem ist die Flexibilität der Mitarbeiter sowohl im Dezernenten- als auch im Ser-

vicebereich gestiegen, so dass es häufiger auch zu Versetzungen von Mitarbeitern zu 

anderen Dienststellen in- und außerhalb Hamburgs kommt.  

 

2.5 Zunehmende Aufgabenzuweisung durch die Behörde für Justiz und Gleichstel-

lung ohne korrespondierenden Personalzuwachs  

 

 In den vergangenen Jahren hat die Behörde für Justiz und Gleichstellung der Staats-

anwaltschaft zahlreiche zusätzliche Aufgaben übertragen, die in ihrer Summe zu ei-

ner nicht unerheblichen Mehrbelastung bei Dezernenten und Servicekräften führen. 

Personelle Ressourcen wurden hierfür jedoch nicht in entsprechendem Maße zur 

Verfügung gestellt. Im gleichen Zeitraum entfielen allerdings auch einige Aufgaben 

(u.a. Teilnahme an Arbeitsgruppen, Fach- und Expertenkommissionen), wobei die 

hierdurch bei den Dezernenten freiwerdenden Arbeitszeitanteile jedoch nicht beziffert 

werden können. 

 

Im Einzelnen wird hierzu auf die detaillierte Darstellung unter Ziff. IV.7.1.4 verwiesen. 

 

2.6 Zunehmende Aufgabenzuweisung durch den Bundes- oder Landesgesetzgeber 

ohne korrespondierenden Personalzuwachs 

 

In den vergangenen Jahren sind den Staatsanwaltschaften zahlreiche zusätzliche 

gesetzliche Aufgaben zugeschrieben worden. Für den durch diese neuen Aufgaben 

teilweise erheblichen Mehraufwand sind der Staatsanwaltschaft Hamburg jedoch kei-

ne neuen Stellen zugewiesen worden.  

 

Eine konkrete Berechnung des personellen Mehrbedarfs durch solche neu zugewie-

senen Aufgaben wurde für das 1. Quartal 2011 durchgeführt im Hinblick auf die  

 Neuregelung des Untersuchungshaftrechts14: 

 

Durch das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts traten zum 01.01.2010 

Änderungen im Untersuchungshaftrecht in Kraft, die unmittelbare Auswirkungen auf 

den Arbeitsumfang im Dezernenten- und Servicebereich der Staatsanwalt haben.  

 

Alle Beschränkungen, die einem Untersuchungshaftgefangenen auferlegt werden – 

dies umfasst insbesondere die Überwachung des gesamten Schrift- und Paketver-

kehrs – bedürfen seitdem einer richterlichen Anordnung.  

 

Die Umsetzung und Überwachung solcher richterlicher Anordnungen können die Ge-

richte jedoch anschließend auf die Staatsanwaltschaft übertragen (§ 119 Abs. 2 

StPO). Von dieser Übertragungsmöglichkeit machen die Gerichte seitdem umfang-

reich Gebrauch.  

 

                                                
14

  Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.07.2009 (BGBl. I 2009, 2274). 
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Den daraus erwachsenen Mehraufwand ermittelte die Staatsanwaltschaft über einen 

Zeitraum von zehn Wochen durch eine genaue Zeiterfassung. Dabei ergab sich, dass 

die Umsetzung und Überwachung von Anordnungen gegenüber Untersuchungshaft-

gefangenen einen Mehraufwand verursacht, der der Arbeitskraft von rund  

 0,5 Dezernentenstellen sowie  

 0,4 Servicemitarbeiterstellen  

entspricht.15 Eine entsprechende Personalzuweisung erfolgte jedoch nicht.  

 

Die genannten Zahlen dürften jedoch die gegenwärtige Situation schon nicht mehr 

vollständig abbilden, da die Anzahl der Beschuldigten, gegen die Untersuchungshaft 

vollstreckt wird (sogenannte Haftsache), seit dem Jahr 2010 gestiegen ist (Zahlen 

geben Durchschnitt pro Monat an):  

 

2010 2011 2012 2013 bis 07/2014 

227 240 236 248 262 
Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

Auch wird mittlerweile die Umsetzung und Überwachung richterlicher Anordnungen – 

sowohl im Ermittlungs- als auch im Hauptverfahren – nahezu ausnahmslos auf die 

Staatsanwaltschaft übertragen. Weiterer Mehraufwand – insbesondere für die Ser-

vicemitarbeiter – ist zwischenzeitlich auch durch die zwingende Beiordnung eines 

Pflichtverteidigers zu Beginn der Untersuchungshaft und die daraus resultierende 

Notwendigkeit entstanden, zwecks Akteneinsicht Kopieakten zu erstellen.  

 

Darüber hinaus haben der Bundes- und der Landesgesetzgeber in den vergangenen 

Jahren zahlreiche weitere Aufgaben für die Staatsanwaltschaften vorgesehen, die in 

ihrer Gesamtheit einen nicht unerheblichen Aufwand bedeuten. Dabei sind exempla-

risch zu nennen Mehraufwände im Zusammenhang mit  

 

 der Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer ver-

deckter Ermittlungsmaßnahmen16 

 

durch Benachrichtigungspflichten nebst Überprüfungsverfahren, gerichtlichem 

Zustimmungserfordernis bei Zurückstellung der Benachrichtigung (vgl. § 101 

StPO) oder der Verpflichtung zur Ausfilterung von Kernbereichsgesprächen (vgl. 

§ 100a IV StPO)17,  

                                                
15

  Vgl. dazu im Einzelnen das Schreiben der Staatsanwaltschaft Hamburg an die Behörde für Justiz 
und Gleichstellung vom 26.07.2011 zu den „Auswirkungen des Gesetzes zur Änderung des Un-
tersuchungshaftrechts vom 29.07.2009 – Personalbedarfsberechnung“.  

16
  Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeckter Ermitt-

lungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG vom 21.12.2007 (BGBl. I 
2007, 3198). 

17
  Bis Anfang des Jahres 2014 war es zudem erforderlich, dass die Dezernenten die gem. § 100b 

Abs. 6 StPO zu erfassenden Daten in der Fachanwendung MESTA notieren und zudem händisch 
für alle Verfahren Telefonüberwachungslisten (sogenannte TÜ-Listen) führen, in denen eine 
Maßnahme gem. § 100a StPO angeordnet worden ist. Seit März 2014 besteht die Möglichkeit, 
die unter MESTA erfassten Telekommunikationsdaten automatisiert in eine TÜ-Liste zu über-
nehmen. Dies hat zu einer erheblichen Entlastung der Dezernenten geführt, weil damit die bisher 
erforderliche händische Erfassung der Daten in den TÜ-Listen entfällt. 
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 der Visa-Warndatei18 

 

durch Mitteilungspflichten an das Bundesverwaltungsamt bei Vorliegen eines 

rechtskräftigen Urteils wegen einer Straftat nach enumerativ aufgezählten Vor-

schriften des Aufenthaltsgesetzes, des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, 

des Strafgesetzbuches oder des Betäubungsmittelgesetzes19,    

 

 dem Korruptionsregister20 

 

durch Prüfungs- und Informationspflichten an die bei der Finanzbehörde Ham-

burg eingerichtete zentrale Informationsstelle bei Annahme einer eintragungsre-

levanten Tat, die im Bezug zum Geschäftsverkehr steht, 

 

 der umfangreichen Ausweitung von weiteren Mitteilungs-, Informations- 

und Hinweispflichten im Zusammenhang mit der Stärkung der Rechte von 

Geschädigten, 

 

wobei hierbei insbesondere zu nennen sind: 

 

 1. Opferrechtsreformgesetz vom 24.06.200421 

 2. Opferrechtsreformgesetz vom 29.07.200922 

 

 dem Kostenrechtsmodernisierungsgesetz,23 

 

das den Dezernenten auferlegt, bei Beauftragung eines Gutachters, Dolmet-

schers oder Übersetzers oder bei Auskunftseinholung bei Dritten gesonderte Be-

lehrungen auszusprechen, und das aufgrund der Möglichkeit, gegen Kostenrech-

nungen das Rechtsmittel der Erinnerung einzulegen, zu zusätzlichen Belastun-

gen der Kostenbeamten sowie des Kostenprüfungsbeamten führt. 

Im Übrigen ist auf folgende Belastungsfaktoren hinzuweisen: 

 

2.7 Erhebliche Zunahme des Umfangs zahlreicher Dezernate durch steigende An-

zahl an Resteverfahren 

 

 Wie bereits angesprochen verzeichnen zahlreiche Dezernate eine erhebliche Zunah-

me an Resteverfahren, die von den Dezernenten und Servicekräften zusätzlich zu 

den Neueingängen bearbeitet werden müssen. Auf die von der Projektgruppe identifi-

zierten Ursachen wird im Folgenden unter Ziff. IV.2.1.2 näher eingegangen. 

 

                                                
18

  Gesetz zur Errichtung einer Visa-Warndatei und zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes vom 
22.10.2011 (BGBl. I 2011, 3037). 

19
   Die Veranlassung dieser Mitteilung obliegt – nach Verfügung des zuständigen Rechtspflegers 

bzw. in Jugendsachen des zuständigen Dezernenten – dem die BZR-Mitteilung fertigenden quali-
fizierten Einheitssachbearbeiter/Strafnachrichten. 

20
   Gesetz zur Errichtung eines Registers zum Schutz des fairen Wettbewerbs vom 17.09.2013 

(HmbGVbl. 2013, 417). 
21

  BGBl I. 2004, 1354. 
22

  BGBl I. 2009, 2280. 
23

  Zweites Gesetz zur Modernisierung des Kostenrechts vom 23.07.2013 (BGBl. I, 2586).  
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2.8  Zunehmende Komplexität von Strafverfahren 

 

Schließlich ist festzustellen, dass die Komplexität der Strafverfolgung in den vergan-

genen Jahren gestiegen ist. Viele Strafverfahren erfordern heute deutlich intensivere 

Ermittlungstätigkeit als dies noch bis vor einigen Jahren der Fall war.  

 

Diese eher qualitative Entwicklung lässt sich kaum mit Zahlen belegen. Allerdings 

spiegelt sich diese zunehmende Ermittlungsintensität wider in der Anzahl von Fällen 

in einem Sonderdezernat, das im Jahr 2009 für aufwändigere Verfahren gegen unbe-

kannte Täter eingerichtet wurde:  

 

Wegen der Anonymität im Netz richten sich Ermittlungsverfahren wegen Straftaten, 

die via Internet begangen werden, oftmals zunächst gegen unbekannte Täter. Inter-

netkriminalität erfordert jedoch aufwändigere Ermittlungsschritte, da Telefon- bzw. In-

ternetverbindungen ausgewertet oder Kontoverbindungen im Ausland im Wege der 

internationalen Rechtshilfe ermittelt werden müssen. Vor diesem Hintergrund richtete 

die Staatsanwaltschaft zum 01.03.2009 erstmals ein eigenes Sonderdezernat im Be-

reich der UJs-Verfahren ein. In diesem werden Verfahren gegen Unbekannt geführt, 

in denen Anträge auf Erhebung von Verkehrsdaten nach § 100g StPO erforderlich 

sind/sein können und in der Folge gegebenenfalls die entsprechenden Maßnahmen 

einzuleiten sind.  

 

Die Anzahl der in diesem Dezernat zu bearbeitenden Ermittlungsverfahren ist über 

die Aktenzeichenjahrgänge 2010 bis 2014 (1. Halbjahr) stark angestiegen: 

2010 2011 2012 2013 01-06/2014 

370 672 919 1117 552 

 Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 
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Abschließender Hinweis: Folgen einer Ressourcenschere zwischen Polizei und 

Staatsanwaltschaft 

 

Die Projektgruppe weist darüber hinaus auf folgende sich abzeichnende Problematik hin: 

 

Die Staatsanwaltschaft kann die ihr übertragenen, qualitativ immer anspruchsvoller werden-

den Aufgaben der Strafverfolgung und Strafvollstreckung nach Einschätzung ihrer Mitarbeiter 

– die durch die von der Projektgruppe ausgewerteten Daten bestätigt wird (vgl. u.a. Ziff. III) – 

schon heute nicht mehr in allen Bereichen mit der gebotenen Gründlichkeit und Schnelligkeit 

erfüllen. 

Eine weitere Verschärfung dieser Situation dürfte dadurch herbeigeführt werden, dass die 

Staatsanwaltschaft zukünftig weitere Stelleneinsparungen erbringen muss, während der poli-

zeiliche Bereich von den Einsparungen im Personalhaushalt ausgenommen worden ist. Dies 

hat zur Folge, dass die Polizei in der Strafverfolgung ihren Bearbeitungsumfang beibehalten 

und auf die Staatsanwaltschaft zusteuern kann. 

Die in etwa dem heutigen Niveau entsprechende Anzahl an Ermittlungsverfahren trifft damit 

auf eine abnehmende Zahl von Servicekräften und Dezernenten. Letztere sollen jedoch die 

Ermittlungen leiten, also den Mitarbeitern der Polizei die entsprechenden Ermittlungsaufträge 

erteilen, und die Ergebnisse am Ende auswerten. Dieser Aufgabe können die Dezernenten 

bei einer derartigen Entwicklung immer weniger nachkommen. Die Staatsanwaltschaft ent-

wickelt sich so zu einem problematischen „Nadelöhr“ im Strafverfahren, wobei die durch-

schnittliche Dauer bis zum Abschluss eines Verfahrens ansteigen sowie die Qualität der Ver-

fahrensbearbeitung schleichend sinken wird.  
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IV. Konkrete Änderungsvorschläge 

 

Trotz der hohen zeitlichen Beanspruchung der Dezernenten zeigt die Entwicklung der 

Zahlen über nicht bzw. nicht innerhalb eines bestimmten Zeitraums erledigten Verfah-

ren, dass die Staatsanwaltschaft nur noch eingeschränkt in der Lage ist, ihrer Aufga-

be nachzukommen, eine effiziente und effektive Strafverfolgung zu gewährleisten und 

dadurch die Gesellschaft vor Kriminalität zu schützen. 

 

Angesichts der Pläne des Senats zum Stellenabbau in der Hamburgischen Verwal-

tung ist nicht davon auszugehen, dass der Staatsanwaltschaft Hamburg in näherer 

Zukunft zusätzliche personelle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.  

 

Die Projektgruppe regt daher die im Folgenden beschriebenen Maßnahmen – inner-

halb wie außerhalb der Staatsanwaltschaft Hamburg – an, durch die zum einen die 

vorhandenen Mitarbeiter noch effektiver eingesetzt und Reibungsverluste vermieden 

werden sowie zum anderen noch nicht genutzte Ressourcen aktiviert werden könnten.  

 

1. Organisation der Staatsanwaltschaft Hamburg; insbesondere Behördenaufbau 

und Aufgabenverteilung  

 

1.1 Situationsbeschreibung 

 

1.1.1 Aufbau der Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg gliedert sich derzeit im Ermittlungsbereich in sechs 

Hauptabteilungen (HA II - VII), innerhalb derer jeweils Verfahren aus bestimmten 

Kriminalitätsfeldern bearbeitet werden, wie etwa Wirtschafts-, Jugend- oder allgemei-

ne Kriminalität. Die Leitung einer Hauptabteilung obliegt jeweils einem Hauptabtei-

lungsleiter (HAL). Dieser ist nicht in die originäre Sachbearbeitung eingebunden, be-

arbeitet also neben der Wahrnehmung seiner Leitungsaufgaben in der Regel keine 

laufenden Verfahren. 

 

Die Hauptabteilungen bestehen wiederum aus einzelnen Abteilungen mit in der Regel 

zwischen drei und neun Dezernenten (Staats- bzw. Amtsanwälten) und werden je-

weils von einem Abteilungsleiter (AL) geführt. Die Abteilungsleiter bearbeiten neben 

der Wahrnehmung ihrer Leitungsaufgaben ein eigenes Dezernat zu einem Anteil von 

in der Regel 75%. 

 

Darüber hinaus wird in einer weiteren Hauptabteilung (HA I) die Vollstreckung gegen 

erwachsene Verurteilte betrieben. Die Hauptabteilung I gliedert sich in vier Abteilun-

gen, die jeweils von Gruppenleitern geführt werden. In diesem Bereich sind derzeit 28 

Rechtspfleger und drei Vollstreckungsdezernenten tätig. 

 

Hinzu kommt schließlich die Hauptabteilung „Zentrale Aufgaben und Verwaltung“ (HA 

Z), die in zwei Abteilungen untergliedert und im Wesentlichen für Allgemeine Organi-

sations- und Verwaltungsangelegenheiten sowie Grundsatzfragen zuständig ist. Dar-

über hinaus ist in der HA Z die Dienststelle Täter-Opfer-Ausgleich angebunden, und 

es werden Aufgaben der internationalen Rechtshilfe wahrgenommen. Des Weiteren 

sind dieser Hauptabteilung die sog. zentralen Einheiten (Eingangs- und Vorprüfstelle; 



 
 21 

Annahme-, Verteiler- und Poststelle; Archiv; Verwahrstelle sowie UJs-Serviceteam) 

angegliedert. Die Leitung der HA Z erfolgt durch den stellvertretenden Leiter der 

Staatsanwaltschaft Hamburg.  

 

Daraus ergibt sich insgesamt folgender Behördenaufbau: 

 

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

Wie aus vorstehendem Organigramm ersichtlich, existieren im Ermittlungsbereich 

(HA II – VII) grundsätzlich zwei Formen von Abteilungen:  

 Sonderabteilungen, die auf bestimmte Kriminalitätsbereiche (z.B. ‚Tötungsver-

fahren‘, ‚Umweltschutzsachen‘ oder ‚Steuerstrafsachen‘) spezialisiert sind und 

 

 allgemeine Abteilungen, in denen Verfahren bearbeitet werden, die nicht zu 

derartigen Spezialmaterien gehören (z.B. ‚Verfahren gegen Erwachsene‘ oder 

‚Amtsanwaltssachen‘).  

Dieser Aufteilung liegt die Überlegung zu Grunde, dass die Verfolgung bestimmter Ar-

ten von Kriminalität vertiefte Kenntnisse einer speziellen (Rechts-)Materie, wie etwa 

des europäischen Umweltrechts, des Bilanz- und Handelsrechts oder des IT-Bereichs 

voraussetzen, die sich am Effektivsten durch die regelmäßige Bearbeitung einschlä-

giger Verfahren erwerben lassen.  

 

Innerhalb zahlreicher Abteilungen – dies gilt sowohl für die Spezial- als auch für die 

allgemeinen Abteilungen der Hauptabteilung III sowie die Amtsanwaltschaft und die 

Jugendabteilungen – gibt es neben den ‚normalen‘ Dezernaten oftmals noch soge-

nannte Komplex- bzw. Sonderdezernate. Hier werden besonders umfangreiche oder 



 
 22 

inhaltlich besonders komplexe Verfahren bearbeitet, die innerhalb eines Dezernats 

üblichen Zuschnitts nicht handhabbar wären. 

 

Auf diese Hauptabteilungen und Abteilungen verteilen sich HALs, ALs und Dezernen-

ten24 wie folgt: 

 

 
Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

1.1.2 Ressourcensteuerung 

 

Wesentliche Grundlage für die Entscheidung über die Verteilung der personellen 

Ressourcen auf die einzelnen Hauptabteilungen und Abteilungen sind zunächst  

 

1. gesetzliche und verwaltungsrechtliche Vorgaben, die die Einrichtung besonderer 

Sachgebiete erfordern (hier sind insbesondere Nr. 9 und 10 OrgStA zu benen-

nen, wonach z.B. Sachgebiete einzurichten sind, die für die Bearbeitung von Be-

täubungsmittelstrafsachen, Sexualstraftaten, Umweltschutzstrafsachen, Wirt-

schaftsstrafsachen pp. zuständig sind) und  

 

2. kriminalpolitische Erkenntnisse, die es erforderlich machen, Straftaten aus be-

stimmten Deliktsbereichen oder Täterkreisen mit besonderer Intensität zu verfol-

gen (hier ist aktuell das Projekt PROTÄKT im Rahmen des Konzeptes „Handeln 

gegen Jugendgewalt“ oder beispielhaft das in den 1990er Jahren eingerichtete 

Dezernat „Gewalt gegen Frauen“ zu benennen). 

 

Darüber hinaus werden die monatlich erhobenen Controllingzahlen genutzt, die u.a. 

Auskunft geben über  

 die Zahl der monatlichen Verfahrenseingänge und –erledigungen je Hauptab-

teilung und Abteilung,  

 die Belastungssituation der einzelnen Dezernate,  

 die Art und Anzahl der jeweiligen Verfahrenserledigungen, 

 die Verfahrensdauer sowie die Anzahl der Resteverfahren und Haftsachen in 

den einzelnen Bereichen. 

Des Weiteren stehen der Behördenleitung bundesweite Vergleichszahlen über die 

Belastungen der Großstadtstaatsanwaltschaften in Berlin und Bremen sowie der 

Staatsanwaltschaften in den Flächenländern zur Verfügung25 . Zudem werden Er-

kenntnisse über lang- und kurzfristige Entwicklungen in den verschiedenen Kriminali-

tätsfeldern, die in Zusammenarbeit mit der Polizei gewonnen werden, berücksichtigt. 

                                                
24

  Zur Personalverteilung im Servicebereich vgl. unter Ziff. IV.5.1.2. 
25

  Diese Daten ergeben sich aus einer der Justizverwaltung und den Behördenleitungen vorliegen-
den jährlichen Statistik, die u.a. Auskunft über die durchschnittlichen Eingangszahlen je Dezernat 
bei den Staatsanwaltschaften in den jeweiligen Ländern gibt und deshalb einen Orientierungs-
maßstab für die Bemessung der allgemeinen Dezernate bei der Staatsanwaltschaft liefert.  
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Ergeben sich aus den genannten Erkenntnisquellen Hinweise auf einen zu erwarten-

den langfristigen bzw. dauerhaften Anstieg des Geschäftsanfalls in einzelnen Berei-

chen der Staatsanwaltschaft, werden regelmäßig im Rahmen der jährlichen Ge-

schäftsverteilung entsprechende Neu- und Umverteilungen der Geschäfte vorge-

nommen. Auf temporäre Belastungsspitzen wird über Vertretungsregelungen, zeitlich 

befristete Unterstützungsaktionen durch andere Hauptabteilungen und/oder Gewäh-

rung von Sitzungsdienstentlastung bzw. -befreiung reagiert. 

 

Angesichts der besonderen Belastungssituation in der Hauptabteilung III wurde u.a. 

im Jahr 2012 eine Arbeitsgruppe mit der Aufgabe „Überprüfung der Belastungssitua-

tion in den Hauptabteilungen“ eingerichtet, die sich unter Mitwirkung der Hauptabtei-

lungsleiter sowie von Abteilungsleitern aus allen Bereichen der Staatsanwaltschaft 

und des Personalrats mit der Frage der Einrichtung einer Sonderabteilung zur Be-

kämpfung von Computerkriminalität und der Konzentration für die Bearbeitung von 

Tötungsdelikten bei gleichzeitiger Entlastung der Hauptabteilung III auseinanderzu-

setzen hatte. Nach mehrmonatiger Arbeit und Auswertung des vorhandenen Zahlen-

materials erarbeitete sie einen entsprechenden Vorschlag, der sodann Eingang in die 

Geschäftsverteilung des Jahres 2013 gefunden hat und mit dem eine Entlastung der 

Hauptabteilung III um 2,0 Arbeitszeitanteile bei gleichbleibender Personalstärke er-

reicht wurde.  

 

Ähnlich wurde in der Vergangenheit bei anderen entsprechenden Entscheidungen 

verfahren, z.B. auch im Vorfeld der Einrichtung der Dezernate zur Bekämpfung von 

Beziehungsgewalt.  

 

1.1.3 Verteilung von zu bearbeitenden Verfahren auf Abteilungen und Dezernate  

 

Die Verteilung eingehender Verfahren auf die einzelnen Abteilungen und Dezernate 

erfolgt auf unterschiedliche Weise: 

 

1.1.3.1 Verteilung nach sogenannter Buchstabenzuständigkeit 

 

In den allgemeinen Abteilungen sowie einigen Spezialabteilungen erfolgt die Zutei-

lung einzelner Verfahren über eine sogenannte ‚Buchstabenzuständigkeit‘. Danach ist 

jedes Dezernat für Verfahren gegen Täter zuständig, deren Nachnamen mit einer be-

stimmten Buchstabenkombination beginnt (beispielsweise ein Dezernat X für Verfah-

ren gegen Erwachsene deren Nachnamen mit Aal*-Ast* anfangen). Die Größe des 

Buchstabenbereichs, der im kommenden Geschäftsjahr innerhalb eines Dezernats zu 

bearbeiten ist, wird am Ende des vorangehenden Jahres anhand der Eingangszahlen 

des abgelaufenen Jahres sowie der beiden Vorjahre bestimmt.  

 

Das System der Buchstabenzuständigkeit wurde aus dem Kreis der Dezernenten 

teilweise kritisiert. Es könne dazu führen, dass Dezernate im Laufe eines Jahres sehr 

unterschiedlich starken Belastungen ausgesetzt seien, da auf unterschiedlich hohe 

Eingangszahlen innerhalb der einzelnen Buchstabenbereiche erst am Ende eines 

Jahres mit einem veränderten Zuschnitt für das kommende Geschäftsjahr reagiert 

werde.  
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1.1.3.2 Verteilung nach dem Gegenstand des Verfahrens/Einzelzuteilung 

 

In den Abteilungen, in denen die Verteilung der Verfahren nicht über die Buchstaben-

zuständigkeit erfolgt, werden die Verfahren den einzelnen Dezernenten über den Ab-

teilungsleiter – abhängig von der jeweils aktuellen Belastungssituation – zugeteilt. 

Dies gilt auch für die bereits angesprochenen sogenannten Komplexdezernate. 

 

1.2  Änderungsvorschläge 

 

Die Projektgruppe hält – insbesondere auch nach intensiver Diskussion anderer Or-

ganisationsmodelle mit Vertretern anderer Großstadtstaatsanwaltschaften – den der-

zeitigen Aufbau der Staatsanwaltschaft Hamburg mit einer Untergliederung in thema-

tisch homogene Hauptabteilungen und Abteilungen (einschließlich der bestehenden 

Sonderzuständigkeiten und einer eigenen Amtsanwaltshauptabteilung) sowie einer 

selbständigen Vollstreckungsabteilung im Wesentlichen für überzeugend.  

 

Diese Struktur bietet am Ehesten die Gewähr dafür, dass die Rechtsanwendung 

durch die Staatsanwaltschaft innerhalb der einzelnen Sachgebiete weitgehend ein-

heitlich ausfällt und auch Strafverfahren, die Spezialmaterien betreffen, von auf die-

sen Gebieten besonders erfahrenen Staatsanwälten sachgerecht bewältigt werden 

können.  

 

Die Projektgruppe regt allerdings folgende Änderungen an: 

 

1.2.1 Pilotierung einer sogenannten Turnusregelung mit Vorbefassungsregelung 

 

Insbesondere um die beschriebenen ungleichen Belastungen in den Dezernaten, de-

ren Zuständigkeiten sich aus einer Buchstabenzuständigkeit ergibt, weitgehend zu 

vermeiden, hält es die Projektgruppe für angezeigt, zu prüfen, ob das System, nach 

dem neu eingehende Verfahren zugeteilt werden, umgestellt werden sollte auf die 

auch bei den Amtsgerichten und dem Landgericht praktizierte sogenannte Turnusre-

gelung. Danach würden alle eingehenden Verfahren reihum einem Dezernat zuge-

teilt, unabhängig vom Nachnamen des Beschuldigten.  

 

Ist ein Beschuldigter bereits früher strafrechtlich in Erscheinung getreten, wird der 

neue Vorgang dem Dezernat zugeschrieben, das in der Vergangenheit mit dem Be-

schuldigten befasst war, um so zu erreichen, dass die Verfahren gegen einen Be-

schuldigten grundsätzlich immer von demselben Staatsanwalt bearbeitet werden. Als 

Ausgleich für ‚turnuswidrig‘ zugeteilte Verfahren wird das betroffene Dezernat im 

nächsten Turnus einmal übersprungen (sog. „Vorbefassungsregelung“). 

 

Neben der schon angesprochenen gleichmäßigeren Verteilung der eingehenden Ver-

fahren würde es eine Turnusregelung im Übrigen ermöglichen, kurzfristig auf Vakan-

zen im Dezernentenbereich durch Elternzeiten, längere krankheitsbedingte Abwe-

senheiten und ähnliches zu reagieren.  

 

Die Turnusregelung lässt sich derzeit mit dem Vorgangsverwaltungs- und                    

-bearbeitungsprogramm MESTA technisch noch nicht umsetzen. Dies wird sich vo-

raussichtlich nach Einführung der Programmversion MESTA 3.x, die nach jetzigem 
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Stand für die erste Jahreshälfte 2015 vorgesehen ist, jedoch ändern, da an Dataport 

der Auftrag erteilt wurde, die Turnusregelung programmtechnisch in MESTA 3.x zu in-

tegrieren.  

 

Die Projektgruppe regt daher an, nach Vorliegen der technischen Voraussetzungen 

das Turnusprinzip in ausgewählten Abteilungen der Hauptabteilungen II, III und IV für 

ein Jahr zu pilotieren. Dabei sollte das Turnussystem jeweils auf den Buchstaben-

kreis beschränkt werden, für den die jeweilige Abteilung zuständig ist. Nur auf diese 

Weise kann gewährleistet werden, dass es den Ermittlungspersonen bzw. Dienstvor-

gesetzten möglich ist, den Verbleib eines noch nicht aktenzeichenmäßig erfassten, 

neu eingehenden Verfahrens einzugrenzen, und der Leiter der für das Verfahren 

buchstabenmäßig zuständigen Abteilung würde insoweit als Ansprechpartner zur 

Verfügung stehen.   

 

Die Erfahrungen in den einzelnen Abteilungen sollten verglichen und dahingehend 

bewertet werden, ob sich über das Turnussystem eine gleichmäßigere Verteilung der 

Belastung innerhalb der betroffenen Abteilungen erreichen lässt. Zudem sollen die 

Erfahrungen von Ermittlungspersonen und Vorgesetzten berücksichtigt werden.  

 

Ein Teil der Projektgruppe regt darüber hinaus an, bei einer positiven Bewertung der 

Ergebnisse aus der Pilotierungsphase eine abteilungsübergreifende Turnusregelung 

zu erwägen. 

 

Die Projektgruppe weist zugleich darauf hin, dass es seitens des Servicebereichs 

Bedenken gegen eine solche Regelung geben könnte. Der Ausschluss eines Dezer-

nats aus der Turnusverteilung wegen Dienstabwesenheit eines Dezernenten würde 

dazu führen, dass die betroffene Servicekraft keinerlei – auch nicht von anderen De-

zernenten vertretungsweise bearbeitete – neue Verfahren zugewiesen bekommt, 

während andere Servicemitarbeiter zusätzliche Verfahren zu bearbeiten hätten. Da-

mit käme es zu einer ungleichen Verteilung der zu leistenden Arbeit im Servicebe-

reich. Das Turnusmodell ist für den Servicebereich daher nur dann schlüssig, wenn 

dort der Gedanke der ganzheitlichen Bearbeitung des Geschäftsanfalls innerhalb ei-

ner Organisationseinheit umgesetzt wird (so wie es z.B. bei der Staatsanwaltschaft 

München I der Fall ist). Vor diesem Hintergrund sollte der Servicebereich in die weite-

ren Planungen mit einbezogen werden. Ein Teil der Projektgruppe weist in diesem 

Zusammenhang allerdings darauf hin, dass die Turnusregelung im Servicebereich bei 

Amts- und Landgericht zu keinen Problemen geführt habe. 

 

1.2.2  Bildung einer Komplexabteilung innerhalb der Hauptabteilung III 

 

 Die derzeitige Organisationsform, die innerhalb der allgemeinen Abteilung jeweils ein 

Komplexdezernat vorsieht, in dem Verfahren bearbeitet werden, die in einem Dezer-

nat üblichen Zuschnitts nicht handhabbar sind, ist aus Sicht der Projektgruppe nicht 

optimal, um bestehende Ressourcen bestmöglich zu nutzen. 

 

 Zwar bietet die derzeitige Struktur einige Vorteile: Zunächst können dadurch, dass die 

Komplexdezernate jeweils in eine Abteilung eingebunden sind, junge Kollegen im 

Rahmen einer vertretungsweisen Bearbeitung an die Besonderheiten in der Ermitt-

lungsführung bei Komplexverfahren herangeführt werden.  
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 Auch stehen die Komplexdezernenten, bei denen es sich i.d.R. um erfahrene Kolle-

gen handelt, jüngeren Dezernenten als Ansprechpartner in der Abteilung zur Verfü-

gung. Schließlich hat der Abteilungsleiter auch die Möglichkeit, freie Ressourcen des 

Komplexdezernenten anderweitig (z.B. im Rahmen der vertretungsweisen Bearbei-

tung eines zeitweilig vakanten Dezernats) zu Gunsten der Abteilung zu nutzen.  

 

 Dem steht aber unter dem Gesichtspunkt der optimalen Ressourcennutzung folgen-

der Nachteil gegenüber: Es kann nämlich zu einer ungleichmäßigen Auslastung der 

Sonderdezernenten der Hauptabteilung III untereinander kommen. Gelangt ein Abtei-

lungsleiter nach Prüfung zu dem Ergebnis, dass das Komplexdezernat seiner Abtei-

lung ausgelastet ist oder der Komplexdezernent derzeit für die Bearbeitung eines 

zeitweise vakanten Dezernats benötigt wird, muss ein neu eingehendes komplexes 

Verfahren weiterhin innerhalb des nach allgemeiner Geschäftsverteilung zuständigen 

Dezernats bearbeitet werden. Ob gegebenenfalls Ressourcen in Komplexdezernaten 

anderer Abteilungen zur Verfügung stünden, ist für den Abteilungsleiter nicht zu er-

kennen. 

 

 Mangels entsprechender Kompetenz der Abteilungsleiter kann auch keine abtei-

lungsübergreifende Zuweisung in ein anderes Komplexdezernat erfolgen, und zwar 

auch dann nicht, wenn die dort vorhandenen Kapazitäten ausreichen würden. Auch 

eine Bündelung von vorhandenen „Restkapazitäten“ aus den Komplexdezernaten 

verschiedener Abteilungen ist nicht möglich. 

 

 Die Projektgruppe regt daher an, innerhalb der Hauptabteilung III eine eigene ‚Kom-

plexabteilung‘ einzurichten, innerhalb derer alle Komplexdezernate zusammengefasst 

werden. Diese Komplexabteilung sollte unmittelbar dem Hauptabteilungsleiter unter-

stellt werden. Da dadurch alle für die Bearbeitung von Komplexverfahren vorhande-

nen Ressourcen in einer Hand (nämlich der des Hauptabteilungsleiters) lägen, würde 

eine optimierte Zuweisung solcher Verfahren gefördert werden. Außerdem könnte ein 

zusätzlicher Wissens- und Informationsaustausch zwischen den Komplexdezernen-

ten stattfinden können.  

 

Darüber hinaus hat die Projektgruppe weitere organisatorische Änderungen diskutiert, die 

allerdings unterschiedlich bewertet werden: 

 

1.2.3 Einbeziehung der Hauptabteilungsleiter in die originäre Sachbearbeitung 

 

Ein Teil der Projektgruppe empfiehlt, auch die Hauptabteilungsleiter zu einem Anteil 

von bis zu 50% in die originäre Sachbearbeitung einzubinden, ihnen also laufende 

Verfahren zur Bearbeitung zuzuteilen. Die dadurch im Dezernentenbereich freiwer-

denden Ressourcen könnten in besonders stark belasteten Bereichen eingesetzt 

werden.  

 

Die entsprechenden Kapazitäten bei den Hauptabteilungsleitern könnten geschaffen 

werden durch Befreiung von Aufgaben im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht (ins-

besondere Einführung des Vier-Augen-Prinzips; siehe hierzu Ziff. IV.4.2.1 ff.). Sollte 

dies nicht ausreichen, wäre zu prüfen, ob es weitere Aufgabenbereiche gibt, die vor 

dem Hintergrund der knappen zur Verfügung stehenden Ressourcen entweder gänz-



 
 27 

lich aufgegeben oder zukünftig ohne Einbindung der Hauptabteilungsleiter wahrge-

nommen werden können. 

 

In diesem Zusammenhang sei zudem darauf hinzuweisen, dass auch die Direktoren 

der Hamburger Amtsgerichte – von ihrer Besoldung her den Hauptabteilungsleitern 

vergleichbar – mit 50% ihrer Tätigkeit als Spruchrichter tätig seien, also neben den 

ihnen obliegenden Verwaltungstätigkeiten eigene Verfahren bearbeiteten. 

 

Der andere Teil der Projektgruppe lehnt eine Einbeziehung der Hauptabteilungsleiter 

in die originäre Sachbearbeitung strikt ab. Entsprechende Kapazitäten stünden bei 

den Hauptabteilungsleitern nicht zur Verfügung. Insbesondere eine Befreiung von 

Aufgaben im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht sei aus den unter Ziff. IV.4.2.1 ff. 

geschilderten Gründen (insbesondere Qualitätssicherung, Sicherung der Kenntnis 

von wichtigen Verfahren durch den Hauptabteilungsleiter) nicht sachgerecht.  

Hauptabteilungsleiter stünden zudem über die ihnen originär durch die Geschäftsord-

nung, Geschäftsverteilung (hiernach obliegt es ihnen bereits jetzt u.a., besonders zu-

geschriebene Verfahren zu bearbeiten und den Sitzungsdienst in besonderen Verfah-

ren wahrzunehmen) und OrgStA26 zugewiesenen Aufgaben hinaus jederzeit den Mit-

arbeitern ihrer Hauptabteilung sowie der Behördenleitung als Ansprechpartner zur 

Verfügung. Außerdem nähmen sie zahlreiche präventive Aufgaben wahr (siehe hier-

zu insbesondere auch Ziff. IV.7.1.4), von denen sie ihre Mitarbeiter entlasten.   

 

1.2.4 Zuweisung allgemeiner Verfahren auch in Dezernate mit Sonderzuständigkeiten 

 

 Ein Teil der Projektgruppe regt an, auch Dezernenten, die in den spezialisierten Son-

derabteilungen Verfahren aus bestimmten Kriminalitätsbereichen bearbeiten, einen 

Anteil an Verfahren der allgemeinen Kriminalität zuzuweisen. Dies gewährleiste eine 

gleichmäßigere Belastung der allgemeinen und der Sonderdezernate, fördere die 

Mobilität der Dezernenten sowie das gegenseitige Verständnis und mache die 

Gleichwertigkeit der Ermittlungsverfahren deutlich.  

 

 Der andere Teil der Projektgruppe hält dies nicht für überzeugend. Unabhängig da-

von, dass angesichts der beschränkten räumlichen Kapazitäten in den Dienstgebäu-

den der Staatsanwaltschaft keine Aktenverlagerung nebst entsprechender Ser-

vicemitarbeiter in dem für die Umsetzung dieser Idee erforderlichen Maße möglich 

wäre, bestünde vielmehr die Gefahr, dass die zusätzliche Bearbeitung allgemeiner 

Strafsachen die Qualität der Bearbeitung der Spezialmaterien beeinträchtigen würde. 

Für eine Entlastung der allgemeinen Abteilungen in der Hauptabteilung III seien an-

dere Maßnahmen (siehe dazu unter Ziff. IV.9) zielführender. 

 

1.2.5 Transparente Bewertung von Verfahren in Sonderabteilungen 

 

 Ein Teil der Projektgruppe weist darüber hinaus darauf hin, dass es unabdingbar sei, 

ein System zu entwickeln, mit dem Ermittlungsverfahren, die in Komplex- und Son-

derabteilungen bearbeitet werden, nachvollziehbar hinsichtlich des Arbeitsaufwandes 

bewertet werden können. Dieser Anspruch werde zurzeit nur unvollkommen erfüllt.  

                                                
26

  Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Gleichstellung Nr. 7/2000 vom 13. November 
2000 – Anordnung über Organisation und Dienstbetrieb der Staatsanwaltschaften (OrgStA). 



 
 28 

 Auch die Controllingdaten über die Pro-Kopf-Belastung (Neueingänge) ließen 

Schlüsse auf eine gerechte Belastungs- und Ressourcenverteilung nicht zu. Ziel 

müsse eine gleichmäßige und für die Mitarbeiter transparente Verteilung der vorhan-

denen Personalressourcen zwischen den einzelnen Hauptabteilungen und Abteilun-

gen sein. Dafür seien subjektive Einschätzungen nicht ausreichend, da die Erfahrung 

zeige, dass Mitarbeiter sich – und zwar unabhängig von den objektiven Rahmenbe-

dingungen – grundsätzlich ausgelastet fühlten.  

 

 Es wird daher vorgeschlagen, eine Arbeitsgruppe zu bilden, in der Kriterien für eine 

Bewertung zu entwickeln sind. Dabei könne – jedenfalls zum Teil – auf bereits vor-

handene beziehungsweise mittelfristig neu entwickelte PEBB§Y-Daten27 zurückgegrif-

fen werden. Unter-/Überlastungen seien über die Zuweisung allgemeiner Verfahren 

auszugleichen (Ziff. IV.1.2.4.) 

 

Der andere Teil der Projektgruppe erachtet die derzeitige Bewertung von Verfahren 

mitsamt der darauf basierenden Personalverteilung für sachgerecht und verweist da-

rauf, dass der grundlegende Entscheidungsprozess nachvollziehbar und transparent 

(siehe oben) sei. Außerdem könne an Komplex- bzw. besonders zugeschriebene 

Verfahren kein einheitlicher Maßstab gelegt werden, sondern die Komplexität des 

Verfahrens sei im Einzelfall in sachlicher und rechtlicher Hinsicht sowie im Hinblick 

auf den Umfang der zu tätigenden Ermittlungen zu bewerten. Vor diesem Hintergrund 

verbiete sich eine Bewertung dieser Verfahren nach verallgemeinernden Kriterien, da 

diese nicht belastbar wären.  

1.2.6 Neue Sonderzuständigkeiten nur bei Ausgleich personellen Mehrbedarfs 

 

Die Projektgruppe regt darüber hinaus an, dass neue Sonderzuständigkeiten nur 

noch dann eingerichtet werden, wenn dadurch versursachter Personalmehrbedarf 

durch zusätzliche Stellen und zusätzliches Budget ausgeglichen werden. 

 

  

                                                
27

  PEBB§Y (= Personalbedarfsberechnungssystem) ist die Kurzbezeichnung für das System zur 
Personalbedarfsberechnung für Justizbehörden. 
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2. Einschränkung der Fluktuation, insbesondere durch Aussetzen des Assesso-

renmodells 

 

2.1 Situationsbeschreibung  

 

 Zum Januar 2006 wurde in Hamburg das sogenannte Assessorenmodell eingeführt. 

Hierdurch sollte gewährleistet werden, dass Richter und Staatsanwälte vor ihrer Er-

nennung auf Lebenszeit jeweils auch das andere Berufsfeld kennengelernt haben 

und dazu ein Jahr als Staatsanwalt beziehungsweise als Richter tätig gewesen sind.  

 

 Zu diesem Zweck werden jährlich mehrere Assessoren, die eine spätere Laufbahn 

als Richter anstreben (im Folgenden: „Gerichtsassessoren“), über einen Zeitraum von 

regelmäßig einem Jahr bei der Staatsanwaltschaft eingesetzt. Desgleichen wechseln 

Assessoren, die für eine Laufbahn bei der Staatsanwaltschaft („Staatsanwaltschafts-

assessoren“) vorgesehen sind, für ein Jahr zu einem Hamburger Gericht. 

 

 Dieses Assessorenmodell führt für die Staatsanwaltschaft insbesondere aus folgen-

den Gründen zu einer erheblichen Belastung: 

 

2.1.1 Faktischer Verlust von rund 0,5 Dezernentenstellen jährlich 

 

 Alle Assessoren, die erstmals als Staatsanwälte eingesetzt werden, unterliegen der 

sogenannten Gegenzeichnung. Dies dient zum einen dazu, junge Kollegen effektiv 

einzuarbeiten und zum anderen den Interessen des einzelnen Bürgers, der Rechts-

gemeinschaft insgesamt sowie der Ermittlungspersonen der Polizei an sachgerechten 

Entscheidungen (Anklagen, Strafbefehlsanträge, Einstellungen, Ermittlungsverfügun-

gen). Da sich die staatsanwaltschaftliche Tätigkeit in Hinblick auf Arbeitsweise und 

Verfügungstechnik erheblich von der richterlichen Tätigkeit unterscheidet, gilt dies 

auch für Gerichtsassessoren, selbst wenn diese zuvor bereits bei einem Strafgericht 

tätig waren.  

 

 Im Rahmen der Gegenzeichnung bearbeitet ein Gerichtsassessor regelmäßig zu-

nächst für rund drei Monate das ihm zugewiesene Dezernat nur zu 50%. Die übrigen 

50% des Dezernats werden von den übrigen Dezernenten der Abteilung vertreten. 

Erst nach Ablauf dieser Zeit (sodann erfolgt der Erhalt des sogenannten kleinen 

Zeichnungsrechts) übernimmt ein Gerichtsassessor sein eigenes Dezernat zu 100%.  

 

 Das bedeutet, dass ein im Rahmen des Assessorenmodells bei der Staatsanwalt-

schaft eingesetzter Gerichtsassessor zwar ein Jahr lang als besetzte Vollzeitstelle 

ausgewiesen wird, seine Arbeitskraft aber tatsächlich nur zu etwa 87,5% zur Verfü-

gung steht. Anders ausgedrückt heißt dies, dass jeder eingesetzte Gerichtsassessor 

faktisch einen Verlust von ca. 12,5% einer Dezernentenstelle bei der Staatsanwalt-

schaft bedeutet.  
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 In der Zeit vom 01.01.2006 bis zum 30.06.2014 fingen im Rahmen des Assessoren-

modells insgesamt 37 Gerichtsassessoren28 bei der Staatsanwaltschaft an und wur-

den für insgesamt rund 170 Monate ausgebildet (davon rund 88 Monate bis zum je-

weiligen Erhalt des sogenannten kleinen Zeichnungsrechts).  

 

 Das bedeutet damit seit Einführung des Assessorenmodells einen faktischen Verlust 

von rund vier Dezernentenstellen bzw. durchschnittlich rund 0,5 Dezernentenstellen 

jährlich, der von den übrigen Dezernenten aufgefangen werden muss.  

 

2.1.2 Starker Anstieg der Zahl an Bestandsverfahren 

 

 Darüber hinaus führt das Assessorenmodell mit der ihm eigenen hohen Fluktuation 

dazu, dass der Bestand an offenen Verfahren in den jeweiligen Dezernaten der be-

troffenen Abteilungen erheblich anwächst. Dies hat insbesondere folgende Ursachen: 

 

 Zunächst können die Dezernenten, die während der Zeit der Gegenzeichnung 

des Assessors dessen Dezernat vertreten (siehe dazu soeben), die dortigen 

Verfahren aufgrund mangelnder Kenntnis des Werdeganges des Vorgangs 

diesen nicht so zügig bearbeiten, wie dies während einer regulären Dezer-

natsbearbeitung der Fall und zur sachgerechten Dezernatsführung auch er-

forderlich wäre. Besonders umfangreiche Verfahren können in dieser Situation 

mitunter über längere Zeit gar nicht mehr gefördert werden, da die für eine in-

soweit erforderliche zeitintensive Beschäftigung mit dem Vorgang mangels 

Ressource „Arbeitszeit“ nicht möglich ist. Dadurch sinkt die Zahl der Erledi-

gungen in dem entsprechenden Dezernat. 

 

 Des Weiteren können Assessoren auch nach vollständiger Übernahme des 

eigenen Dezernats – bei dem jeweiligen beruflichen Erfahrungsstand voll-

kommen verständlich – die Verfahren in den ersten Monaten nicht gleicher-

maßen stringent und zielgerichtet leiten, wie dies bei erfahreneren Kollegen 

der Fall wäre. Dadurch steigt die Anzahl der offenen Verfahren in dem jeweili-

gen Dezernat weiter an.  

 

Bevor aber ein Gerichtsassessor die erforderliche Routine und den vollständi-

gen Überblick über den Bestand seines Dezernats erlangen, damit die Verfah-

ren schneller bearbeiten und den Bestand wieder reduzieren kann, endet sei-

ne Abordnung, und er kehrt zum Gericht zurück.  

 

 Während des Zeitraums der Abordnung eines Gerichtsassessors zur Staats-

anwaltschaft muss diese einen eigenen Staatsanwaltschaftsassessor, der sich 

die erforderliche Erfahrung in der Bearbeitung eines Dezernats während sei-

ner Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft bereits angeeignet hat und sein De-

zernat sachgerecht bearbeiten könnte, im Rahmen des Assessorenmodells für 

ein Jahr an ein Gericht abgeben. 

 

  

                                                
28

  Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg. 
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 Schließlich ist zu beobachten, dass umfangreichere Verfahren von Assesso-

ren (Gerichts- wie Staatsanwaltschaftsassessoren), die wissen, dass sie in 

absehbarer Zeit das Dezernat verlassen werden, oftmals nicht mehr gefördert 

werden, sondern dass stattdessen – auch um die Erledigungszahlen im De-

zernat insgesamt positiver erscheinen zu lassen – bevorzugt kleinere Verfah-

ren bearbeitet werden, bei denen ein zeitnaher Abschluss wahrscheinlicher 

erscheint.  

 

 Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass die Gegenzeichner Arbeitszeit für 

die Ausbildung der Assessoren aufwenden müssen, die ihnen nicht für die ei-

gene Verfahrensbearbeitung zur Verfügung steht. 

Die aufgrund der vorgenannten Umstände stetig ansteigende Zahl an Bestandsver-

fahren führt zu einem beständigen Anwachsen der Tagesvorlage, die von Assessoren 

oder auch Dezernenten, die die betreffenden Dezernate übernehmen, bewältigt wer-

den muss. Die Folge ist eine erhebliche Mehrbelastung, selbst bei einem eventuellen 

vorübergehenden Rückgang an Neueingängen.  

 

2.1.3 Entwicklung der sogenannten Resteverfahren seit Einführung des Assesso-

renmodells 

 

Die Folgen des Assessorenmodells lassen sich insbesondere ablesen an der Ent-

wicklung der Verfahren in den Restelisten der Hauptabteilung III (sogenannte Reste-

verfahren). In diesen Restelisten werden alle Verfahren eines Dezernats erfasst, die 

zum Stichtag älter als neun Monate sind und noch nicht durch Anklageerhe-

bung/Strafbefehlsantrag/Einstellung (vorläufig) abgeschlossen werden konnten. Die 

in der Resteliste enthaltenen Verfahren sind von den jeweils zuständigen Dezernen-

ten zusätzlich zu den jeweils neu eingehenden und den weiteren Bestandsverfahren 

zu bearbeiten. Daher bedeutet ein Anstieg bei den in den Restelisten ausgewiesenen 

Verfahren zugleich einen Anstieg in der Arbeitsbelastung der aktuell für das jeweilige 

Dezernat zuständigen Bearbeiter. 

 

Eine Auswertung der Entwicklung der Resteverfahren hat ergeben, dass ihre durch-

schnittliche Anzahl pro Jahr in der Hauptabteilung III („Allgemeine Abteilung“), die im 

Wesentlichen die Ausbildung der Assessoren übernimmt, seit Einführung des Asses-

sorenmodells im Jahr 2006 erheblich (um rund 90%) zugenommen hat: 

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

526 526 438 453 509 533 515 632 696 790 860 

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg  

Eine auch nur ansatzweise vergleichbare Entwicklung ist für keine andere Hauptab-

teilung der Staatsanwaltschaft Hamburg zu verzeichnen.29 

 

  

                                                
29

  Vgl. die Gesamtauswertung der Restelisten aller Hauptabteilungen unter Ziff. III.1.4. 
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2.2 Änderungsvorschläge 

2.2.1 Aussetzen des Assessorenmodells 

 

Die Projektgruppe schlägt einstimmig vor, das Assessorenmodell in seiner derzeiti-

gen Form zeitnah auszusetzen. Die vorhandenen personellen Ressourcen bei der 

Staatsanwaltschaft reichen nicht aus, um die aus dem Modell resultierenden Mehrbe-

lastungen aufzufangen. In seiner derzeitigen Form wirkt sich das Assessorenmodell 

daher nachteilig auf die Strafrechtspflege aus.  

 

Berufsanfänger, die sich für eine Laufbahn als Staatsanwalt entscheiden, sollten zu-

künftig (wieder30) als „Staatsanwälte auf Probe“ eingestellt und allein innerhalb der 

Staatsanwaltschaft ausgebildet werden.  

 

Die Staatsanwaltschaft Berlin hat berichtet, dass ihr zuletzt 28 neue Stellen bewilligt 

worden sind, die mit „Staatsanwälten auf Probe“ – also ohne Teilnahme an dem auch 

in Berlin praktizierten Assessorenmodell31 – besetzt werden durften und dass dies zu 

einer erheblichen Entlastung in den einschlägigen Abteilungen geführt habe.32  

 

Die Projektgruppe ist allerdings der Auffassung, dass ein Wechsel zwischen den Be-

rufsfeldern des Staatsanwalts und des Richters grundsätzlich sinnvoll ist. Sie regt da-

her an, dass die Behörde für Justiz und Gleichstellung in enger Zusammenarbeit mit 

Vertretern der Staatsanwaltschaft und der Gerichte erörtert, ob alternative Modelle 

gefunden werden können, die diesen Austausch ohne die derzeit damit verbundenen 

negativen Auswirkungen ermöglichen.  

 

Anmerkung: Die Lenkungsgruppe hat darum gebeten, dass die Projektgruppe in ih-

rem Bericht einschlägige Modelle, die ihr von anderen Staatsanwaltschaften geschil-

dert werden, kurz ansprechen möge. Daher soll an dieser Stelle auf das bei der 

Staatsanwaltschaft München I (beziehungsweise innerhalb der bayerischen Justiz 

insgesamt) praktizierte Verfahren eingegangen werden, das sich von dem Hamburger 

Assessorenmodell wesentlich unterscheidet: 

 

In Bayern erfolgt die Einstellung von Richtern und Staatsanwälten nicht bezogen auf 

eine konkrete Laufbahn, sondern ganz generell auf eine Stelle in der Justiz. Die Ein-

stellung erfolgt demgemäß über das Justizministerium. 60-70% aller Berufseinsteiger 

beginnen ihre Laufbahn bei der Staatsanwaltschaft. Die übrigen 30-40% absolvieren 

ihre erste Berufsstation bei einem Gericht, werden aber vor ihrer Lebenszeiternen-

nung zur Staatsanwaltschaft versetzt. Praktiziert wird ein striktes Wechselprinzip: Ei-

ne Ernennung zum Richter auf Lebenszeit setzt eine Tätigkeit als Staatsanwalt vo-

raus. Darüber hinaus kann ein erneuter Wechsel eines bereits ernannten Richters zur 

                                                
30

  Das entspräche der bis 2006 geltenden Regelung. 
31

  Auch in Berlin wird ein Assessorenmodell praktiziert. Dort wird in etwa dieselbe Anzahl an Asses-
soren eingesetzt wie in Hamburg, allerdings bei einer erheblich höheren Zahl an Staatsanwälten. 
Die durch das dortige Assessorenmodell hervorgerufene Belastung ist mit der in Hamburg daher 
nicht vergleichbar. 

32
  Eine Vergleichbarkeit mit der Situation bei der Staatsanwaltschaft München I ist bereits wegen 

des dort völlig anders ausgestalteten Verfahrens bei der Einstellung (die Einstellung erfolgt ganz 
allgemein auf eine Justizstelle) und der Probezeit nicht gegeben. 
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Staatsanwaltschaft (in der Regel auf die mit R1 Z33 besoldete Stelle eines Gruppenlei-

ters34) dessen Chancen auf eine Beförderung auf eine R2-Stelle verbessern. 

 

Durch dieses Modell wird sichergestellt, dass sowohl Gerichte als auch Staatsanwalt-

schaften mit der jeweils anderen Sichtweise auf den Verlauf eines Strafverfahrens 

vertraut sind.  

 

2.2.2 Einschränkung der Fluktuation durch Dezernatswechsel innerhalb der Staats-

anwaltschaft 

 

Ein Teil der Projektgruppe hält es – über eine Aussetzung des Assessorenmodells 

hinaus – für sinnvoll, die Fluktuation innerhalb der Hauptabteilung III weiter einzu-

schränken, um die Kontinuität der Bearbeitung innerhalb der dortigen Dezernate zu 

stärken.    

 

Daher sollten junge Mitarbeiter vor ihrer Ernennung zu Staatsanwälten auf Lebenszeit 

grundsätzlich durchgehend dasselbe Dezernat bearbeiten und erst danach in eine 

andere Hauptabteilung wechseln. Von diesem Grundsatz sollte nur in begründeten 

Ausnahmefällen abgewichen werden, etwa wenn der Abteilungsleiter Zweifel an der 

Qualifikation des Mitarbeiters hegt und es für erforderlich hält, dass ein zweiter Abtei-

lungsleiter sich ein Bild des Mitarbeiters machen kann. 

 

Der andere Teil der Projektgruppe hält dies für nicht überzeugend. Um eine sachge-

rechte Bearbeitung zu gewährleisten, erschiene es ausreichend, Berufsanfänger für 

zwei Jahre in der Hauptabteilung zu belassen. Ein Dezernatswechsel vor der Le-

benszeiternennung (die zumeist nach drei Jahren Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft 

erfolgen würde) sei erforderlich, um feststellen zu können, ob der Berufsanfänger 

nicht nur in dem von ihm in seinen ersten beiden Jahren bei der Staatsanwaltschaft 

bearbeiteten Dezernat eine den Ansprüchen genügende Arbeit abliefere, sondern 

auch in einem anderen Bereich, beurteilt durch einen anderen Abteilungs- und 

Hauptabteilungsleiter. 

 

 

 

  

                                                
33

  R1-Besoldung zuzüglich einer Funktionszulage. 
34

  Diese Funktion entspricht in Hamburg im Wesentlichen der des Vertreters des Abteilungsleiters 
(ALV). 
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3. Verbesserung der IT-Infrastruktur  

 

3.1 Situationsbeschreibung 

 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg arbeitet seit dem 01.03.2000 flächendeckend mit 

der Fachanwendung MESTA35. 

  

Bei dieser handelt es sich um ein Vorgangsbearbeitungs- und -verwaltungsprogramm, 

das die Arbeitsabläufe der Staatsanwaltschaft abbildet. In MESTA werden Daten aus 

sämtlichen  bei der Staatsanwaltschaft eingehenden Verfahren in einer Datenbank er-

fasst, insbesondere Aktenzeichen, personenbezogene Daten der Beschuldigten, Ge-

schädigten, Zeugen pp. sowie Angaben zu Asservaten. Des Weiteren werden der 

Verfahrens- und Vollstreckungsstand sowie u.a. der gegenwärtige Verbleib der Akte 

in MESTA festgehalten. Zudem werden in MESTA verfahrensbezogene Dokumente 

abgelegt, insbesondere Anklagen und Strafbefehlsanträge.  

 

Diese Dokumente sind in der Regel zuvor unter Verwendung des bei der Staatsan-

waltschaft im Einsatz befindlichen sog. MESTA-Schreibwerks erzeugt worden. Dieses 

Schreibwerk dient dazu, anhand vorformatierter Dokumentenvorlagen sowohl im De-

zernenten- als auch Rechtspfleger- und Servicebereich Anklageschriften, Anträge an 

das Gericht, (Einstellungs-)Bescheide und Mitteilungen sowie weitere Schreiben zu 

erstellen. Dazu greift das Schreibwerk auf die MESTA-Datenbank zu, so dass die für 

die Erstellung von Dokumenten benötigten Daten unmittelbar in die Dokumente über-

nommen werden. Darüber hinaus enthält das Schreibwerk Textbausteine u.a. mit den 

Gesetzestexten der Strafvorschriften des Haupt- und Nebenstrafrechts, die ebenfalls 

in die Schriftstücke eingefügt werden können.  

 

Durch die Einführung dieser IT-Infrastruktur sollten die Mitarbeiter der Staatsanwalt-

schaft im Jahr 2000 in die Lage versetzt werden, in vergleichsweise kurzer Zeit die im 

Ermittlungs- und Vollstreckungsverfahren erforderlichen Schriftstücke zu verfassen, 

da zeitgleich die Schreibkräfte zu Einheitssachbearbeitern umgeschult wurden und 

seitdem keine Schreibkräfte mehr bei der Staatsanwaltschaft tätig sind.  

 

Das – im Übrigen nur bei der Staatsanwaltschaft Hamburg im Einsatz befindliche – 

MESTA-Schreibwerk weist mittlerweile eine Reihe von Schwachstellen auf, die der 

effizienten und Ressourcen schonenden Arbeit, die mit seiner Einführung ermöglicht 

werden sollte, nunmehr entgegenstehen und für teilweise erhebliche Arbeitsverzöge-

rungen und Mehraufwand sorgen (wobei teilweise auch der Umgang der Mitarbeiter 

mit dem MESTA-Schreibwerk hierfür ursächlich ist): 

 Die Benutzeroberfläche des MESTA-Schreibwerks wird als wenig intuitiv und be-

dienerfreundlich angesehen. Dies führt zu längeren Bearbeitungszeiten, aber 

auch zu Fehlern in der Anwendung. 
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 Die Gesetzestextbausteine des Schreibwerks sind teilweise veraltet und entspre-

chen nicht den geltenden Gesetzesfassungen. Dezernenten müssen daher die 

vorgegebenen Texte jeweils mit aktuellen Gesetzesfassungen abgleichen und 

gegebenenfalls Korrekturen in den von ihnen erstellten Dokumenten händisch 

vornehmen.  

 

 Der Bestand an vorformatierten Dokumentenvorlagen im Schreibwerk ist lücken-

haft. Für zahlreiche in der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit regelmäßig vor-

kommende Konstellationen sind entsprechende Vorlagen nicht vorhanden, so 

dass die Mitarbeiter „freihändig“ Dokumente erstellen müssen. Dies verursacht 

Mehraufwand. Darüber hinaus kann dies, insbesondere bei Schreiben, die im 

Servicebereich gefertigt werden, zu Unzulänglichkeiten im Außenauftritt der 

Staatsanwaltschaft führen. 

 

 Der Bestand an vorformatierten Dokumentenvorlagen ist teilweise veraltet und 

entspricht nicht (mehr) immer den Vorgaben der Strafprozessordnung, so dass 

die Dezernenten bzw. Rechtspfleger hier oftmals nachbessern müssen.  

 

 Die beschriebenen Fehler innerhalb von Textbausteinen und Dokumentenvorla-

gen können nur sehr zeitverzögert behoben werden, weil es sich bei dem im Ein-

satz befindlichen Schreibwerk um die Programmierung durch einen einzelnen IT-

Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft Hamburg handelt. Nur dieser kann derzeit 

Um- bzw. Neuprogrammierungen des Schreibwerks vornehmen. Da dieser Mit-

arbeiter jedoch keine juristischen Vorkenntnisse hat, müssen ihm Änderungs- 

und Ergänzungswünsche zunächst in einer Weise erklärt werden, die er erst 

dann programmiertechnisch umsetzen kann.  

 

Der Dezernent, dem diese Aufgabe im Rahmen der Geschäftsverteilung zuge-

wiesen wurde, ist seit Längerem mit noch nicht absehbarem Ende dienstunfähig 

erkrankt. Zwar haben andere Mitarbeiter diese Aufgabe vertretungsweise über-

nommen; sie konnten den erkrankten Dezernenten jedoch nicht vollumfänglich 

ersetzen. Hinzu kommt, dass dieser IT-Mitarbeiter derzeit vorrangig dafür Sorge 

zu tragen hat, dass das MESTA-Schreibwerk kompatibel ist mit dem Redesign 

von MESTA (sog. MESTA 3.x), damit bei Einführung von MESTA 3.x weiterhin 

über das Schreibwerk ein Zugriff auf die MESTA-Datenbank möglich ist. Dieses 

Redesign befindet sich momentan in der Test- und Abnahmephase.  

 

Aus vorgenannten Gründen ist es bei der Neu- und Umprogrammierung des 

Schreibwerks zu einem erheblichen Umsetzungsrückstand gekommen. Hinzu 

kommt, dass das Schreibwerk zwischenzeitlich derart komplex geworden ist, 

dass Neu- und Umprogrammierungen unvorhergesehene Auswirkungen auf an-

dere Teile des Schreibwerkes haben können. Notwendige Schreibwerksände-

rungen können daher aufgrund dieser Fehlprogrammierungen nicht in den Echt-

betrieb übernommen werden.  

 

Der Umfang der erforderlichen Neu- und Umprogrammierungen würde es erfor-

derlich machen, dass mindestens ein oder zwei weitere IT-Mitarbeiter sich mit 

diesen Programmierungen befassen müssten. Der Staatsanwaltschaft stehen je-

doch insoweit keine besetzungsfähigen Stellen zur Verfügung. Aber auch wenn 
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weitere IT-Mitarbeiter für diese Aufgabe eingestellt werden könnten, so würde die 

Komplexität des Programmes eine arbeitsintensive Einarbeitung von mehreren 

Monaten durch den derzeit einzigen Programmierer für das Schreibwerk erfor-

dern. Dieser würde während der Einarbeitungszeit nicht oder nur in einem verrin-

gerten Maße für Neu- und Umprogrammierungen zur Verfügung stehen, so dass 

sich der Rückstau bei den abzuarbeitenden Programmierungen noch weiter ver-

größern würde.  

 

Außerdem hat die jüngste Vergangenheit gezeigt, dass es immer wieder zu Ein-

flussnahmen auf das Schreibwerk von außen durch sog. Sicherheitspatches an-

derer Programme kommen kann, die dazu führen können, dass das Schreibwerk 

– jedenfalls in Teilen – außer Funktion gesetzt wird. Auf derartige unvorhergese-

hene Vorkommnisse kann ein einzelner Programmierer nur mit erheblichem Zeit-

aufwand reagieren, sofern er sich zur maßgeblichen Zeit überhaupt im Dienst be-

findet. Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass perspektivisch weiterer Pro-

grammieraufwand zu erwarten ist, um das Schreibwerk im Rahmen der Einfüh-

rung des elektronischen Rechtsverkehrs zu ertüchtigen. Auch hierfür werden wei-

tere Programmiererkapazitäten erforderlich sein.  

 

 Der Datenbestand in MESTA ist oftmals unvollständig oder fehlerhaft, so dass 

z.B. Dezernenten bei umfangreichen Beweismittelverzeichnissen in Anklage-

schriften nicht auf eingepflegte Datensätze zurückgreifen können, sondern diese 

eigenhändig erstellen müssen.  

 

 Zudem werden personenbezogene Daten bei ihrer Erfassung oftmals nicht mit 

den bereits in der Datenbank erfassten Daten abgeglichen oder werden vorhan-

dene Datensätze nicht zusammengeführt, was dazu führen kann, dass identische 

Personen mehrfach in der Datenbank erfasst sind. Gerade die Häufigkeit des de-

liktischen Auftretens einer Person, die sich in der Anzahl der für sie in der Daten-

bank erfassten Verfahren widerspiegelt, kann jedoch maßgelblich für die von 

dem Dezernenten zu treffende Entscheidung über die Art der Erledigung des 

Verfahrens sein. 

 

Neben diesen Schwachstellen bei der gegenwärtig verwendeten Software wird auch 

die Ausstattung mit Hardware in Teilbereichen als nicht mehr ausreichend angesehen: 

 

 Die Zahl der zur Verfügung stehenden Multifunktionsgeräte ist angesichts der 

zunehmenden Nutzung elektronischer Hilfsakten (im Folgenden: eHilfsakten)36, 

für die umfangreiche Digitalisierungsarbeiten erforderlich werden, nicht ausrei-

chend. Zudem sind die vorhandenen Geräte nicht für eine intensive Benutzung 

ausgelegt. Daher fehlt es oft an Kapazitäten, um eHilfsakten zu erstellen. Zudem 

fallen die Geräte oftmals wegen technischer Probleme aus.   
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  Hierbei handelt es sich um die digitalisierte Form der Papierakte. Sie dient insbesondere dazu, in 
umfangreicheren Verfahren den Beteiligten vereinfacht und beschleunigt Akteneinsicht zu gewäh-
ren und dem Dezernenten in der Hauptverhandlung via Laptop den Zugriff auf die vollständige 
Akte zu ermöglichen.  
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 Nicht an allen Arbeitsplätzen der Servicemitarbeiter stehen Tisch-Scanner zur 

Verfügung. Durch eine flächendeckende Ausstattung würde den aufgrund der 

Einsparmaßnahmen im Personalhaushalt geringeren Personalkapazitäten sowie 

den nach der Einführung der NGN-Telefonie erheblich eingeschränkten Fax-

Möglichkeiten Rechnung getragen werden, da durch den Einsatz von techni-

schen Hilfsmitteln die Möglichkeit gesteigert werden würde, effizienter zu arbeiten. 

Dies würde die Arbeitszufriedenheit der Servicemitarbeiter erhöhen. 

 

3.2 Änderungsvorschläge und deren Umsetzungsstand  

 

Die Projektgruppe schlägt folgende Maßnahmen vor, um die IT-Infrastruktur zu ver-

bessern: 

 

3.2.1 Maßnahmen der Behörde für Justiz und Gleichstellung 

 

3.2.1.1 Einführung eines neuen Schreibwerks  (sogenanntes FAME-Schreibwerk) 

 

Als vordringlichste Maßnahme sieht es die Projektgruppe an, das vorhandene durch 

ein leistungsfähigeres Schreibwerk, namentlich das FAME-Schreibwerk, zu ersetzen. 

Das FAME-Schreibwerk wird bereits seit einigen Jahren in den Ländern Schleswig-

Holstein, Brandenburg, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfalen 

erfolgreich genutzt. Dieses bietet gegenüber dem derzeit genutzten Schreibwerk fünf 

erhebliche Vorteile: 

  

 Das FAME-Schreibwerk zeichnet sich durch ein hohes Maß an Bedienerfreund-

lichkeit aus, z.B. durch eine übersichtliche Eingabemaske und eine hohe Resis-

tenz gegen Bedienungsfehler. Es ermöglicht so eine deutlich schnellere Fallbe-

arbeitung.  

 

 Das Programm ermöglicht eine stetige Aktualisierung und Optimierung der ver-

wendeten Vordrucke und Textbausteine durch die Möglichkeit der Programmie-

rung „User für User“. Dadurch könnten sämtliche für die staatsanwaltschaftliche 

Arbeit erforderlichen Dokumentenvorlagen zeitnah in das Schreibwerk eingestellt 

werden.  

 

Auch kann umgehend auf aktuelle Gesetzesänderungen reagiert werden. Dies ist 

bei dem derzeit im Einsatz befindlichen MESTA-Schreibwerk nicht ohne weiteres 

möglich. Zum einen ist die Programmierung dieses Schreibwerks sehr komplex 

und damit zeitaufwändig. Zum anderen weist sie aber auch zahlreiche Verknüp-

fungen und Abhängigkeiten auf, die es erforderlich machen, das Schreibwerk vor 

Verteilung einer neuen Version an sämtliche User durch einige Mitarbeiter der 

verschiedenen Tätigkeitsbereiche im Testbetrieb einzusetzen. Erst dann, wenn 

das MESTA-Schreibwerk im Testbetrieb fehlerfrei anwendbar ist, kann es ver-

antwortet werden, eine neue Version des Schreibwerks in den Echtbetrieb zu ge-

ben. Das FAME-Schreibwerk weist demgegenüber keine derart komplexe Pro-

grammierung mit zahlreichen Abhängigkeiten auf; hier ist es möglich, einzelne 

Formularvorlagen zu ändern bzw. neu zu erstellen.  

 



 
 38 

Weitere Vorteile des FAME-Schreibwerks liegen in der Möglichkeit, dass jeder 

Mitarbeiter das Schreibwerk an seine individuellen Bedürfnisse, die sich insbe-

sondere aus der individuellen Fallbearbeitung ergeben, anpassen kann. So kann 

er insbesondere häufig verwendete Formulare als sog. Favoriten in einen 

Schnellzugriff legen bzw. auf Basis bestehender Vordrucke eigene Texte erstel-

len und diese als sog. persönliche Dokumente in seinem  Schreibwerk ablegen. 

Bei einer zukünftigen Verwendung dieser Dokumente in einem anderen Verfah-

ren kann er die erforderlichen Daten aus der MESTA-Datenbank übernehmen. 

Diese Funktionalitäten beinhaltet das MESTA-Schreibwerk nicht. 

 

 Das FAME-Schreibwerk bietet darüber hinaus die Möglichkeit, Spracherken-

nungsprogramme einzubinden. Diese Funktionalität ist bei dem derzeit verwen-

deten MESTA-Schreibwerk nicht nutzbar.  

 

 Außerdem ist es möglich, unter dem FAME-Schreibwerk eine sogenannte elekt-

ronische Verfahrensakte zu führen, d.h. sämtliche mit dem Schreibwerk erstellten 

Schreiben, aber auch z.B. pdf.-Dokumente können zu einem Aktenzeichen als 

Dokument abgelegt werden und sind damit für alle Berechtigten einsehbar und 

verfügbar. Diese Möglichkeit stellt einen ersten Schritt auf dem Weg zur elektro-

nischen Aktenführung dar. 

 

 Da das FAME-Schreibwerk bereits in fünf MESTA-Ländern im Einsatz ist, werden 

erhebliche Synergieeffekte genutzt werden können, um gemeinsam das 

Schreibwerk für die Erfordernisse des Elektronischen Rechtsverkehrs zu ertüch-

tigen. 

 

Die Staatsanwaltschaft Hamburg hat das FAME-Schreibwerk in mehreren Arbeits-

gruppen (sog. Schreibwerksgruppen), bestehend aus Dezernenten, Rechtspflegern 

bzw. Servicemitarbeitern, bei der Staatsanwaltschaft Lübeck ausgiebig in Augen-

schein nehmen können. Alle Schreibwerksgruppen haben sich im Anschluss daran 

für eine Einführung des FAME-Schreibwerks auch in Hamburg ausgesprochen. 

 

Für den Betrieb des FAME-Schreibwerks würden entsprechend einer unverbindlichen 

Preisinformation des Unternehmens Dataport  

 einmalige Kosten in Höhe von ca. EUR 155.000,- (u.a. für die Überlassung von 

FAME) zuzüglich  

 einmaliger, noch nicht zu beziffernder Migrationsaufwand des Unternehmens 

CGM37 sowie  

 laufende Kosten in Höhe von jährlich ca. 81.000,- € anfallen,  

wobei derzeit Gespräche geführt werden, ob und in welcher Höhe die jährlichen Kos-

ten reduziert werden können.  

 

Da mehrere MESTA-Verbundländer in Gesprächen im Rahmen der MESTA-

Lenkungsgruppe signalisiert haben, die bei ihnen im Einsatz befindlichen Formular-

programmierungen für das FAME-Schreibwerk der Staatsanwaltschaft Hamburg zur 
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  Bei FAME handelt es sich um ein System des Unternehmens CGM Systema. 
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Verfügung zu stellen, könnten diese Formulare als Basis für das FAME-Schreibwerk 

der Staatsanwaltschaft Hamburg dienen.  

 

Diese geht derzeit davon aus, dass die Einführung des FAME-Schreibwerk eine Vor-

laufzeit von ungefähr sechs bis neun Monaten erfordert, wobei ggf. auch eine modu-

larweise und damit zeitnähere Einführung möglich erscheint. 

 

3.2.1.2 Verbesserung der Ausstattung mit Hardware 

 

Es sollte eine ausreichende Versorgung mit leistungsstarken Multifunktionsgeräten 

sichergestellt werden, um zukünftig die zeitnahe Erstellung von eHilfsakten zu ge-

währleisten. Darüber hinaus sollten diese Geräte alle an das Datennetz angeschlos-

sen werden.  

 

Bei der Staatsanwaltschaft wurde im Juli 2014 ein Geräteaustausch durchgeführt, 

wobei Geräte nur im Rahmen des Budgets, das der Staatsanwaltschaft im Zuge der 

Dezentralisierung der Budgets für die Multifunktionsgeräte zur Verfügung gestellt 

worden ist, angeschafft werden konnten. Dabei mussten Abstriche bei der Leistungs-

fähigkeit von Geräten gemacht werden, da höherwertige Geräte nicht aus dem 

Budget hätten finanziert werden können. Es bleibt abzuwarten, wie sich die ange-

schafften Geräte in der Praxis bewähren. Ein Großteil dieser Geräte ist oder wird an 

das Datennetz angeschlossen werden.  

 

Im Hinblick auf die flächendeckende Ausstattung der Arbeitsplätze im Servicebereich 

mit Tischscannern wurde bereits dem Antrag der Staatsanwaltschaft auf Bewilligung 

der für diese Anschaffung erforderlichen finanziellen Mittel stattgeben, so dass deren 

Beschaffung mittlerweile veranlasst wurde. 

 

3.2.1.3 Datenschnittstelle zu den Gerichten 

 

Es sollte darauf hingewirkt werden, dass eine Datenschnittstelle zwischen MESTA 

und dem bei den Gerichten verwendeten Programm ForumSTAR installiert wird, 

durch die ein einfacher Datentransfer (z.B. von gerichtlichen Aktenzeichen, Terminen 

zur Hauptverhandlung oder aber auch Übermittlung digital vorliegender Entscheidun-

gen) ermöglicht wird. 

 

3.2.1.4 Einbindung der Stadtteilgerichte in die eHilfsakte 

 

Derzeit werden eHilfsakten in den Bereichen der Hauptabteilung V (Wirtschafts- und 

Steuerabteilungen), Hauptabteilung VI (BtM- und OK-Abteilungen sowie Verfahren im 

Zusammenhang mit Tötungsdelikten) sowie Hauptabteilung VII (dort  insbesondere in 

Computerstrafsachen) genutzt. Vereinbarungen über die Nutzung von eHilfsakten 

wurden dementsprechend mit dem Landgericht sowie den Wirtschaftsabteilungen des 

Amtsgerichts Hamburg getroffen.  

 

Die Staatsanwaltschaft beabsichtigt, demnächst auch in der Hauptabteilung III (All-

gemeine Strafsachen) und der Hauptabteilung IV (dort insbesondere bei PROTÄKT-

Tätern oder in Jugendschutzsachen) eHilfsakten einzusetzen, Daher sollte in Ge-

sprächen mit dem Präsidenten des Amtsgerichts sowie den Direktoren der Stadtteil-
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gerichte darauf hingewirkt werden, dass mit den Amtsgerichten eine weitergehende 

Vereinbarung über die Nutzung der eHilfsakte getroffen wird. Insbesondere erscheint 

eine Vereinbarung über die Nutzung von eHilfsakten mit den Abteilungen 160 ff. des 

Amtsgerichts Hamburg sinnvoll, da in den bei der Staatsanwaltschaft mit eHilfsakten 

geführten Verfahren häufig unter dem Richtervorbehalt stehende Ermittlungsmaß-

nahmen (z.B. Durchsuchungen) zu treffen sind. Die Nutzung von eHilfsakten würde 

insoweit eine Verfahrensbeschleunigung und -vereinfachung sowohl für die Ermitt-

lungsrichter als auch für die Staatsanwaltschaft bedeuten.  

 

Auch die Einbeziehung der Stadtteilgerichte würde Nutzen gerade für diese Gerichte 

mit sich bringen, da insbesondere von großen Verfahrenskomplexen abgetrennte und 

bereits mit eHilfsakten geführte Wirtschaftsverfahren häufig dorthin angeklagt werden.  

 

Die zwischen dem Landgericht bzw. dem Amtsgericht Hamburg (Wirtschaftsabteilun-

gen) und der Staatsanwaltschaft getroffenen Vereinbarungen über die Nutzung der 

eHilfsakte könnten unproblematisch auch auf weitere Bereiche des Amtsgerichts 

übertragen werden, so dass die Gerichte lediglich dafür Sorge zu tragen hätten, die 

erforderlichen organisatorischen Maßnahmen für die Nutzung der eHilfsakte zu tref-

fen.  

 

3.2.2  Maßnahmen der Staatsanwaltschaft  

 

Die Projektgruppe regt gegenüber der Staatsanwaltschaft folgende Maßnahmen an, 

die bereits teilweise umgesetzt werden: 

 

3.2.2.1 Regelmäßige Schulungen der Mitarbeiter des Servicebereichs 

 

Bei der Staatsanwaltschaft werden einzelne, besonders geschulte Einheitssachbear-

beiter als sog. Multiplikatoren eingesetzt. Ihnen obliegt es, eine anwendungsbezoge-

ne und praxisorientierte IT-Basisschulung der übrigen Mitarbeiter der Serviceteams 

durchzuführen.  

 

Den Multiplikatoren werden zwar in gemeinsamen Workshops fortlaufend zusätzliche 

EDV-Kenntnisse vermittelt. Gleichzeitig sollte aber verstärkt im Wege der Dienstauf-

sicht sichergestellt werden, dass alle Multiplikatoren ihren Schulungsaufgaben auch 

nachkommen.  

 

Die verpflichtende Schulung der übrigen Mitarbeiter der Serviceteams sollte sodann 

anhand des bereits existierenden sog. Baukastenmodells durchgeführt werden, das 

sicherstellt, dass alle Servicemitarbeiter alle erforderlichen Schulungsmodule durch-

laufen. Dabei sollte besonderes Augenmerk auf die Schulungen im Bereich der 

MESTA-Datenpflege gelegt werden, um einen gepflegten und weitgehend fehlerfreien 

Datenbestand zu erreichen, auf den sodann ohne weiteres im Rahmen des Schreib-

werks zurückgegriffen werden kann. 
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3.2.2.2 Angebot von regelmäßigen Workshops für Dezernenten  

 

Auch den Dezernenten sollten in regelmäßig durchgeführten Workshops die fehler-

freie Bedienung des Schreibwerks vermittelt werden, damit sie ihre Kenntnisse auf-

frischen bzw. vertiefen können. 

 

3.2.2.3 Erlass einer Dienstanweisung zur Speicherung von Dokumenten 

 

Es sollte eine Dienstanweisung ergehen, die die Dezernenten  verpflichtet, bestimmte 

Dokumente (z.B. Anklageschriften, Strafbefehls-, Haftbefehls- und Durchsuchungsan-

träge, Einstellungsbescheide) unter MESTA bzw. in der elektronischen Verfahrensak-

te abzuspeichern, um so sämtlichen berechtigten Mitarbeitern die Möglichkeit des 

schnellen und einfachen Zugriffs auf diese Dokumente zu geben. Sofern bei der 

Staatsanwaltschaft das FAME-Schreibwerk eingeführt wird, wäre das Abspeichern 

von Dokumenten in der elektronischen Verfahrensakte unproblematisch möglich, da 

bei Nutzung des FAME-Schreibwerks das Abspeichern sämtlicher Dokumente, die 

mit dem Schreibwerk erstellt werden, in der Verfahrensakte erfolgt. 
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4. Dienst- und Fachaufsicht im Dezernentenbereich  

 

Die Projektgruppe hat die Struktur der Dienst- und Fachaufsicht im Dezernentenbe-

reich überprüft. Dabei hat sie sich insbesondere mit der Frage beschäftigt, ob durch 

eine Reduzierung des Umfangs (interner) Berichtspflichten bzw. von Vorlageebenen 

Ressourcen freigesetzt werden würden, die der Sachbearbeitung zugeführt werden 

könnten. Es wurde insoweit überlegt, ob im Zusammenhang mit dem Führen der so-

genannten Restelisten sowie der Einbindung mehrerer Hierarchieebenen in die 

Zeichnung von (internen) Berichtssachen und Beschwerdesachen („Zs-Sachen“) Re-

formbedarf besteht. 

 

4.1 Situationsbeschreibung 

 

4.1.1 Restelisten 
 

Für jedes Dezernat werden bei der Staatsanwaltschaft sogenannte Restelisten ge-

führt.  

 

In diesen Restelisten werden alle Verfahren, die seit mehr als neun Monaten unerle-

digt sind, aufgeführt. Die Listen werden alle drei Monate aus dem Vorgangsbearbei-

tungs- und -verwaltungsprogramm MESTA generiert und sodann dem jeweils zustän-

digen Dezernenten vorgelegt. Dieser versieht die Listen in der Regel mit Sachstands-

vermerken zu den einzelnen Verfahren, in denen er den Grund der Verzögerung be-

schreibt, und legt sie sodann dem Abteilungsleiter und anschließend dem Hauptabtei-

lungsleiter zur Gegenzeichnung vor. Je nachdem, wie viele Verfahren die Resteliste 

eines Dezernats umfasst, kann die Kommentierung der Resteliste nach Auskunft ei-

niger Dezernenten mehrere Stunden bis hin zu ganzen Arbeitstagen in Anspruch 

nehmen.  

 

4.1.2 Internes Berichtswesen  

 

Das interne Berichtswesen dient einerseits der Qualitätssicherung und -steigerung 

der Arbeit innerhalb der Staatsanwaltschaft und soll andererseits eine Hilfestellung für 

die Dezernenten sein und ihnen Handlungssicherheit bieten. Je nachdem, bis zu wel-

cher Hierarchieebene Bericht erstattet werden soll, wird unterschieden zwischen Be-

richtssachen G (= Bericht an den Generalstaatsanwalt), Berichtsachen BL (= Bericht 

an den Leitenden Oberstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft) oder Berichtssachen 

HAL (= Bericht an den Leiter der zuständigen Hauptabteilung).  

 

Es bestehen keine expliziten Regelungen, welche Verfahren als Berichtssache G, BL 

oder HAL auszuzeichnen sind. Der Generalstaatsanwalt entscheidet im Einzelfall bzw. 

thematisch, ob er einzelne oder eine Kategorie von Verfahren als Berichtssache G 

auszeichnen lässt.  

 

In der Geschäftsordnung der Staatsanwaltschaft (§ 14a) ist lediglich geregelt, dass 

dem Behördenleiter alle neu eingehenden Sachen vorzulegen sind, die wegen der 

Tat, des Täters oder des Geschädigten (z.B. führende Persönlichkeiten des öffentli-

chen Lebens, Bundestags-, Landtags- und Bürgerschaftsabgeordnete, Ärzte, Beamte, 

Rechtsanwälte, Personen mit diplomatischem oder konsularischem Status usw.) oder 
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aus anderen Gründen (vgl. Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Gleich-

stellung Nr. 28/04) von besonderer Bedeutung sind, sowie alle Sachen, in denen sich 

diese besondere Bedeutung zu einem späteren Zeitpunkt herausstellt. Der Behörden-

leiter entscheidet sodann im Einzelfall, ob er diese Verfahren als Berichtssache BL 

auszeichnet.  

 

Des Weiteren ist in der Geschäftsordnung (§ 16a) geregelt, dass dem Hauptabtei-

lungsleiter alle Neueingänge vorzulegen sind, sofern öffentlich Bedienstete, Ärzte, 

Rechtsanwälte, Notare, Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, Personen mit dip-

lomatischem oder konsularischem Status Beschuldigte oder Verletzte sind. Darüber 

hinaus sind dem Hauptabteilungsleiter alle Neueingänge vorzulegen, soweit die Sa-

che von besonderer Bedeutung ist, ferner sämtliche Sachen wegen Verbrechen und 

Vergehen gegen das Leben. Diese Verfahren werden in der Regel – sofern sie nicht 

bereits als Berichtssache G oder BL ausgezeichnet sind – vom Hauptabteilungsleiter 

als Berichtssache HAL ausgeschrieben. 

 

Durch Verfügungen des Leitenden Oberstaatsanwalts ist sodann geregelt, in welcher 

Form zu berichten ist. Die Geschäftsordnung der Staatsanwaltschaft wiederum regelt, 

wem diese Berichte vorzulegen und durch wen diese zu zeichnen sind. 

 

Beabsichtigt ein Dezernent, ein als Berichtssache ausgezeichnetes Verfahren abzu-

schließen, legt er seine Entscheidung dem Abteilungsleiter und dem Hauptabteilungs-

leiter zur Billigung vor. Gegebenenfalls ist ein Verfahren, sofern es als Berichtssache 

BL oder G ausgezeichnet ist, darüber hinaus auch noch dem Leitenden Oberstaats-

anwalt und dem Generalstaatsanwalt vorzulegen. Damit wird innerhalb einer Haupt-

abteilung insoweit ein Sechs-Augen-Prinzip praktiziert.  

 

In den Jahren 2010 bis 2013 sind Berichtssachen in folgenden Anzahlen angefallen: 

 

Hauptabteilung 2010 2011 2012 2013 

HA II 122 116 140 191 

HA III 192 155 227 132 

HA IV 115 111 126 143 

HA V 25 36 32 26 

HA VI 20 31 24 126 

HA VII 38 125 105 86 81 

Summe 599 554 635 699 

Bekanntsachen 

insgesamt 

141.232 140.538 139.363 139.864 

Anteil der Be-

richtssachen 

0,42 % 0,39 % 0,45 % 0,49 % 

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

 

 

                                                
38

   Neben den offiziell als Berichtssachen erfassten Verfahren gelten für die Staatsschutzstrafsachen 
und sonstigen Strafsachen mit politischem Einschlag aus der Abt. 71 (7101 Js) und für die Poli-
zeisachen aus der Abt. 73 (7300 Js) besondere Regelungen (u.a. Vorlage grundsätzlich aller Ab-
schlüsse beim HAL). 
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4.1.3 Beschwerdeverfahren („Zs-Sachen“) 

 

Beschwert sich ein Verletzter gegen die Einstellung eines Verfahrens, in dem er 

Strafanzeige erstattet hat („Zs-Sache“), ist das Verfahren der Generalstaatsanwalt-

schaft vorzulegen (§ 172 Abs. 1 StPO).  

 

Auch für diese Fälle sieht die Geschäftsordnung der Staatsanwaltschaft vor, dass das 

Verfahren vor der Übersendung sowohl dem Abteilungsleiter als auch dem Hauptab-

teilungsleiter vorzulegen ist. Im Regelfall zeichnet der Hauptabteilungsleiter den 

Übersendungsbericht an die Generalstaatsanwaltschaft (§ 16b GO). Handelt es sich 

bei dem Verfahren um eine Berichtssache BL oder G, obliegt die Zeichnung dem Lei-

tenden Oberstaatsanwalt (§ 14b GO). 

 

In den Jahren 2010 bis 2013 sind Zs-Sachen in folgender Anzahl angefallen: 

 

 2010 2011 2012 2013 

StA 1.138 1.122 1057 1.045 

Bekanntsachen 

insgesamt 

141.232 140.538 139.363 139.864 

Anteil der Zs-

Sachen 

0,80 % 0,79 % 0,75 % 0,74 % 

Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

 

4.2  Änderungsvorschläge 

 

Inwieweit Änderungen im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht im Dezernentenbe-

reich angezeigt sind, wurde innerhalb der Projektgruppe unterschiedlich beurteilt: 

 

4.2.1 Umgang mit Restelisten 

 

4.2.1.1 Ein Teil der Projektgruppe hält das Führen von Restelisten in der derzeitigen Form für  

nicht erforderlich und sieht hier – gerade bei großen Dezernaten – ein Entlastungspo-

tential:  

 

Dass ein Dezernent in regelmäßigen und kurzen Zeitabständen den Verfahrensstand 

in offenen Verfahren darlegen und rechtfertigen muss, entspräche nicht dem Bild ei-

nes eigenverantwortlich handelnden Staatsanwalts. Die besten Leistungen würden 

durch Stärkung der Eigenverantwortung, der Selbständigkeit, des Pflichtbewusstseins 

und durch entgegengebrachtes Vertrauen erzielt. Darüber hinaus führe dieses Ver-

fahren zu einem zusätzlichen Arbeits- und Zeitaufwand, der angesichts der beste-

henden Arbeitsbelastung und der insgesamt knappen Ressourcen auch durch die Be-

lange einer Dienst- und Fachaufsicht nicht zu rechtfertigen sei.  

 

Empfohlen wird daher durch einen Teil der Projektgruppe, das System auf die Erfas-

sung von Verfahren, die älter sind als neun Monate, zu beschränken, ohne dass es 

einer weiteren Kommentierung durch den Dezernenten bedarf. Sehen Abteilungs- 

oder Hauptabteilungsleitung Bedarf, die Sachleitung durch den Dezernenten wegen 

des Alters des Verfahrens näher zu überprüfen, könne dieser einzelfallbezogen um 

eine Kommentierung gebeten werden. Auch könnten Dezernenten, die Vorgesetzte 
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von sich aus auf ein Verfahren oder einen bestimmten Sachstand besonders hinwei-

sen möchten, dies einzelfallbezogen tun.  

 

Insoweit werde auf die Handhabung bei der Staatsanwaltschaft Berlin verwiesen, die 

auf kommentierte Restelisten verzichte und die Dienst- und Fachaufsicht allein über 

Bestandslisten führe. 

 

Sofern auf das Führen kommentierter Restelisten nicht gänzlich verzichtet werden 

soll, sollte jedenfalls der zeitliche Abstand, in dem diese vorzulegen sind, auf sechs-

monatige Intervalle ausgeweitet werden und im Übrigen die Zahl der Verfahren, bei 

denen Sachstandsvermerke erforderlich sind, auf bestimmte Fälle (etwa besonders 

alte Verfahren; Gewaltdelikte) beschränkt werden.  

 

4.2.1.2 Demgegenüber hält der andere Teil der Projektgruppe den derzeitigen Umgang mit 

den Restelisten für sachgerecht und empfiehlt, keine grundlegenden Änderungen 

vorzunehmen: 

 

Mit Hilfe der Restelisten ermögliche das interne Weisungsrecht den staatsanwaltli-

chen Vorgesetzten, die Dauer der Ermittlungsverfahren zu überwachen, das auch im 

Ermittlungsverfahren geltende Beschleunigungsgebot durchzusetzen und schließlich 

auch darauf hinzuwirken, dass Entschädigungsansprüche wegen überlanger straf-

rechtlicher Ermittlungsverfahren (§§ 198 ff. GVG) vermieden werden. 

 

Restelisten dienten dazu, den Dezernenten daran zu erinnern, bestimmte Verfahren 

wieder in den Blick zu nehmen. Gleichzeitig erlangten die Dienstvorgesetzten über 

die Resteliste rechtzeitig Kenntnis davon, dass bestimmte Verfahren durch den De-

zernenten derzeit nicht gefördert werden könnten, was zu einer Absicherung der De-

zernenten führe. Außerdem könnten Überlastungssituationen rechtzeitig erkannt und 

diesen gegengesteuert werden (z.B. durch Entlastungsregelungen pp.). 

 

Da die Geschäftsordnung nicht vorsähe, dass die Restelisten durch den Dezernenten 

kommentiert vorgelegt werden müssen – durch eine Kommentierung der Resteliste 

werde lediglich Nachfragen der Dienstvorgesetzten vorgebeugt – könnten die Haupt-

abteilungsleiter zudem jederzeit in ihrem Zuständigkeitsbereich bekannt geben, dass 

Nachfragen (und damit die Angabe der Gründe für eine lange Verfahrensdauer) 

grundsätzlich erst ab einem bestimmten Alter der Verfahren erfolgen werden.  

 

Soweit dieser Vorgehensweise eine Verfügung des Leitenden Oberstaatsanwalts 

entgegenstehe, sollte diese allerdings dahingehend angepasst werden, dass lediglich 

grundsätzlich ein Sachstandsvermerk zu fertigen ist und es den Hauptabteilungslei-

tern vorbehalten bleibt, in ihren Bereichen abweichende Regelungen zu treffen.   
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4.2.2 Anzahl der Vorlageinstanzen bei Berichtssachen 

 

4.2.2.1 Ein Teil der Projektgruppe hält es für sachgerecht, im Rahmen des internen Be-

richtswesens bei Entscheidungen, die ein Verfahren beenden, das Vier-Augen-

Prinzip einzuführen: Danach sollte eine entsprechende Entscheidung, in der Regel 

also Anklageschrift und Abschlussverfügung bzw. Einstellungsverfügung, nur durch 

den Abteilungsleiter – es sei denn, dieser ist selbst Sachbearbeiter – geprüft und ge-

gebenenfalls gegengezeichnet werden. Demjenigen, der die Berichtssache ausge-

zeichnet habe (also Hauptabteilungsleiter, Leitender Oberstaatsanwalt oder General-

staatsanwalt), wäre die Entscheidung im Anschluss nur noch zur Kenntnisnahme vor-

zulegen. Dadurch könnten die freiwerdenden Personalressourcen – auf die oben dar-

gestellte absolute Anzahl einschlägiger Verfahren werde verwiesen – auf Ebene der 

Hauptabteilungsleiter für andere Aufgaben genutzt werden. Zudem könnten Verfah-

rensabläufe beschleunigt werden.  

 

4.2.2.2 Demgegenüber hält es der andere Teil der Projektgruppe für sachgerecht, an dem 

bisherigen Vorlagewesen (mindestens Sechs-Augen-Prinzip) festzuhalten. Derjenige, 

der die Berichtssache auszeichne, müsse auch die in diesem Verfahren getroffene 

Entscheidung gegenzeichnen und damit die Verantwortung für dieses Verfahren 

übernehmen. Außerdem sei die originäre Kenntnis der entsprechenden Verfahren 

sowohl für den Abteilungs- als auch den Hauptabteilungsleiter wichtig, da nur bei 

Kenntnis dieser Verfahren die Dienstvorgesetzten in ihrem jeweiligen Zuständigkeits-

bereich in der Lage seien, ihrer Steuerungs-, Führungs- und Personalverantwortung 

nachzukommen. Hinzu komme, dass im Falle der Einsparung einer oder mehrerer 

Vorlageebenen angesichts des geringen Anteils an Berichtssachen keine erheblichen 

Ressourcen freigesetzt werden würden.  

 

4.2.3 Anzahl der Vorlageinstanzen bei Zs-Sachen 

 

4.2.3.1 Ein Teil der Projektgruppe spricht sich dafür aus, Zs-Sachen vor einer Übersendung 

des Vorgangs an die Generalstaatsanwaltschaft lediglich dem Abteilungseiter zur 

Zeichnung vorzulegen:  

 

Für die Qualität der Bearbeitung des Verfahrens sei im Rahmen der Dienst- und 

Fachaufsicht zu sorgen, bevor die angegriffene Entscheidung ergehe. Eine Notwen-

digkeit, auf eine Beschwerde hin eine zusätzliche Vorlageinstanz damit zu befassen, 

bestehe nicht. Dies sei auch gesetzlich nicht vorgesehen. Dem Hauptabteilungsleiter 

solle der Vorgang erst nach abschließender Befassung durch die Generalstaatsan-

waltschaft zur Kenntnisnahme vorgelegt werden. Die OrgStA39 (dort Nr. 14) wäre ent-

sprechend zu ändern. Dadurch könnten Ressourcen neu eingesetzt und Verfahren-

sabläufe beschleunigt werden.  

 

Die Handhabung bei anderen Großstadtstaatsanwaltschaften (etwa Berlin, Frank-

furt/Main, München I), die mit einem Vier-Augen-Prinzip arbeiteten, zeige, dass dies 

ausreichend sei.   

 

                                                
39

  Zum Begriff siehe Fn. 26. 
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4.2.3.2 Demgegenüber spricht sich der andere Teil der Projektgruppe dafür aus, das bisheri-

ge Sechs-Augen-Prinzip aufrecht zu erhalten:  

 

Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass die Qualität der Vorlagen gegebenenfalls so-

gar erheblich sinken könnte. Hinzu käme, dass sowohl der Abteilungs- als auch der 

Hauptabteilungsleiter Kenntnis von der Qualität der Tätigkeit des Dezernenten haben 

müssten, um ihn später beurteilen zu können. Hinzu komme, dass im Falle der Ein-

sparung einer oder mehrerer Vorlageebenen angesichts des geringen Anteils an Zs-

Sachen keine erheblichen Ressourcen freigesetzt werden würden. 
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5. Servicebereich 

 

5.1 Situationsbeschreibung 

 

5.1.1 Aufbau des Servicebereichs und zugewiesene Aufgaben 

 

Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden bei der Staatsanwaltschaft Hamburg von 

Serviceteams wahrgenommen, die bei den Abteilungen eingerichtet sind. Den Ser-

viceteams sind alle Aufgaben aus dem Bereich der aktenverwaltenden und -

bearbeitenden Tätigkeit übertragen, die nicht in die Zuständigkeit der Staats- und 

Amtsanwälte sowie der Rechtspfleger fallen.  

 

Der Servicebereich der Staatsanwaltschaft weist folgende Struktur auf: Dienstvorge-

setzter der Serviceteams innerhalb einer Hauptabteilung ist der Hauptabteilungsge-

schäftsleiter (HAGL). Er nimmt die in diesem Zusammenhang der Hauptabteilungslei-

tung zugewiesenen Aufgaben in dessen Auftrag wahr und kontrolliert die Arbeitser-

gebnisse aller Mitarbeiter des Servicebereichs der Hauptabteilung, bespricht sie mit 

diesen und legt mit ihnen die zu erreichenden Arbeitsziele fest. Darüber hinaus sorgt 

der HAGL für eine gleichmäßige Belastung, regelt zwischen einzelnen Serviceteams 

seiner Hauptabteilung den individuellen Personaleinsatz und ist Erstbeurteiler für die 

Moderatoren seiner Hauptabteilung und Zweitbeurteiler aller übrigen Servicemitarbei-

ter aus seinem Bereich. 

 

Dem HAGL nachgeordnet sind jeweils sogenannte Moderatoren. Diesen obliegt als 

Leiter der Serviceteams die Koordination der Aufgabenerfüllung im Serviceteam. Die 

Moderatoren sorgen für eine gleichmäßige Arbeitsverteilung und für den Ausgleich 

aktueller Belastungen innerhalb ihres Serviceteams. Wesentliches Element ihrer Tä-

tigkeit ist die Personalführung. Des Weiteren obliegt ihnen die Kostensachbearbei-

tung nach Verfahrensbeendigung (Abrechnung der Verfahrenskosten). Darüber hin-

aus soll der Moderator mindestens 20 % seiner Gesamttätigkeit auf Aktenführung und 

Aktenverwaltung verwenden. Dem Moderator obliegt schließlich die Aktenenddurch-

sicht in allen bei Gericht anhängig gewesenen Verfahren gegen Jugendliche und 

Heranwachsende sowie in Verfahren gegen Erwachsene, die durch einen Freispruch, 

eine Verfahrenseinstellung oder nach Ablehnung eines Antrags auf Erlass eines 

Strafbefehls oder durch Nichteröffnung nach Anklageerhebung abgeschlossen wur-

den. Ferner bereitet der Moderator die Revisions- und Rechtsbeschwerdeübersen-

dungsbögen vor und veranlasst die Einholung von Rechtskraftbescheinigungen. Wei-

terhin ist der Moderator für die Aufnahme von Strafanzeigen zuständig. Er ist darüber 

hinaus zuständig für die Erstellung der Erstbeurteilung der ihm zugeordneten Ser-

vicemitarbeiter. 

 

Servicemitarbeiter haben grundsätzlich alle die gleiche Zuständigkeiten und keine 

Weisungsbefugnisse untereinander. Sofern Servicemitarbeiter keine zusätzliche Auf-

gabe wahrnehmen, werden sie als Einheitssachbearbeiter (ESB) bezeichnet und er-

ledigen insbesondere folgende Aufgaben: 

 Einordnung der Eingänge, 

 Vorlage und Weiterleitung der Akten, 

 ordnungsgemäße Aktenführung,  
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 geordnete und übersichtliche Verwahrung der Akten in den Räumen der Ser-

viceeinheit, 

 Ausfüllen von Formularen bei Sachstandsanfragen, Aktenübersendungen und 

Aktenanforderungen, Fertigung des ‚kleinen Schreibwerks’ (d.h. von Schreibwerk, 

das aufgrund entsprechender Verfügungen der Dezernenten zu erstellen ist), 

 Übersendung der Terminshandakten, 

 Umgang mit Publikum. 

 

Des Weiteren obliegt den ESB  

 die Datenerfassung in MESTA (u.a. Erfassung von Neueingängen und U-

Haftdaten),  

 die Pflege der MESTA-Datenbank bezüglich der Datenrichtigkeit (Berichtigung 

falscher Personendaten, Nacherfassen fehlender Verfahrensbeteiligter und 

Rechtsanwälte, Aktualisieren des führenden Delikts; bei Unklarheiten nach Ver-

fügung des Dezernenten),  

 die Erfassung der Verfahrenserledigungen in der Datenbank unter Berücksichti-

gung der von dem Dezernenten verfügten MESTA-Erledigungsziffer(n),  

 die Führung von Vorlagelisten unter Einsatz von MESTA (Aktenkontrolle),  

 die Fristenkontrolle unter Einsatz von MESTA, das Erfassen der Hauptverhand-

lungstermine,  

 die Erfassung der Daten noch nicht rechtskräftiger Verurteilungen nach Rücklauf 

der Sitzungshandakte,  

 die Eintragung der Vollstreckungsdaten unter Nutzung der zu nicht rechtskräfti-

gen Urteilen bereits erfassten Daten vor der ersten Aktenvorlage bei dem 

Rechtspfleger, der die Eintragungen überprüft und bei Bedarf grundsätzlich 

selbst berichtigt oder ergänzt, sowie die Nutzung des Moduls „elektronische 

Geldstrafenvollstreckung“ (eGSV) im weiteren Verlauf des Vollstreckungsverfah-

rens, 

 die Eingabe und Kontrolle aller für die Zählkarten- und Strafvollstreckungsstatistik 

sowie Pebb§y erforderlichen Daten in MESTA. 

 

Darüber hinaus sind die ESB nach entsprechender Schulung u.a. verpflichtet, folgen-

de Maßnahmen in eigener Zuständigkeit durchzuführen: 

 erste Mahnung an den Beschuldigten mit Wiedervorlagetermin im Verfahren 

nach § 153a Abs. 1 StPO, 

 Kostenrechnungen in Strafbefehlsverfahren, die Überwachung der Einhaltung 

von Ratenzahlungen (Vorlage nur bei Nichtzahlung) und die Verfügung der Wie-

dervorlage, soweit keine anderen Vollstreckungsgeschäfte anstehen. 

 

Neben den ESB sind jeweils auch sogenannte qualifizierte Einheitssachbearbeiter 

(QESB) in den Serviceteams tätig, die in bestimmten Bereichen besonders geschult 

sind. In diesen Bereichen sind sie mit einem Arbeitszeitanteil zwischen 20 und 50 % 

und teilweise mehr tätig.  
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Im Einzelnen handelt es sich um: 

 

 sogenannte Multiplikatoren, denen die Aufgabe der dezentralen IT-

Systembetreuung obliegt und die die anwendungsbezogene und praxisorientierte 

Basisschulung der übrigen Mitarbeiter des Serviceteams sicher stellen, 

 sogenannte QESB-Strafnachrichten, denen die Erfassung registerpflichtiger Ein-

tragungen unter MESTA sowie deren Übermittlung an Bundeszentralregister, 

Fahreignungsregister und Visa-Warndatei obliegt, 

 sogenannte QESB-Kosten, denen die Kostensachbearbeitung obliegt. 

  

Die Projektgruppe hält nach ihren Gesprächen mit Vertretern der Rechtspfleger und 

des Services die bei der Staatsanwaltschaft Hamburg praktizierte einheitliche Bear-

beitung von Ermittlungs- und Vollstreckungsakten durch die Servicemitarbeiter einer 

Abteilung weiterhin für sinnvoll. Mit der Trennung der Bereiche würde keine Quali-

tätsverbesserung bei der Aktenbearbeitung einhergehen. Sie spricht sich auch gegen 

eine Zentralisierung der Strafnachrichten- und Kostensachbearbeitung und die Schaf-

fung des Dienstpostens von sogenannten Normierern40 aus, um die durch den Kon-

takt zwischen den ESB und den für die Fertigung der Strafnachrichten bzw. die Kos-

tensachbearbeitung zuständigen QESB entstehenden positiven Synergieeffekte zu 

erhalten.  

 

5.1.2 Verteilung der Servicemitarbeiter auf die Hauptabteilungen 

 

Insgesamt verteilen sich die Mitarbeiter derzeit nach folgendem Schlüssel auf die 

sechs Ermittlungs-Hauptabteilungen (HAen): 

 Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

  

5.1.3 Erreichbarkeit für die Öffentlichkeit  

 

Der Servicebereich wickelt darüber hinaus den Kontakt mit der Öffentlichkeit ab, ins-

besondere mit Rechtsanwälten (Akteneinsicht) und Beschuldigten, die sich an die 

Staatsanwaltschaft wenden. Die Dienstgebäude der Staatsanwaltschaft Kaiser-

Wilhelm-Straße 100 und Gorch-Fock-Wall 15 sind hierfür werktags zwischen 09.00 

und 13.00 Uhr für den Publikumsverkehr und montags bis donnerstags in der Zeit 

zwischen 08.00 und 15.00 Uhr und freitags zwischen 08.00 und 14.00 Uhr für 

                                                
40

  Normierer sind QESB, die sowohl Strafnachrichten fertigen als auch die Kostensachbearbeitung 
vornehmen. 

 HA II HA III HA IV HA V HA VI HA VII 

HAGL 1 1 1 1 1 0 

Moderatoren 5 3 2 1 2 1 

Qual.ESB (Strafnachrichten) 19 6 6,55 1 4 2 

Qual.ESB (Multiplikatoren) 5 2,5 2,5 1 2 1 

Qual.ESB (Kosten) 5 2,5 0 0 2,5 1 

Qual.ESB (z. b. V.) 2 0 0 0 0 0 

ESB 52 19,5 10,2 8 8,5 5,8 

Wachtmeister 3 1 1 1 1 1 

sonstige 0 0 0 1 0 0 



 
 51 

Rechtsanwälte und von diesen beauftragte Personen geöffnet. Im Dienstgebäude 

Kaiser-Wilhelm-Straße 50 findet kein Publikumsverkehr statt. Als Sprechzeit wird auf 

Schreiben der Staatsanwaltschaft ebenfalls die Zeit von 09.00 bis 13.00 Uhr angege-

ben. Die Servicemitarbeiter sind jedoch gehalten, auch über diese Öffnungszeiten 

hinaus Telefonate entgegen zu nehmen, solange sie sich an ihrem Arbeitsplatz befin-

den. 

 

5.1.4 Zuteilung von Servicemitarbeitern auf Dezernate 

 

Sowohl für die Dezernenten als auch für die Servicemitarbeiter werden in den jeweili-

gen Jahresgeschäftsverteilungen Dezernate ausgewiesen, wobei die Dezernate den 

Arbeitszeitanteilen der jeweiligen Mitarbeiter angepasst sind. Dies führt – insbesonde-

re im Bereich der Buchstabendezernate – dazu, dass ein Dezernent mit mehreren 

Servicemitarbeitern bzw. ein Servicemitarbeiter mit mehreren Dezernenten zusam-

menarbeitet, da sich die jeweiligen Dezernate überschneiden.  

 

5.1.5 Ausbildung von Berufsanfängern im Servicebereich 

 

Die Ausbildung von Berufsanfängern als Einheitssachbearbeiter erfolgt derzeit in der 

Form, dass diese von einem erfahrenen Kollegen in derjenigen Abteilung eingewie-

sen werden, in der das ihnen zugewiesene Dezernat liegt. Das hat zur Folge, dass 

dem Berufsanfänger, der z.B. zukünftig ein Dezernat in der Amtsanwaltschaft oder in 

einer Jugendabteilung bearbeiten soll, nur die jeweils für diesen Arbeitsbereich rele-

vanten Kenntnisse vermittelt werden. Die Dauer und Intensität dieser Anlernphase 

unterscheidet sich von Abteilung zu Abteilung und Ausbilder zu Ausbilder. 

 

5.2  Änderungsvorschläge und Umsetzungsstand 

 

 In Hinblick auf den Servicebereich regt die Projektgruppe – neben weiteren Maßnah-

men, die den Servicebereich ebenfalls betreffen, aber unter anderen Punkten behan-

delt werden – folgende Änderungen an: 

 

5.2.1 Schaffung von Ausbildungsgeschäftsstellen in mehreren Hauptabteilungen 

 

In den Hauptabteilungen III und IV sowie den Abteilungen 60/61 sollten Ausbildungs-

geschäftsstellen eingerichtet werden. Hier sollten Mitarbeiter anhand eines verlässli-

chen und im Vorhinein feststehenden Ausbildungsplans über einen Zeitraum von ca. 

neun Monaten umfassend ausgebildet werden, so dass sie anschließend auf jedem 

Dienstposten der Staatsanwaltschaft eingesetzt werden können. Dazu sollte die Aus-

bildung Stationen in den jeweils anderen Ausbildungsgeschäftsstellen bzw. weiteren 

geeigneten Abteilungen umfassen.  

 

Die oben genannten Hauptabteilungen und Abteilungen bieten sich hierfür insbeson-

dere deshalb an, weil in diesen Bereichen zum einen vielfältige, ungleichförmige An-

forderungen an einen Servicemitarbeiter gestellt werden und zum anderen der Um-

fang der zu bearbeitenden Verfahren für einen Anfänger überschaubar ist.  
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Dies hätte gegenüber dem derzeit praktizierten Ausbildungssystem folgende Vorteile: 

 Alle neuen Servicemitarbeiter verfügen nach Durchlaufen der Ausbildung über 

einen identischen Ausbildungsstand, so dass der Wechsel der Mitarbeiter zwi-

schen Abteilungen unterschiedlicher Hauptabteilungen unproblematisch möglich 

ist. 

 

 Die Berufsanfänger erhalten während ihrer Ausbildung einen umfassenden Ein-

blick in sämtliche Tätigkeitsbereiche eines Servicemitarbeiters bei der Staatsan-

waltschaft und können sich auf diese Weise einen eigenen Eindruck von diesen 

Arbeitsgebieten verschaffen.  

 

 Die Flexibilität der Mitarbeiter wird frühzeitig dadurch gefördert, dass sie bereits 

während der Ausbildungsphase nicht nur eine, sondern verschiedene Tätigkeiten 

kennen lernen.  

 

 Langfristig wird zudem die Einbindung der IT-Fachabteilung und/oder der Multi-

plikatoren in die Ausbildung der zu schulenden Mitarbeiter erforderlich werden.  

 

Die perspektivisch zu erwartende Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs 

in Strafsachen wird neue und ungewohnte Anforderungen an die Servicemitarbei-

ter stellen, denen bei der Ausbildung der Berufsanfänger und den notwendig 

werdenden Umschulungen der jetzigen Beschäftigten künftig durch die Einbin-

dung der entsprechenden Fachleute Rechnung zu tragen sein wird.  

 

So wird es in einem noch größeren Maße als bisher erforderlich werden, Berufs-

anfänger umfassend und detailliert in die Arbeitsabläufe der Staatsanwaltschaf-

ten sowie die Formalien und Einzelheiten der Datenerfassung und Registratur 

einzuweisen und entsprechend intensiv zu schulen. Diesen Kenntnissen und Fä-

higkeiten wird besondere Bedeutung zukommen, weil elektronisch falsch oder 

unvollständig erfasste oder zugeordnete Vorgänge – anders als Papierakten – 

zukünftig nur noch sehr schwer aufgefunden bzw. rekonstruiert werden können.  

Außerdem wird die Vermittlung der technischen Fertigkeiten im Umgang mit der 

elektronischen Akte im Rahmen der künftigen Ausbildung weiten Raum einneh-

men müssen, da die Mitarbeiter u.a. auch dazu befähigt werden müssen, Vor-

gänge zu strukturieren, Dokumente zu digitalisieren, mit passenden Schlagwor-

ten zu versehen und sodann ordnungsgemäß und strukturiert in die jeweilige Ak-

te einzufügen. 

 

5.2.2 Pilotierung von sogenannten Gruppengeschäftsstellen in den Hauptabteilungen 

II, III und IV sowie den Abteilungen 60/61 

 

Die Projektgruppe empfiehlt, über einen Pilotierungszeitraum von einem Jahr soge-

nannte Gruppengeschäftsstellen in den Hauptabteilungen II, III, IV und den Abteilun-

gen 60/61 einzurichten.  

 

In jeder dieser Gruppengeschäftsstellen sollten etwa fünf bestehende Dienstposten 

unter Wegfall der bisherigen Zuständigkeiten für einzelne Dezernate zusammenge-

fasst werden. Innerhalb der Gruppengeschäftsstelle sollten sodann alle Servicemitar-
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beiter für alle Dienstposten gleichermaßen zuständig sein. Es gäbe lediglich Aufga-

benbereiche (Erfassung der Neueingänge, Bearbeitung Rücklauf Dezernenten, Bear-

beitung Rücklauf Rechtspfleger, Posteingangsbearbeitung, Fristen pp.), die regelmä-

ßig wechselnd von allen Mitarbeitern der Gruppengeschäftsstelle bearbeitet werden.  

 

Auf diese Weise soll erreicht werden, ungleiche Belastungen auf einzelnen Dienst-

posten auszugleichen und die Qualität der Arbeit in allen Arbeitsbereichen zu stei-

gern. Letzteres könnte nach Vorstellung der Projektgruppe insbesondere dadurch er-

reicht werden, dass die Mitarbeiter einander Rückmeldung z.B. über fehlerhaf-

te/unvollständige Datenerfassung geben bzw. einander auf fehlende Arbeitsschritte 

(z.B. Foliierung der Akte) hinweisen. 

  

Es erscheint der Projektgruppe sinnvoll zu sein, in allen Bereichen mit sogenannten 

Massenverfahren (also den Hauptabteilungen II, III, IV und den Abteilungen 60/61) 

Erfahrungen mit der Gruppengeschäftsstelle zu sammeln, damit anschließend auf 

Basis selbst gesammelter Erfahrungen entschieden werden kann, ob und wenn ja, in 

welchen Bereichen die Einrichtung von Gruppengeschäftsstellen zu einer Verbesse-

rung der Arbeitsabläufe und -qualität sowie des Arbeitsklimas führt.  

 

Während der Pilotierungszeit sollten regelmäßige Rückmeldungen zu Vor- und Nach-

teilen der Gruppengeschäftsstelle von den Pilotierenden und deren Vorgesetzten ge-

geben werden.  

 

Vor dem Hintergrund dieser vorgeschlagenen Pilotierung sollte die Diskussion über 

eine Zentralisierung der Eingangserfassung zurückgestellt werden. Zwar könnte die-

se zu einer Verbesserung der Datenqualität in MESTA führen. Dies könnte aber be-

reits durch eine gegenseitige Kontrolle der Mitglieder einer Gruppengeschäftsstelle 

(s.o.) sowie bessere Schulung der Mitarbeiter erreicht werden.  

 

5.2.3 Gewährung von Zeiträumen für von äußeren Einflüssen ungestörte Arbeit  

(„Stillarbeit“)  

 

Die Mitarbeiter des Servicebereichs haben darauf hingewiesen, dass ihre durchge-

hende telefonische Erreichbarkeit für Dritte ein konzentriertes und effizientes Arbeiten 

oftmals erheblich erschwert. Dies gilt insbesondere für die rechtlich oftmals kompli-

zierte und daher anspruchsvolle Tätigkeit der Mitteilungen an das Bundeszentralre-

gister (sog. Strafnachrichten) sowie umfangreiche Kostensachbearbeitung.  

 

Gerade bei den Strafnachrichten habe man den Eindruck, dass diese mehr Fehler 

aufweisen würden, als dies früher der Fall gewesen sei.  Dies wäre angesichts der 

Bedeutung der Bundeszentralregistereinträge sowohl für eine funktionierende 

Rechtspflege einerseits als auch für die Betroffenen andererseits nicht hinnehmbar. 

Diese Aussage konnte von der Projektgruppe zwar nicht verifiziert werden, jedoch er-

scheint es sinnvoll, Servicemitarbeitern die Möglichkeit zu geben, ungestört einer Tä-

tigkeit nachzugehen, die konzentriertes Arbeiten erfordert. 

 

Da eine Verbesserung der Personalausstattung des Servicebereichs nach Einschät-

zung der Projektgruppe derzeit nicht zu erwarten ist, regt die Projektgruppe an, den 

(qualifizierten) Einheitssachbearbeitern ausreichende Zeit einzuräumen, Aufgaben, 
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die ein höheres Maß an Konzentration erfordern, in Stillarbeit erledigen zu können. 

Dazu sollte ab 13.00 Uhr für die Telefone des Servicebereichs für die Öffentlichkeit 

eine Bandansage geschaltet werden, die auf die Zeiten der offiziellen telefonischen 

Erreichbarkeit hinweist.41 Der Servicebereich wäre dann nur noch intern, also für Ge-

richte, Ermittlungspersonen und andere Bedienstete der Staatsanwaltschaft, erreich-

bar.  

 

5.2.4 Änderung der Führungsspanne in der Hauptabteilung II 

 

Der aktuelle Personalverteilungsschlüssel für die Servicemitarbeiter auf die verschie-

denen Hauptabteilungen ist im Wesentlichen sachgerecht, da er den unterschiedli-

chen Anforderungen der Hauptabteilungen gerecht wird.  

 

Im Hinblick auf die bisher bereits erbrachten Stelleneinsparungen, die insbesondere 

im Servicebereich vorgenommen worden sind, ist jedoch die Grenze der Belastbar-

keit der Servicemitarbeiter erreicht, da die – im Umfang gleichbleibende oder infolge 

erhöhten Aktenumlaufs zunehmende – Arbeitsmenge auf immer weniger Personal 

verteilt werden muss. In den Hauptabteilungen ist hierauf unterschiedlich reagiert 

worden: Teilweise sind unbesetzte Posten aufgelöst und damit sämtliche Zuschnitte 

innerhalb der Hauptabteilung vergrößert worden, teilweise werden die vakanten Pos-

ten vertreten. Durch die zunehmende Belastung ist eine spürbare Steigerung der 

Ausfallzeiten bei den Mitarbeitern zu verzeichnen. Diese Situation wird durch die viel-

fältigen Möglichkeiten von Dienstbefreiungen/Freistellungen (Teilzeittätigkeit, Eltern-

zeiten, Pflegetage pp.) verschärft. Leidtragende sind die Vollzeitkräfte, die die hier-

durch entstehenden Vakanzen hauptsächlich auffangen müssen. Angesichts der an-

gespannten Personallage kommt der Motivation der Mitarbeiter deshalb eine beson-

dere Bedeutung zu.  

 

Dies ist vordringliche Aufgabe der jeweiligen Vorgesetzten. Indessen ist in der Haupt-

abteilung II die Führungsspanne zwischen Vorgesetzten (Moderatoren) und Mitarbei-

tern zu groß; die Problemlage wird durch die Teilzeittätigkeit von derzeit drei Modera-

toren noch verschärft.  

 

Damit die Moderatoren ihre Führungsaufgabe angemessen wahrnehmen, die Ar-

beitsabläufe unter den (qualifizierten) Einheitssachbearbeitern sachgerecht steuern 

und die Motivation der Mitarbeiter stärken können, sollte das Verhältnis von Modera-

ten zu (qualifizierten) Einheitssachbearbeitern 1:12 nicht übersteigen.  

 

Die Projektgruppe regt daher an, dem Servicebereich der Hauptabteilung II eine wei-

tere Moderatorenstelle zuzuweisen. Entsprechende Ressourcen könnten gewonnen 

werden, indem die Zuständigkeit für die Hauptabteilungen IV und V auf eine gemein-

same Hauptabteilungsgeschäftsleiterin übertragen und die dadurch freiwerdenden 

Ressourcen primär für die beschriebene zusätzliche Moderatorenstelle genutzt wer-

den. Angesichts der geringeren Führungsspanne dürfte eine eigene Hauptabtei-

lungsgeschäftsleiterin für die Hauptabteilung V nicht zwingend erforderlich sein. 

 

 

                                                
41

  So die Handhabung bei der Staatsanwaltschaft Berlin. 
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5.2.5 Schaffung von Ansprechpartnern im Bereich Strafnachrichten/Kosten 

 

In den Gesprächen der Projektgruppe mit Vertretern der Rechtspfleger und des Ser-

vices wurde mehrfach geäußert, dass sich die Qualität im Bereich Strafnachrich-

ten/Kosten verschlechtert habe. Diese Aussage konnte von der Projektgruppe zwar 

nicht verifiziert werden, jedoch erscheint es gleichwohl nach Auffassung der Projekt-

gruppe sinnvoll, Ansprechpartner für diese Bereiche in jeder Hauptabteilung zu be-

nennen und regelmäßig Workshops für Fragen und Neuerungen aus diesen Berei-

chen anzubieten.  
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6. Entlastungen im Bereich des Sitzungsdienstes, insbesondere verstärkter Ein-

satz von Referendaren  

 

6.1 Situationsbeschreibung 

 

Als ein wesentlicher Belastungsfaktor wurde seitens der befragten Amts- und Staats-

anwälte die Anzahl der Hauptverhandlungen pro Woche benannt, an denen sie als 

Sitzungsvertreter der Staatsanwaltschaft teilnehmen müssen. Diese Belastung erklärt 

sich daraus, dass Dezernenten, die sich in der Sitzung befinden, während dieser Zeit 

nicht vertreten werden (können), sondern die gesamte Tagesvorlage ihres Dezernats 

im Anschluss an die Sitzung - oder verteilt auf die sitzungsdienstfreien Tage der Wo-

che - bearbeiten müssen. Außerdem bedarf der Sitzungsdienst einer zeitintensiven 

Vorbereitung, insbesondere durch Studium der Handakten. 

 

Eine Auswertung der wöchentlich durch die Zentrale Geschäftsstelle für Sitzungs-

dienstangelegenheiten (ZGS) der Staatsanwaltschaft erstellten Sitzungspläne ergab, 

dass im Jahr 2013 jeder in Vollzeit tätige Dezernent durchschnittlich 1,72 Sitzungsta-

ge pro Woche wahrzunehmen hatte.  

 

Auf Grundlage der in MESTA erfassten Daten bedeutet dies einen zeitlichen Aufwand 

von 6,15 Stunden pro Woche. 

 

Anmerkung: Tatsächlich dürfte der zeitliche Aufwand der Dezernenten allerdings 

deutlich höher liegen: Zum einen ergab ein Abgleich der wöchentlichen Sitzungspläne 

mit den durch die Dezernenten einzupflegenden Datensätzen in MESTA, dass die 

MESTA-Datensätze unvollständig sind und nur rund 80% der tatsächlich stattgefun-

denen Sitzungen ausweisen. Es ist daher davon auszugehen, dass auch der Wert 

der laut MESTA mit Sitzungsdiensttätigkeit verbrachten Stunden nur ca. 80% des tat-

sächlichen Wertes ausmachen.  

 

Zum anderen fließen in den genannten Durchschnittswert auch die sogenannten 

Sprungtermine ein. Hierbei handelt es sich um Termine, die lediglich anberaumt wer-

den, um die Unterbrechungsfristen des § 229 StPO zu wahren und die oft nur wenige 

Minuten dauern. Dies betrifft zwar nur eine relativ kleine Zahl von umfangreicheren 

Verfahren, wirkt sich aber nicht unerheblich auf den Durchschnittswert aller Verfahren 

aus.  

 

Hinzu kommt ein erheblicher zeitlicher Aufwand für die Dezernenten durch Fahrt-

zeiten auf dem Weg zu den sieben Hamburger Außengerichten42 sowie Wartezeiten 

vor Ort, die im Zusammenhang mit der Sitzungsvertretung anfallen (etwa infolge kurz-

fristig abgesetzter Termine wegen Nichterscheinens eines Angeklagten). Dieser Auf-

wand belief sich im Jahr 2013 auf insgesamt 252 Arbeitstage43.  

 

Ein Vergleich mit der Situation der Großstadtstaatsanwaltschaften in Frankfurt am 

Main, Berlin oder München I ergab, dass dieser Aufwand dort nicht anfällt, da dort die 
                                                
42

  Außengerichte befinden sich in Altona, Barmbek, Bergedorf, Blankenese, Harburg, St. Georg und 
Wandsbek. 

43
  Tatsächlich dürfte der zeitliche Aufwand auch hier höher sein, da auch dieser nur anhand der 

lückenhaften (siehe obige Anmerkung) MESTA-Datensätze erhoben werden kann. 
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Sitzungssäle, in denen die Hauptverhandlungen stattfinden, im Wesentlichen in den-

selben Gebäuden untergebracht sind wie die Büros der jeweiligen Staatsanwaltschaf-

ten. Hauptverhandlungen können daher von den Sitzungsvertretern schnell erreicht 

und Pausen für die Dezernatsarbeit genutzt werden.    

 

Zugleich wurde bei Gesprächen mit auswärtigen Staatsanwaltschaften deutlich, dass 

dort Referendare in stärkerem Maße zur Sitzungsvertretung herangezogen werden.  

Da auch der Staatsanwaltschaft Hamburg alle zwei Monate jeweils 22 Referendare 

zur dreimonatigen Ausbildung zugewiesen werden, die bislang noch sehr einge-

schränkt44 im Sitzungsdienst eingesetzt werden, dürfte ein verstärkter Einsatz von 

Referendaren eine spürbare entlastende Wirkung haben. 

 

6.2 Änderungsvorschläge und Umsetzungsstand  

 

6.2.1 Maßnahmen der Staatsanwaltschaft 

 

6.2.1.1 Verstärkter Einsatz von Referendaren 

 

Die Projektgruppe schlägt vor, für Sitzungen vor dem Strafrichter verstärkt Referenda-

re zur Wahrnehmung des Sitzungsdienstes einzuteilen, um Dezernenten in diesem 

Bereich zu entlasten.  

 

Diesbezüglich wurden dazu folgende Maßnahmen gegenüber der Staatsanwaltschaft 

angeregt, die teilweise bereits umgesetzt sind, teilweise demnächst umgesetzt wer-

den: 

 Die ZGS wird verstärkt darauf achten, dass Referendare zwei bis drei Wochen 

nach Beginn ihres Dienstes bei der Staatsanwaltschaft zum Sitzungsdienst 

eingeteilt werden. Die ausbildenden Dezernenten können allerdings mitteilen, 

wenn der ihnen zugewiesene Referendar nach ihrer Einschätzung zu diesem 

Zeitpunkt noch nicht in der Lage sein sollte, den Sitzungsdienst wahrzuneh-

men. 

 

 Jeder Referendar sollte mindestens einmal wöchentlich zur Sitzungsvertre-

tung eingeteilt werden. 

 

 Referendare sollten auch montags zum Sitzungsdienst eingeteilt werden. Die 

entsprechenden Handakten könnten am Donnerstag der Vorwoche beim 

Pförtner im Gorch-Fock-Wall hinterlegt und dort vom Referendar abgeholt 

werden. Dem Ausbilder bliebe dann ausreichend Zeit, den Referendar auf die 

Sitzung vorzubereiten. 

 

 Zu Hauptverhandlungen vor dem Strafrichter, die für Referendare geeignet 

sind, sollten bevorzugt Referendare eingeteilt werden. Nur sofern danach 

noch Sitzungen vor dem Strafrichter zu besetzen sind, sollte dies mit Dezer-

nenten erfolgen. 

                                                
44

  Im Jahr 2013 entfielen von insgesamt 31.555,7 Stunden Sitzungsdiensttätigkeit lediglich 210,19 
Stunden auf Referendare; Quelle: MESTA. 
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 Handelt es sich bei einem Sitzungstag vor dem Amtsgericht um einen soge-

nannten Mischtag (= alle bis auf eine Verhandlung sind zur Sitzungsdienst-

wahrnehmung durch Referendare geeignet), sollten sowohl Referendare als 

auch ihre jeweils zuständigen Ausbilder eingeteilt werden. Der jeweilige De-

zernent hat dadurch die Möglichkeit, die nicht für Referendare geeignete Ver-

handlung selbst wahrzunehmen und die Sitzungsvertretung im Übrigen auf 

den Referendar zu übertragen, sofern es sich nicht um Verfahren handelt, die 

auf der Presseliste stehen oder die aus anderen Gründen von besonderem öf-

fentlichen Interesse sind.  

 

 Darüber hinaus steht den Dezernenten eine Liste mit den Ausbildern zur Ver-

fügung, so dass sie geeignete Sitzungen nach Rücksprache mit dem jeweili-

gen Ausbilder an Referendare abgeben können.  

 

 Die Frage, ob eine Sitzung dazu geeignet ist, von Referendaren wahrgenom-

men zu werden, sollte zukünftig nicht mehr anhand einer starren Kriterienliste 

durch die ZGS entschieden werden. Vielmehr sollte der fallbearbeitende De-

zernent jeweils in der Handakte deutlich machen, ob die Sitzungsvertretung 

durch einen Referendar erfolgen kann. Dieser Vorschlag wurde bereits 

dadurch umgesetzt, dass ein entsprechendes Formular erarbeitet und den 

Dezernenten mit der Bitte um Nutzung zur Verfügung gestellt wurde. Ein ent-

sprechender Programmierauftrag für das MESTA-Schreibwerk wurde bereits 

erteilt und umgesetzt. 

 

Ein verstärkter Einsatz von Referendaren im Rahmen der Sitzungsvertretung bedeu-

tet allerdings eine verstärkte Belastung der Dezernenten, die mit der Ausbildung der 

jeweiligen Referendare betraut sind. Diese müssen insbesondere die Sitzungen, zu 

denen der jeweilige Referendar eingeteilt wird, vor- und nachbereiten, um ein sachge-

rechtes Agieren der Referendare sicherzustellen. Dies betrifft derzeit insbesondere 

Dezernenten der Hauptabteilungen II, III und IV sowie Abteilungen 60 und 61. 

 

Vor diesem Hintergrund – sowie im Hinblick auf eine fairere Lastenverteilung unter 

den Dezernenten insgesamt – sollte die Ausbildung von Referendaren zukünftig von 

Dezernenten aller Abteilungen wahrgenommen werden. Dazu werden gegenüber der 

Staatsanwaltschaft folgende weitere Maßnahmen angeregt: 

 

 Referendare sollten zukünftig Dezernenten aller Abteilungen zugewiesen wer-

den. Um auch Abteilungen, die wegen der dort behandelten Spezialgebiete 

nicht über ausbildungsgeeignete Akten verfügen, in die Ausbildung einbezie-

hen zu können, sollten diese dazu angehalten werden, sich von Kollegen aus 

anderen Abteilungen Akten geben zu lassen, die sodann von den Referenda-

ren zu bearbeiten sind.  

 

 Auch nicht-volljuristischen Amtsanwälten, die ihre Tätigkeit seit mindestens 

drei Jahren ausüben, sollten Referendare zur Ausbildung zugewiesen wer-

den.45 

 

                                                
45

  Vgl. etwa auch BW-RefAusbVwV, Abs. B, Ziff. I.1. 
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6.2.1.2 Keine Sitzungsvertretung im vereinfachten Jugendverfahren; Konsequente 

Nutzung des Strafbefehlsverfahrens 

 

Die Projektgruppe regt darüber hinaus an, dass die Staatsanwaltschaft prüfen sollte, 

ob alle Möglichkeiten, die das Prozessrecht bietet, um Strafverfahren sachgerecht 

ohne Hauptverhandlung bzw. ohne Beteiligung der Staatsanwaltschaft an der Haupt-

verhandlung durchzuführen, ausgeschöpft werden.  

 

Insbesondere sollte sichergestellt werden, dass 

 Dezernenten in Fällen, in denen ein Antrag auf Erledigung im vereinfachten 

Jugendverfahren (§§ 76 ff. JGG) gestellt wird, im Regelfall nicht an der Haupt-

verhandlung teilnehmen (§ 78 Abs. 2 JGG) und dies im Zeitpunkt der Antrag-

stellung dem Gericht im Rahmen des Antrags oder der Abschlussverfügung 

mitteilen (damit dieser Umstand bei der dortigen Terminierung berücksichtigt 

werden kann); hierauf sollten Dezernenten gegebenenfalls ausdrücklich hin-

gewiesen werden; 

 in Fällen, in denen dies vertretbar erscheint, konsequent die Möglichkeit des 

Strafbefehlsverfahrens (§§ 407 ff. StPO) genutzt wird. 

6.2.2 Maßnahmen der Behörde für Justiz und Gleichstellung 

 

Die Behörde für Justiz und Gleichstellung sollte in Gesprächen mit dem Präsidenten 

des Amtsgerichts sowie den Direktoren der Stadtteilgerichte darauf hinwirken, dass 

 bei der Terminierung von Hauptverhandlungstagen die Ressourcen der 

Staatsanwaltschaft soweit möglich berücksichtigt werden, insbesondere indem  

 

 Strafrichter- und Schöffengerichtsverfahren nicht auf denselben Tag 

terminiert werden, beziehungsweise, soweit dies nicht möglich ist, 

Strafrichter- und Schöffengerichtsverfahren an einem Sitzungstag nicht 

gemischt, sondern jeweils stringent hintereinander terminiert werden, 

damit eine Aufteilung von Sitzungstagen zwischen Referendaren und 

Dezernenten möglich ist; 

 

 Verfahren gegen Jugendliche einerseits und Erwachsene andererseits 

nicht auf denselben Tag terminiert werden, beziehungsweise, soweit 

dies nicht möglich ist, die jeweiligen Verfahren nicht gemischt, sondern 

jeweils nacheinander terminiert werden, damit eine Aufteilung von Sit-

zungstagen zwischen Referendaren und Dezernenten möglich ist; 

 

 Verfahren gegen Jugendliche, die im vereinfachten Jugendverfahren 

geführt werden, zu Beginn oder Ende eines Sitzungstages terminiert 

werden; 

 

 den Sitzungsvertretern der Staatsanwaltschaft die Terminlisten für die Sitzun-

gen der kommenden Woche bereits am Mittwoch der Vorwoche per E-Mail 

übersandt werden. 
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Darüber hinaus sollte die Behörde für Justiz und Gleichstellung darauf hinwirken, 

 dass in allen Außengerichten Zimmer für die Staatsanwaltschaft eingerichtet 

werden. In diesen Zimmern könnten Sitzungsvertreter während etwaiger Sit-

zungspausen (insbesondere infolge kurzfristig ausgefallener Sitzungen) mit-

gebrachte Akten bearbeiten oder andere Dienstgeschäfte erledigen. Die Zim-

mer müssten dazu mit Zugang zu MESTA ausgestattet sein. Ein erstes sol-

ches Staatsanwaltszimmer wurde im Rahmen der dortigen Renovierung im 

Amtsgericht Hamburg-Wandsbek bereits eingerichtet. 
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7. Beschränkung des externen Berichtswesens, Reduktion gesetzlich nicht ge-

schuldeter Aufgaben bei der Staatsanwaltschaft  

 

7.1 Situationsbeschreibung 

 

Zusätzlich zu ihrer eigentlichen Aufgabe der Strafverfolgung ist die Staatsanwalt-

schaft zunehmend mit verwaltungsnahen Aufgaben befasst sowie in präventive Pro-

jekte im Rahmen der Kriminalitätsbekämpfung eingebunden worden. Diese Tätigkei-

ten binden – nicht einzeln für sich, aber in der Summe betrachtet – in größerem Um-

fang personelle Ressourcen.  

 

Dies betrifft insbesondere:  

 

7.1.1 Externes Berichtswesen 

 

Um eine angemessene Fachaufsicht über die Staatsanwaltschaften ausüben zu kön-

nen, bedarf es eines Berichtswesens. Grundlage für dieses ist in Hamburg die Allge-

meine Verfügung der Justizbehörde Nr. 28/2004 – Anordnung über die Berichtspflich-

ten in Strafsachen (BeStra).  

 

Diese sieht vor, dass die Staatsanwaltschaft der Behörde für Justiz und Gleichstel-

lung zu berichten hat über Strafsachen, (1.) die wegen der Persönlichkeit oder Stel-

lung der Beteiligten, wegen der Art oder des Umfangs der Beschuldigung oder aus 

anderen Gründen weitere Kreise beschäftigen oder voraussichtlich beschäftigen wer-

den oder die (2.) von der Behörde allgemein oder im konkreten Einzelfall als Be-

richtssache bezeichnet worden sind. Nach einem entsprechenden (Erst-)Bericht sind 

entweder bei genauer beschriebenen Anlässen, jedenfalls aber alle sechs Monate, 

Folgeberichte zu erstatten. 

 

In den vergangenen Jahren sind Berichte in folgender Anzahl erstattet worden: 

  2011 2012 2013 

Berichte insgesamt 247 247 272 

 davon Erstberichte 56 67 67 

davon Folgeberichte 191 180 205 
Quelle: Behörde für Justiz und Gleichstellung 

Durch die Berichte soll die Behörde für Justiz und Gleichstellung in die Lage versetzt 

werden, zeitnah die Sach- und Rechtslage zu beurteilen, die ihr von Gesetzes wegen 

obliegende Aufsicht auszuüben und auf Nachfragen von dritter Seite Auskunft zu ge-

ben. Häufig beziehen sich Berichtsanforderungen auf aktuelle Presseberichterstat-

tungen, und es wird von der Behörde für Justiz und Gleichstellung gebeten, den Be-

richt binnen kurzer Frist zu erstatten.  

 

Die zuständigen Dezernenten müssen im Rahmen der Erstberichterstattung den 

Sachverhalt und Ermittlungsstand zusammenfassen. An diese – teilweise mehrseiti-

gen – Berichte schließen sich im weiteren Verlauf häufig zahlreiche Folgeberichte 

sowie ein Schlussbericht an, in denen ergänzend der Fortgang bzw. der Abschluss 

des Verfahrens berichtet wird. Durch dieses Berichtswesen werden in erheblichem 

Umfang Kapazitäten jedenfalls des sachbearbeitenden Dezernenten gebunden, der 
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zusätzlich zu den von ihm in dem jeweiligen Verfahren vorzunehmenden Ermittlungs-

handlungen diese in einem Bericht zusammenfassen muss.  

 

7.1.2 Abfrage von Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft, insbesondere im Rahmen 

von Gesetzgebungsverfahren des Bundes oder im Rahmen von Länderumfra-

gen 

 

Beabsichtigt die Behörde für Justiz und Gleichstellung zu einem laufenden Gesetzge-

bungsverfahren gegenüber dem Bundesjustizministerium oder einer anderen Behör-

de Stellung zu nehmen oder sich an einer sogenannten Länderumfrage46 zu beteili-

gen, fordert sie oftmals die Staatsanwaltschaft auf, ihrerseits eine entsprechende 

Stellungnahme abzugeben.  

 

Zwar kann die Anzahl der durch die Staatsanwaltschaft abzugebenden Stellungnah-

men nicht konkret benannt werden, da diese nicht erfasst wird. Jedoch ist erfah-

rungsgemäß durchschnittlich mindestens eine derartige Stellungnahme pro Woche zu 

fertigen. Da hierbei nicht nur rechtstheoretische Ausführungen, sondern auch Anga-

ben zu Auswirkungen bzw. Problemen in der Praxis zu machen sind, müssen von den 

insoweit zuständigen Dezernenten der Hauptabteilung Z der Staatsanwaltschaft (sie-

he hierzu auch Ziff. IV.1.1.1) zumindest die jeweils thematisch zuständigen Hauptab-

teilungsleiter in die Beantwortung dieser Anfragen eingebunden werden. Die Haupt-

abteilungsleiter nehmen ihrerseits häufig Rücksprache mit ihren Abteilungsleitern, 

formulieren sodann ihre Erkenntnisse und leiten diese den Dezernenten der Hauptab-

teilung Z zu, die diese ggf. ergänzen. Hierdurch werden erhebliche Personalressour-

cen gebunden.  

 

7.1.3 Einbindung der Staatsanwaltschaft in die Beantwortung parlamentarischer An-

fragen 

 

Auch die Anzahl der parlamentarischen Anfragen (Schriftliche Kleine Anfragen, Gro-

ße Anfragen), in deren Beantwortung die Staatsanwaltschaft eingebunden worden ist, 

hat in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen: 

 

2011 (ab März) 2012 2013 

68 SKA/ 1 GA 87 SKA/ 5 GA 116 SKA/ 7 GA 
Quelle: Staatsanwaltschaft Hamburg 

Im Rahmen solcher Anfragen muss die Staatsanwaltschaft regelmäßig binnen kür-

zester (teilweise Stunden-)Fristen entweder umfangreiche Aktenauswertungen oder 

statistische Abfragen vornehmen und die Ergebnisse in einer Stellungnahme zusam-

menfassen, die den datenschutzrechtlichen Erfordernissen entspricht. Die Verpflich-

tung zur Abgabe umfassender Stellungnahmen wurde durch das Urteil des Hambur-

gischen Verfassungsgerichts vom 21.12.2010 (Az. HVerfG 1/10) noch verschärft. 

                                                
46

  Hierbei handelt es sich um die Bitte eines anderen Landes, zu einem vermeintlichen Rechtsprob-
lem Stellung zu nehmen oder die Erfahrungen der staatsanwaltschaftlichen oder gerichtlichen 
Praxis mitzuteilen.  
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Der hinter einer statistischen Abfrage stehende erhebliche Programmieraufwand, um 

über das Programm MESTA, das nicht für solche Zwecke konzipiert ist, entsprechen-

de Zahlen zu generieren, ist in nachfolgenden Schaubildern dargestellt:  

 

 

Soweit nicht nur statistische Auswertungen vorzunehmen sind, sondern inhaltliche 

Auskünfte über einzelne Verfahren bzw. Verfahrenskomplexe erteilt werden müssen, 
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benötigt der mit der Bearbeitung der parlamentarischen Anfrage beauftragte Dezer-

nent der Hauptabteilung Z die Unterstützung des/der zuständigen Hauptabteilungslei 

ter/s, da ein Rückgriff auf die für die Bearbeitung dieser Verfahren zuständigen De-

zernenten oder deren Abteilungsleiter häufig daran scheitert, dass diese nicht zu er-

reichen sind (z.B. wegen der Wahrnehmung des Sitzungsdienstes, Vorbereitung oder 

Vornahme von Ermittlungshandlungen pp.). Aufgrund der wenigen Zeit, die für die 

Beantwortung dieser Anfragen nur zur Verfügung steht, kann regelmäßig nicht auf die 

Rückkehr des Dezernenten an seinen Arbeitsplatz gewartet werden, so dass der 

Hauptabteilungsleiter eingebunden werden muss. 

 

7.1.4 Einbindung der Staatsanwaltschaft in Projekte/Konzepte zur Kriminalitätsbe-

kämpfung 

 

Darüber hinaus sind der Staatsanwaltschaft in den vergangenen Jahren von der Be-

hörde für Justiz und Gleichstellung zahlreiche zusätzliche Aufgaben übertragen wor-

den, die in der Summe zu einer nicht unerheblichen Mehrbelastung führen, ohne 

dass dafür ausreichende personelle Ressourcen zur Verfügung gestellt worden sind.  

 

Dies betrifft im Wesentlichen folgende Aufgaben: 

 Handeln gegen Jugendgewalt: PROTÄKT, Obachtverfahren, Fallkonferen-

zen 

Im Rahmen des Senatskonzepts Handeln gegen Jugendgewalt wurde im Jahr 

2007 das Projekt Täterorientierte Kriminalitätsbekämpfung („PROTÄKT“) einge-

führt. Dieses sieht eine gegenüber herkömmlichen Jugendstrafverfahren umfang-

reichere Tätigkeit der Staatsanwaltschaft vor: 

 

Zum einen wird die Strafverfolgung (repressive Tätigkeit) gegenüber anderen Ju-

gendstrafverfahren intensiviert. So werden beispielsweise keinerlei Verfahren 

mehr durch Einstellungen erledigt, sondern ausnahmslos alle Taten vollständig 

ausermittelt und angeklagt.47 In vielen Fällen werden Vernehmungen nicht, wie 

üblich, durch die Polizei, sondern durch den zuständigen Staatsanwalt persönlich 

vorgenommen.  

 

Neben dieser intensivierten Strafverfolgung fallen zusätzlich folgende Mehrauf-

wände an: Über die übliche Ermittlungsakte hinaus wird für jeden der aktuell in 

das Programm aufgenommenen Täter (derzeit rund 200 Personen) eine spezielle 

Täterakte geführt, in der insbesondere Urteile und Anklageschriften aus früheren 

Verfahren sowie Berichte anderer staatlicher Stellen oder Gutachten zusammen-

gefasst werden, um einen möglichst vollständigen Überblick über Person und 

Lebensumstände des Täters zu erhalten. Zudem erfolgt ein intensivierter Aus-

tausch mit der Polizei und anderen am PROTÄKT-Programm beteiligten Behör-

den. So wird beispielsweise regelmäßig mit diesen Stellen in persönlichen Ge-

                                                
47

  Außerhalb des PROTÄKT-Programms können Strafverfahren wegen weniger schwerwiegender 
Taten dann, wenn ein Täter kürzlich zu einer schwerwiegenderen Sanktion verurteilt worden ist 
oder eine solche Verurteilung in Kürze zu erwarten ist, eingestellt werden, weil sie für die Sankti-
onierung insgesamt nicht mehr wesentlich ins Gewicht fallen (§ 154 StPO). Das PROTÄKT-
Programm schließt ein solches Vorgehen aus erzieherischen Gründen aus.  
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sprächen abgestimmt, ob ein Täter neu in das Programm aufgenommen werden 

muss oder ob ein Täter aus dem Programm herausgenommen werden kann. 

 

Zunächst wurde dieses Programm für 100 Straftäter ausgelegt. Für die Bewälti-

gung der vorgenannten zusätzlichen Tätigkeiten, die über die üblichen repressi-

ven Aufgaben der Staatsanwaltschaft deutlich hinaus gehen, wurden zwei R1-

Stellen sowie eine Stelle im Servicebereich geschaffen und finanziert. 

 

Nachdem im Jahr 2011 die Ausweitung des PROTÄKT-Programms auf 200 

Straftäter beschlossen wurde (sog. Projekt PROTÄKT 200), erhielt die Staatsan-

waltschaft zum 01.10.2011 für die intensivierte Tätigkeit im Hinblick auf weitere 

100 sog. PROTÄKT-Täter zwei zusätzliche R1-Stellen. Erst im Jahr 2013 wurde 

der Staatsanwaltschaft eröffnet, dass sie die Finanzierung dieser beiden zusätz-

lich bereitgestellten R1-Stellen für das Projekt PROTÄKT 200 aus dem eigenen 

Budget bewirken soll, mithin durch Vakantlassen anderer Stellen im staatsan-

waltschaftlichen Bereich. Da dies jedoch aufgrund der Belastungssituation der 

Staatsanwaltschaft nicht möglich ist, wurden im Geschäftsverteilungsplan 2014 

zwei PROTÄKT-Sonderdezernate gestrichen. Gleichwohl werden weiterhin ca. 

200 PROTÄKT-Täter in den verbleibenden Sonderdezernaten der Hauptabtei-

lung IV bearbeitet, was dort seitdem erhebliche Mehrarbeit bedeutet.  

 

Darüber hinaus wurde das sogenannte „Obachtverfahren Gewalt unter 21“ einge-

führt. Hierbei handelt es sich um ein Programm, bei dem sich die beteiligten Be-

hörden anhand eines auf der Sharepoint-Technologie beruhenden Systems re-

gelmäßig über Auffälligkeiten im Verhalten jugendlicher und heranwachsender 

Straftäter informieren und bei Bedarf eine Fallkonferenz einberufen. An diesen 

Fallkonferenzen nimmt regelmäßig auch ein Vertreter der Staatsanwaltschaft 

Hamburg teil. Für die Staatsanwaltschaft bedeutet die Teilnahme am Obachtver-

fahren, dass wöchentlich die derzeit rund 75 Täter umfassende Sharepoint-Liste 

vollständig durchgesehen und die neuen Erkenntnisse der Staatsanwaltschaft 

eingearbeitet werden müssen. Alleine hierfür beträgt der wöchentliche Zeitauf-

wand für die Hauptabteilungsleitung bis zu sechs Stunden. 

 

Im Rahmen der Prüfung des Rechnungshofes zum Thema Jugenddelinquenz im 

Jahr 2013 wurde durch die Staatsanwaltschaft folgende Mehrbelastung durch 

das Obachtverfahren und die Teilnahme an Fallkonferenzen ermittelt, wobei da-

rauf hingewiesen wurde, dass diese Daten bei der Staatsanwaltschaft nicht sta-

tistisch erfasst werden, sondern lediglich eine Schätzung darstellen:  

 

  

Name Beschreibung Aufgabe 

Obachtverfahren bzw. 

Fallkonferenzen 

Stellenanteil Stellenwertigkeit 

  

Hauptabteilungsleiterin (HAL) Vorbereitung, Teilnahme 

und Nachbereitung der 

Fallkonferenzen, Teil-

nahme an Begleitgruppe 

15 Stunden 

monatlich 

R2+Z 
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Abteilungsleiter (AL) 40, 41 und 

42 

Vorbereitung, Teilnahme 

und Nachbereitung der 

Fallkonferenzen 

10 Stunden 

monatlich 

R2 

  
Servicemitarbeiter der Hauptab-

teilung IV 

Vorbereitung der Fallkon-

ferenzen 

1 Stunde 

monatlich 

E7/ E8/ A7/A8 

  

AL 40, 41 und 42 Aktenvorlage von Verfah-

ren gegen Täter, die  nicht 

PROTÄKT-Täter sind, 

aber auf der Obachtliste 

stehen 

9 Stunden 

monatlich 

R2 

  

HAL Wöchentliche Verände-

rungsmitteilungen für die 

Obachtliste, Erstellung 

der wöchentlichen Liste 

4 bis 6 Stun-

den monat-

lich 

R2+Z 

  
6 Sonderdezernenten der 

Hauptabteilung IV 

Meldungen von Verände-

rungen für die Obachtliste 

1 Stunde 

monatlich 

R1 

  

HAL Bedienen der SharePoint-

Tabelle, Rücksprache mit 

der Koordinierungsstelle  

20 bis 30 

Stunden mo-

natlich 

R2+Z 

  

Servicemitarbeiter der Hauptab-

teilung IV 

MESTA-Ausdrucke ferti-

gen zur Vorbereitung der 

Bedienung 

der  SharePoint-Tabelle 

5 Stunden 

monatlich 

E7/E8/A7/A8 

  

Hauptabteilungsgeschäftsleiterin 

(HAGL) 

Pflege der personenbe-

zogenen Merkmals 

„Obachttäter“ in MESTA 

1 Stunde 

monatlich 

A11 

 

HAL, AL 40, 41 und 42 sowie 

HAGL 

Nachfragen des Service 

und der Dezernenten im 

Zusammenhang mit den 

Veränderungen durch die 

Obachtliste bei ihren 

Dienstvorgesetzten 

10 Stunden 

monatlich 

R2+Z 

R2 

A11 

 

Im Rahmen des Konzeptes Handeln gegen Jugendgewalt sind folgende weitere 

Aufgaben von Führungspersonal oder Dezernenten der Hauptabteilung IV wahr-

zunehmen: 

 

 Teilnahme an der Referentenrunde „Handeln gegen Jugendgewalt“ 

Insgesamt sind für das Jahr 2014 acht Termine mit einer Dauer von ca. drei 

bis vier Stunden anberaumt 

 

 Teilnahme an der Begleitgruppensitzung „Obachtverfahren Gewalt unter 21“ 
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 Teilnahme an den Begleitarbeitsgruppen Fallkonferen-

zen/PROTÄKT/PriJus48. 

Darüber hinaus wird von der Staatsanwaltschaft im Zusammenhang mit diesem 

Handlungskonzept erwartet, dass sie zahlreiche Daten zeitintensiv erfasst und 

ggf. zusammenstellt, damit ein Controlling dieses Konzeptes erfolgen kann. 

 Täterorientierte Prävention  (T.O.P.) 

 

Das Konzept Täterorientierte Prävention (T.O.P.) erfasst aus der Haft zu entlas-

sende Gewalt- und Sexualstraftäter mit einem herausragenden Gefährdungspo-

tenzial und sieht vor, dass zu festgelegten Zeitpunkten vor deren Entlassung aus 

Strafhaft bestimmte Verfahrensabläufe einsetzen sollen.   

 

Kernstück des Konzepts, das unter Beteiligung der Staatsanwaltschaft in einer 

über einen längeren Zeitraum hinweg tagenden Arbeitsgruppe erstellt wurde, ist 

die von der Staatsanwaltschaft einzuberufende Fallkonferenz, an der alle Verfah-

rensbeteiligten teilnehmen, geplante Maßnahmen erörtern, den Antrag der 

Staatsanwaltschaft an die Strafvollstreckungskammer vorbereiten sowie Hand-

lungsoptionen bei Weisungsverstößen erarbeiten. Die Umsetzung des Konzepts 

löst personellen Mehrbedarf bei der Staatsanwaltschaft aus.  

 

 Berichtspflicht in Sachen elektronische Aufenthaltsüberwachung (EAÜ) 

 

Seit Juli 2013 ist der Behörde für Justiz und Gleichstellung quartalsweise darüber 

zu berichten, in welchen neuen Fällen eine Weisung gemäß § 68b Abs. 1 Satz 1 

Nr. 12 StGB (EAÜ) beantragt wurde und wie die Strafvollstreckungskammer über 

die Anträge jeweils entschieden hat. Darüber hinaus finden zum Thema EAÜ 

zahlreiche behördenübergreifende Besprechungen ohne konkreten Fallbezug un-

ter Beteiligung der Staatsanwaltschaft statt. 

 

 Sonderdezernate Beziehungsgewalt 

 

Als Reaktion auf die zunehmend in den Fokus der Öffentlichkeit geratenden 

Straftaten im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt wurden ab dem 01.01.2011 

die Abteilungsleiterdezernate der Hauptabteilung II „Vergehen wegen Nachstel-

lung (§ 238 StGB) und Verstoßes gegen das Gewaltschutzgesetz (§ 4            

GewSchG)“ ausgeweitet und in ein umfassenderes Sonderdezernat „Bezie-

hungsgewalt“ überführt.  

 

Seit dem 01.01.2011 werden damit sowohl Vergehen wegen Nachstellung und 

Verstoßes gegen das Gewaltschutzgesetz als auch Strafsachen im Zusammen-

hang mit Beziehungsgewalt in diesem Sonderdezernat bearbeitet. Seit dem 

01.01.2012 sind zusätzlich zu diesen Oberstaatsanwälten fünf besonders qualifi-

zierte Amtsanwälte in die Bearbeitung von Verfahren, die im Zusammenhang mit 

Beziehungsgewalt stehen, eingebunden. Damit sind insgesamt 3,75 Dezernats-

                                                
48

  Prioritäres Jugendstrafverfahren für gewalttätige Schwellentäter. 
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anteile ausschließlich für die intensivere Bearbeitung von Verfahren im Zusam-

menhang mit Beziehungsgewalt zuständig.  

 

Zwar war die Hauptabteilung II auch vor Einführung dieser Sonderdezernate für 

die Bearbeitung der entsprechenden Ermittlungsverfahren zuständig, jedoch hat 

die Einrichtung dieser Sonderdezernate nicht nur zu einer intensivierten Ermitt-

lungsführung sondern darüber hinaus zu einer verstärkten Zusammenarbeit mit 

der Polizei auch außerhalb der repressiven Tätigkeit der Staatsanwaltschaft ge-

führt. So nimmt z.B. zumeist ein Dezernent an dem von der Behörde für Arbeit, 

Soziales, Familie und Integration geleiteten AK Stalking teil, der quartalsweise 

stattfindet und an dem neben freien Trägern u.a. auch die Polizei teilnimmt.  

 

 Partnerstaatsanwälte für die Jugendämter 

 

Im Zusammenhang mit dem Tod des dreijährigen Mädchens Yagmur wurde die 

Zusammenarbeit zwischen den Jugendämtern und der Staatsanwaltschaft inten-

siviert. Dabei wurde die Staatsanwaltschaft gebeten, für die sieben Jugendämter 

jeweils einen sogenannten Partnerstaatsanwalt zu benennen. Diese Partner-

staatsanwälte sollen den Mitarbeitern des Jugendamtes jeweils als Ansprech-

partner für strafrechtsspezifische Fragen zur Verfügung stehen sowie einmal 

jährlich in einem persönlichen Gespräch mit den Mitarbeitern aktuelle Fragen der 

Zusammenarbeit erörtern. Nach den bisherigen Erfahrungen sind für jedes Ju-

gendamt ein bis zwei Arbeitstage pro Jahr zu veranschlagen für Treffen, Telefo-

nate, Infoveranstaltungen pp.. Hinzu kommt die sehr arbeitsaufwendige Teilnah-

me an den Treffen der Projektgruppe „Verbesserung der Zusammenarbeit mit 

dem Jugendamt und den Familiengerichten“. 

 

Des Weiteren soll der Staatsanwaltschaft laut Senatsdrucksache 2014/1366 zur 

Verbesserung des Kinderschutzes in Hamburg folgende weitere präventive Auf-

gabe zuwachsen (Seite 16 der Drucksache): „Folgende Maßnahmen werden 

umgesetzt… Die verbindliche Durchführung von Fachgesprächen, wenn das Kin-

derkompetenzzentrum des Instituts für Rechtsmedizin Misshandlungen und Ver-

nachlässigung bei Kindern feststellt und den Sachverhalt bei der Polizei oder der 

Staatsanwaltschaft anzeigt. Hierfür lädt das fallzuständige Jugendamt behörden-

übergreifend zu einer gemeinsamen Besprechung ein. Erforderliche nächste 

Schritte zur Abwendung der Gefährdung und zur Sicherung des Kindeswohls 

werden gemeinsam abgestimmt und verbindlich vereinbart.“ 

 

 Beteiligung an weiteren Arbeitsgruppen bzw. Arbeitstreffen 

 

Auf Initiative der Behörde für Justiz und Gleichstellung und/oder anderer Behör-

den haben in der Vergangenheit unter Beteiligung der Staatsanwaltschaft zahl-

reiche weitere Arbeitsgruppen getagt bzw. werden auch zukünftig tagen. Insoweit 

sollen nur erwähnt werden 

  

 die Arbeitsgruppe zum sog. Abbuchungsprojekt zur Verhinderung einer Er-

satzfreiheitsstrafe, 

 die Arbeitsgruppe „Tilgung durch gemeinnützige Arbeit“, 

 die Arbeitsgruppe „Jugendgerichtliche Unterbringung“. 
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7.1.5 Klausuraufsicht im Rahmen der schriftlichen Examensprüfungen  

 

Die Staatsanwaltschaft wird regelmäßig vom Justizprüfungsamt bei dem Hanseati-

schen Oberlandesgericht bzw. dem Gemeinsamen Prüfungsamt aufgefordert, für die 

Klausuraufsichten im 1. bzw. 2. juristischen Staatsexamen (insgesamt 21 Termine pro 

Jahr) je Termin wenigstens einen Dezernenten als Aufsichtsführenden zu benennen. 

Dieser ist dann über einen Zeitraum von mindestens fünf Stunden gebunden. Gemäß 

§ 16 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 3 JAG dürfen im 1. Staatsexamen als Aufsichtsführende 

nur Personen mit der Befähigung zum Richteramt oder aber Beamte des gehobenen 

Dienstes beauftragt werden. Nach der Übereinkunft der Länder Freie Hansestadt 

Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein über ein Gemein-

sames Prüfungsamt und die Prüfungsordnung für die zweite Staatsprüfung für Juris-

ten bestimmt der Präsident des jeweiligen Oberlandesgerichts den Aufsichtsführen-

den für die Anfertigung der Aufsichtsarbeiten (§ 9 Abs. 1 JAG). 

 

7.2 Änderungsvorschläge 

 

Die Projektgruppe ist der Auffassung, dass die Staatsanwaltschaft von Aufgaben, die 

nicht unmittelbar der Strafverfolgung dienen, entlastet werden muss, solange ihr für 

solche Aufgaben keine angemessenen zusätzlichen personellen Ressourcen zur Ver-

fügung gestellt werden.  

 

Im Einzelnen schlägt die Projektgruppe der Behörde für Justiz und Gleichstellung fol-

gende Maßnahmen vor: 

 

7.2.1  Reduzierung der Berichtspflichten; Änderung der AV 28/2004  

 

Zum einen sollte der Anwendungsbereich der Anordnung über die Berichtspflichten in 

Strafsachen (BeStra) dahingehend begrenzt werden, dass nur noch wegen Strafsa-

chen von herausragender Bedeutung zu berichten ist.  

 

Zum anderen sollte die Zahl der Folgeberichte reduziert werden. Dies könnte insbe-

sondere dadurch geschehen, dass Folgeberichte 

 zu Sachverhalten, an der die Behörde für Justiz und Gleichstellung kein Interesse 

mehr hat, durch entsprechende Mitteilung an die Staatsanwaltschaft „abbe-

stellt“ werden,    

 nur noch anlassbezogen (z.B.: erhebliche Änderung der Richtung der Ermittlung; 

Einstellung; Anklage; Eröffnung des Verfahrens; Urteil) übersandt werden müs-

sen,   

 im Übrigen nur noch in deutlich größeren zeitlichen Abständen, etwa jährlich, 

übersandt werden müssen. 

 

Alle vorgeschlagenen Reduzierungen der Berichtspflicht würden eine Änderung der 

Allgemeinen Verfügung der Justizbehörde Nr. 28/2004 erforderlich machen. 

  

http://www.juris.de/jportal/portal/t/13cp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=7&numberofresults=21&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-JurPrAmt%C3%9CbkStVtrHAV1P31&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL1
http://www.juris.de/jportal/portal/t/13cp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=7&numberofresults=21&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-JurPrAmt%C3%9CbkStVtrHAV1P31&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL2
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7.2.2  Überprüfung der Einbindung der Staatsanwaltschaft in Projekte und Konzepte 

mit primär präventivem Charakter 

 Die Einbindung der Staatsanwaltschaft als Behörde mit repressivem Strafverfol-

gungsauftrag in primär präventiv ausgerichtete Konzepte und Projekte sollte für jedes 

einzelne Projekt dahingehend überprüft werden, in welchem Umfang eine Beteiligung 

tatsächlich erforderlich ist: 

 In Bezug auf das Programm PROTÄKT wird angeregt, den Umfang des Pro-

gramms zu überdenken. Die im Jahr 2011 vorgenommene Erweiterung auf bis zu 

rund 200 Täter (anstelle der zuvor 100 Täter) hat dazu geführt, dass derzeit auch 

solche Personen erfasst werden, bei denen eine Verfolgung nach den Vorgaben 

des PROTÄKT-Programms nicht erforderlich ist. Hier sollte es der Staatsanwalt-

schaft ermöglicht werden, die Aufnahme von Tätern in das Programm flexibler zu 

handhaben und diese vom tatsächlichen Bedarf, nicht jedoch von einer vorgege-

benen Gesamtanzahl von Tätern im PROTÄKT-Programm abhängig zu machen.  

 

 Die Teilnahme der Staatsanwaltschaft an Referentenrunden, Begleitarbeitsgrup-

pen und Fallkonferenzen (insbesondere an Fallkonferenzen für Heranwachsende) 

sowie die Beteiligung am Share-Point für Obachttäter sollte zukünftig nicht mehr 

verpflichtend sein, sondern der Staatsanwaltschaft frei gestellt werden.  

 

Jedenfalls sollte die Staatsanwaltschaft nicht mehr in solche Besprechungen ein-

gebunden werden, an denen zeitgleich ein Vertreter der Behörde für Justiz und 

Gleichstellung teilnimmt, sofern die Teilnahme der Staatsanwaltschaft im Einzel-

fall nicht aus fachlichen Gründen zwingend erforderlich ist. 

 

 Die Einberufung von Partnerstaatsanwälten für die Jugendämter sollte – insbe-

sondere aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen Praxis – rückgängig gemacht 

werden: Aus der verpflichtenden und dauerhaften Betreuung der Jugendämter 

durch die Staatsanwaltschaft sollte eine Ansprechbarkeit für den Bedarfsfall wer-

den.  

 

Darüber hinaus sollte zukünftig vor jeder Einbindung der Staatsanwaltschaft in weite-

re Projekte realistisch abgeschätzt werden, welcher Mehraufwand hiermit verbunden 

ist, und eine entsprechende Entlastung an anderer Stelle sichergestellt werden. 

 

7.2.3 Reduzierung der Abfrage von Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft  

 

 Die Zahl der Anforderung von Stellungnahmen bei der Staatsanwaltschaft im Rah-

men von Gesetzgebungsverfahren oder Länderumfragen sollte reduziert werden.  

 

Es sollte zukünftig stärker unterschieden werden zwischen Fällen, in denen eine Stel-

lungnahme der Staatsanwaltschaft wegen der Bedeutung der Sache für die Freie und 

Hansestadt Hamburg oder wegen der Bedeutung einer Beurteilung durch die Praxis 

dringend erforderlich ist, und Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft gegebenenfalls 

von einer Stellungnahme absehen kann.  
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Darüber hinaus wird angeregt, zu überprüfen, inwieweit die Verwaltungsabteilungen 

der Gerichte stärker in die Beurteilung von Gesetzesvorhaben eingebunden werden 

können, um die Belastung hier gleichmäßiger zu verteilen. 

 

7.2.4 Dialog mit der Bürgerschaft über die Belastung durch parlamentarische Anfra-

gen  

 

Die Projektgruppe ist sich bewusst, dass parlamentarische Anfragen und die damit 

ausgeübte Kontrolle der Verwaltung durch die Bürgerschaft als gewählter Volksver-

tretung ein Grundpfeiler des demokratischen Rechtsstaates ist.  

 

Sie regt dennoch an, dass die Behörde für Justiz und Gleichstellung der Präsidentin 

der Bürgerschaft gegenüber auf die erheblichen Ressourcen und die daraus resultie-

renden Belastungen hinweist, die die Beantwortung parlamentarischer Anfragen be-

ansprucht, um auch dies für die Abgeordneten sichtbarer zu machen.   

 

7.2.5 Befreiung der Staatsanwaltschaft von Klausuraufsicht (Änderung von § 16 Abs. 

1 JAG) 

 

Aus Sicht der Projektgruppe ist es nicht erforderlich, dass Dezernenten der Staats-

anwaltschaft die Klausuraufsicht im 1. und 2. Juristischen Staatsexamen wahrneh-

men.  

 

Es wird daher eine Öffnungsklausel in § 16 Abs. 1 JAG dergestalt angeregt, dass 

auch andere Bedienstete der Freien und Hansestadt Hamburg diese Aufgabe wahr-

nehmen können.  

 

Dieses sollte auch gegenüber der Präsidentin des Hanseatischen Oberlandesgerichts 

kommuniziert werden, die gemäß § 9 Abs. 1 der Übereinkunft der Länder Freie Han-

sestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein über ein 

Gemeinsames Prüfungsamt und die Prüfungsordnung für die zweite Staatsprüfung 

für Juristen den Aufsichtsführenden für die Anfertigung der Aufsichtsarbeiten be-

stimmt.  

 

7.2.6 Zusätzliche gesetzlich nicht geschuldete Aufgaben nur bei Ausgleich entste-

henden Personalmehrbedarfs 

 

 Die Projektgruppe ist der Auffassung, dass der Staatsanwaltschaft zukünftig Aufga-

ben, die nicht Folge ihrer originären Zuständigkeit sind, nicht auf Gesetz oder 

Rechtsverordnung beruhen und zudem einen Personalmehrbedarf auslösen, nur 

dann übertragen werden sollen, wenn dieser Mehrbedarf durch zusätzliche Stellen 

und zusätzliches Budget ausgeglichen wird. 

  

  

http://www.juris.de/jportal/portal/t/13cp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=7&numberofresults=21&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-JurPrAmt%C3%9CbkStVtrHAV1P31&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL1
http://www.juris.de/jportal/portal/t/13cp/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=7&numberofresults=21&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-JurPrAmt%C3%9CbkStVtrHAV1P31&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#HL2
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8. Behördeninterne Kommunikation und Transparenz bei Entscheidungen 

 

8.1 Situationsbeschreibung 

 

Dezernenten und Servicemitarbeiter, die an den Gesprächen mit Vertretern der Pro-

jektgruppe teilgenommen haben, bemängelten mehrfach die Form der Kommunikati-

on und die fehlende Transparenz von Personal- und anderen Entscheidungen inner-

halb der Staatsanwaltschaft Hamburg.  

 

Angesprochen wurden insbesondere folgende Punkte:   

 Da es für die Auswahl von Vertretern der Abteilungsleiter (ALV) kein bestimmtes 

Verfahren gibt, sondern die Entscheidung durch die Behördenleitungen der 

Staatsanwaltschaft und der Generalstaatsanwaltschaft getroffen werde, sei es für 

interessierte Dezernenten nicht ersichtlich, warum andere Dezernenten in einem 

bestimmten Zeitpunkt in diese Funktion berufen würden und ob man bei der Dis-

kussion geeigneter Kandidaten auch sie grundsätzlich berücksichtigt habe. Da 

die Berufung in diese Funktion faktisch aber Voraussetzung für eine spätere Er-

probung durch die Generalstaatsanwaltschaft und damit auch für eine spätere 

Beförderung ist, sei dies für den einzelnen Dezernenten unbefriedigend. 

 

 Dezernenten, die beabsichtigen, sich im Rahmen ihrer Berufslaufbahn – teilweise 

vorübergehend (etwa zwei- bis dreijährige Abordnung an andere Behörden), teil-

weise dauerhaft (etwa endgültiger Wechsel in die Richter- oder die Verwaltungs-

laufbahn) – zu verändern, benötigen dazu die Zustimmung der Behördenleitun-

gen der Staatsanwaltschaft sowie der Generalstaatsanwaltschaft. Es wurde be-

richtet, dass es für die Dezernenten oftmals nicht vorhersehbar sei, ob, wann und 

warum eine entsprechende Zustimmung erteilt oder verweigert werde. Auch sei 

nicht immer nachvollziehbar, warum in einem Fall eine Zustimmung erteilt und in 

einem anderen verweigert worden sei. 

 

 Darüber hinaus bemängelten einige Gesprächsteilnehmer, dass Entscheidungen 

der Generalstaatsanwaltschaft oder der Behördenleitung der Staatsanwaltschaft 

oftmals nur über die Protokolle aus den Besprechungen der Hauptabteilungsleiter 

(sogenannte „HAL-Protokolle“) bekannt gemacht werden. Die Verbindlichkeit und 

die Natur solcher Protokolle seien zudem ungeklärt. 

 

 Auch von Servicemitarbeitern wurde bemängelt, dass Personalentscheidungen 

häufig nicht nachvollziehbar seien. Die Hauptabteilungsgeschäftsleiter haben da-

zu übereinstimmend erklärt, dass ein Mangel an Informationen nicht gesehen 

werde.  

 

Vielmehr wiesen sie auf eine problematische Informationsflut hin. Angesichts der 

Vielzahl der aufzunehmenden und zu verarbeitenden Hinweise und Instruktionen 

(z.B. häufige und sehr detaillierte Vertretungsregelungen aus den verschiedens-

ten Bereichen der Behörde, zahlreiche Mitteilungen über Gesetzes- und Vor-

schriftenänderungen, komplizierte Handreichungen pp.) werde es zunehmend 

schwieriger, die für die eigene Aufgabenerfüllung relevanten Informationen und 

Aspekte stets präsent zu haben. Somit sei die Gefahr nicht auszuschließen, dass 
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der einzelne Mitarbeiter etwas übersehe bzw. nicht mehr erinnere und bei Perso-

nal- und Dienstbesprechungen dann tatsächlich den Eindruck habe, nicht infor-

miert worden zu sein.  

 

8.2  Änderungsvorschläge  

 

Die Projektgruppe ist der Auffassung, dass zu einer modernen Behörde auch trans-

parente Entscheidungsprozesse in Personal- und anderen für die Mitarbeiter wesent-

lichen Fragen gehören. Sie regt vor diesem Hintergrund Folgendes an: 

 

8.2.1 Auswahl von Vertretern der Abteilungsleiter erst nach sogenanntem internen 

Interessenbekundungsverfahren 

 

Die Projektgruppe regt an, die Berufung von Dezernenten in die Funktion eines Abtei-

lungsleitervertreters zukünftig erst nach einem sogenannten internen Interessenbe-

kundungsverfahren vorzunehmen. 

 

Sobald abzusehen ist, dass eine entsprechende Stelle besetzt werden soll, wäre die-

ses allen Dezernenten per E-Mail mitzuteilen. Zugleich wird den Dezernenten mitge-

teilt, dass sie bis zu einem bestimmten Zeitpunkt der Behördenleitung der Staatsan-

waltschaft per E-Mail unter Einbindung ihres Abteilungs- und Hauptabteilungsleiters 

mitteilen können, wenn sie an der Übernahme der Funktion Interesse haben. Jedem 

Interessenten wird sodann die Möglichkeit eingeräumt, in einem persönlichen Ge-

spräch mit der Behördenleitung sein Interesse zu begründen und seine Eignung für 

die Position zu beschreiben. Nach Abschluss der Gespräche entscheidet die Behör-

denleitung, welchen der Interessenten sie mit der Funktion betrauen möchte. Interes-

senten, die nicht zum Zuge gekommen sind, erläutert die Behördenleitung auf Nach-

frage in einem persönlichen Gespräch die Gründe für ihre Entscheidung. 

 

Das beschriebene Verfahren wird bei der Staatsanwaltschaft Berlin bereits praktiziert 

und wird durch die dortige Behördenleitung als positiv eingeschätzt.  

Hinweis: In anderen Großstadtstaatsanwaltschaften wird dem Umstand, dass die 

Funktion eines ALV (beziehungsweise die dort vergleichbare Position eines Gruppen-

leiters) mit zusätzlichem Aufwand und zusätzlicher (Personal-)Verantwortung verbun-

den ist, dadurch Rechnung getragen, dass die Funktion mit R1+Z besoldet wird. 

 

Die Projektgruppe regt an, der Staatsanwaltschaft für eine entsprechende Besoldung 

der ALV ein zusätzliches jährliches Budget von EUR 75.000 zur Verfügung zu stellen. 

Zum einen entspräche dies dem auch vom Hamburger Senat in der Vergangenheit 

für den öffentlichen Dienst geforderten Leistungsprinzip. Zum anderen würde eine 

solche Zulage eine zusätzliche Motivation für die Betroffenen darstellen. 

 

8.2.2 Orientierung an verbindlichen Eckpunkten bei für Dezernenten wichtigen Ent-

scheidungen 

 

 Die Entscheidung, ob einem Dezernenten, der beabsichtigt, sich beruflich zu verän-

dern und dazu – zumindest vorübergehend – die Staatsanwaltschaft Hamburg zu ver-

lassen, die Zustimmung zu einem Wechsel zum gewünschten Zeitpunkt erteilt wird, 
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muss kalkulierbar sein und einheitlich getroffen werden. Daher regt die Projektgruppe 

an, dass die Kriterien, die die Behördenleitungen in derartigen Fällen zu Grunde le-

gen, jeweils verschriftlicht werden.  

 

Vorbild für eine solche Verschriftlichung könnte das Schreiben des Herrn General-

staatsanwalt Hamburg vom 27.08.2012 sein, in dem er die Kriterien für eine Aner-

kennung von Abordnungen an andere Behörden pp. als sogenannte Ersatzerprobun-

gen formuliert hat. Die entsprechenden Kriterienkataloge könnten sodann in der 

Sammlung der Dienstanweisungen der Staatsanwaltschaft (sogenannter „Thiemann“) 

für alle Dezernenten einsehbar abgelegt werden. 

 

 Derartige Kriterienkataloge sollten insbesondere aufgestellt werden für 

 die Zustimmung zu einem Wechsel in die Richterlaufbahn, 

 die Zustimmung zu einem Wechsel in die Verwaltungslaufbahn, 

 die Zustimmung zu einer zeitlich begrenzten Abordnung an eine andere 

Dienststelle,   

 die Zustimmung zu einem dauerhaften Wechsel zu einer auswärtigen Staats-

anwaltschaft (insbesondere aus familiären Gründen), 

 die Anerkennung der Tätigkeit in anderen Behörden als Ersatz für eine Erpro-

bung bei der Generalstaatsanwaltschaft. 

 Dasselbe sollte gelten für die Kriterien, die zugrunde gelegt werden bei der  

 Auswahl von Dezernenten für die Erprobung bei der Generalstaatsanwalt-

schaft. 

8.2.3 Leitfaden Dienstzeitveränderung 

Bei den Mitarbeitern der Staatsanwaltschaften bestehen Unsicherheiten hinsichtlich 

ihrer Ansprüche auf Arbeitszeitreduzierungen und -erhöhungen sowie Gewährung 

von Urlauben ohne Fortzahlung der Bezüge (§§ 62 ff HmbBG), die sich aus der An-

wendung unbestimmter Rechtsbegriffe ergeben. Gleiches gilt für die relativ häufig 

begehrte Abänderung von Teilzeit- bzw. Beurlaubungszeiträumen während eines be-

reits genehmigten Zeitraums und insoweit relevanter Antragsfristen.  

 

Daher erscheint es der Projektgruppe sinnvoll, dass den Bediensteten von der Ver-

waltung der Staatsanwaltschaften ein mit der Behörde für Justiz und Gleichstellung 

sowie dem Personalamt erstellter, dienststellenbezogener Leitfaden zugänglich ge-

macht wird, der insoweit nicht nur zu mehr Transparenz, sondern auch zu erhöhter 

Planungssicherheit führen dürfte. 

 

8.2.4 Klärung der Funktion der HAL-Protokolle für die interne Kommunikation 

   

Die Projektgruppe regt darüber hinaus an, dass die Behördenleitung der Staatsan-

waltschaft sicherstellt, alle wesentlichen Vorgaben zu Sach- und Rechtsfragen nicht 

lediglich durch eine E-Mail mitzuteilen, sondern in Form einer BL-Verfügung in den 

sogenannten Thiemann einzustellen. In der E-Mail, mit der diese Verfügung über-

sandt wird, sollte ein kurzer zusammenfassender Hinweis auf den wesentlichen Re-
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gelungsinhalt erfolgen. Des Weiteren sollte die Betreffzeile der E-Mail „selbstre-

dend“ sein.  

 

Darüber hinaus sollte die Behördenleitung zeitnah wesentliche Änderungen oder Er-

gänzungen von Dienstanweisungen in den sogenannten Thiemann einstellen und 

nicht lediglich in HAL-Protokollen niederlegen. 
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9. Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Hauptabteilung III 

 

9.1 Situationsbeschreibung 

 

Im Rahmen des Beteiligungsforums und in Gesprächen der Projektgruppe wurde ins-

besondere von Mitarbeitern (sowohl aus dem Dezernenten- als auch aus dem Ser-

vicebereich) der Hauptabteilung III nachdrücklich darauf hingewiesen, dass sie die 

dortige Arbeitssituation als sehr unbefriedigend empfinden.  

 

Die Projektgruppe hat folgende Faktoren als hauptursächlich für diese geringe Ar-

beitszufriedenheit identifiziert: 

 Zustand zahlreicher Dezernate in der Hauptabteilung III 

 

Die Hauptabteilung III trägt neben der Hauptabteilung II die Hauptlast bei der 

Ausbildung von Assessoren. Dies wirkt sich in mehrfacher Hinsicht negativ auf 

die Entwicklung der dortigen Dezernate aus.  

 

Zunächst führt die durch das Assessorenmodell – aber auch durch Dezernats-

wechsel innerhalb der Staatsanwaltschaft – verursachte Fluktuation dazu, dass 

Dezernate nicht mehr über längere Zeiträume durchgehend von demselben 

Staatsanwalt bearbeitet werden, der einen Großteil seiner Verfahren von Beginn 

an begleitet hat und diese daher kennt (vgl. zu diesem Aspekt bereits Ziff. 

IV.2.1.2). Vielmehr müssen regelmäßig neue Dezernenten sich bei nahezu jedem 

vorgelegten Vorgang zunächst in zum Teil umfangreiche Akten einarbeiten, be-

vor sie die Verfahren weiter fördern können. Dies führt dazu, dass die einzelnen 

Verfahren nicht mehr annähernd in der Zeit bearbeitet werden können, wie dies 

erforderlich wäre, um die Dezernate in einem zu bewältigenden Umfang zu hal-

ten. Außerdem leidet die Arbeitszufriedenheit, da sich die Dezernenten nur ein-

geschränkt mit der Ermittlungsführung und deren Ergebnis identifizieren können. 

 

Darüber hinaus führt die hohe Zahl an Berufsanfängern dazu, dass die Anzahl 

besonders erfahrener Kollegen, die in der Hauptabteilung III als Ansprechpartner 

für Fragen zur Verfügung stehen und wichtige Hilfestellung bei der sachgerech-

ten Bearbeitung von Verfahren geben können, verhältnismäßig gering ist. Einige 

Abteilungen bestehen neben dem Abteilungsleiter und seinem Vertreter sowie 

dem Sonderdezernenten ausschließlich aus Berufsanfängern. 

 

Dementsprechend zeigt auch eine Auswertung der Entwicklung der Resteverfah-

ren, dass der Arbeitsumfang innerhalb der Dezernate der Hauptabteilung III in 

den letzten Jahren stark angestiegen ist (vgl. zu diesem Aspekt bereits Ziff. III.1.4 

mit den entsprechenden Zahlen).  

 

 ‚Image‘ der Hauptabteilung III 

 

Darüber hinaus haben Rückmeldungen vieler Dezernenten aus der Hauptabtei-

lung III ergeben, dass sie das Gefühl haben, die Hauptabteilung habe innerhalb 

der Staatsanwaltschaft ein geringeres Ansehen als andere Abteilungen. Dies sei 

insbesondere darauf zurück zu führen, dass die Hauptabteilung über relativ we-
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nige erfahrenere Staatsanwälte verfüge, was den Eindruck einer Ausbildungsab-

teilung auf der einen Seite gegenüber anderen mit vermeintlich anspruchsvolle-

ren Verfahren befassten Abteilungen auf der anderen Seite hervorrufe.  

 

Zudem seien in den vergangenen Jahren aus Ermittlersicht interessante (und 

vermeintlich ‚prestigeträchtige‘) Kriminalitätsbereiche, wie insbesondere die Tö-

tungsverfahren, in andere Abteilungen verlagert worden. Daher entwickele sich 

die Hauptabteilung III immer stärker zu einer Hauptabteilung, in der Betrugs- und 

Untreueverfahren bearbeitet werden müssten, die letztlich allein zur Beweis-

sammlung für parallel laufende Zivilverfahren dienten. 

 

9.2  Änderungsvorschläge und Umsetzungsstand 

 

Die Projektgruppe hält es für erforderlich, dem Empfinden der Mitarbeiter, die Ar-

beitsbedingungen in der Hauptabteilung III seien schlecht, entgegenzuwirken und 

regt dazu folgende Maßnahmen an: 

 

9.2.1 Aussetzen des Assessorenmodells  

 

Die Projektgruppe hält die Aussetzung des Assessorenmodells in seiner derzeitigen 

Form für unbedingt erforderlich (siehe hierzu ausführlich unter Ziff. IV.2), um die Fluk-

tuation im Dezernentenbereich zu verringern. 

 

9.2.2 Vermeidung von Vakanzen innerhalb der Hauptabteilung III 

 

Angesichts der hohen Zahl an Resteverfahren sollte die Hauptabteilung III über den 

zum Abbau eines spürbaren Teils dieser Reste erforderlichen Zeitraum keine Vakan-

zen tragen müssen.  

 

Die Staatsanwaltschaft versucht bereits seit dem Jahr 2013 konsequent, längerfristi-

ge Vakanzen im Dezernentenbereich der Hauptabteilung III zu vermeiden, auch wenn 

die umgehende Nachbesetzung zu Lasten der anderen Hauptabteilungen geht und 

dort vorübergehend zu einer Mehrbelastung führt.  

 

9.2.3 Verstärkter Einsatz besonders erfahrener Dezernenten in der Hauptabteilung III 

 

Es sollten verstärkt besonders erfahrene Staatsanwälte in der Hauptabteilung III ein-

gesetzt werden. Zum einen sind diese aufgrund ihrer Vorkenntnisse deutlich besser 

in der Lage, die hohen Bestände, die in einigen Dezernaten aufgelaufen sind, in an-

gemessener Zeit abzuarbeiten. Zum anderen können sie als Ansprechpartner für we-

niger erfahrene Kollegen zur Verfügung stehen und diese bei der sachgerechten Be-

arbeitung von Verfahren unterstützen. 

 

Die Staatsanwaltschaft hat bereits damit begonnen, diesen Punkt umzusetzen. So 

werden Dezernenten, die aus der Erprobungsstation bei der Generalstaatsanwalt-

schaft zur Staatsanwaltschaft zurückkehren, vermehrt in der Hauptabteilung III (dort 

in der Regel in der Position des Vertreters des Abteilungsleiters) eingesetzt.  
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Zudem wird erwogen, Staatsanwälte in ihrer letzten Station vor der Erprobung bei der 

Generalstaatsanwaltschaft in der Hauptabteilung III als Vertreter der dortigen Abtei-

lungsleiter einzusetzen. 

 

9.2.4 Bündelung der einzelnen Komplexdezernate in einer Abteilung  

 

Um die Ressourcen, die für die Bearbeitung sogenannter Komplexverfahren zur Ver-

fügung stehen, vollständig ausschöpfen zu können, wird angeregt, die Komplexde-

zernate aus den einzelnen Abteilungen herauszunehmen und in einer Abteilung der 

Hauptabteilung III, die unmittelbar dem Hauptabteilungsleiter unterstellt ist, zu bün-

deln. Insoweit wird auf die Darstellung unter Ziff. IV.1.2.2 verwiesen.  

 

9.2.5 Unterstützung der Dezernenten bei der Priorisierung von Verfahren 

 

Ein Phänomen innerhalb der Hauptabteilung sind Verfahren aus dem Bereich Betrug 

und Untreue, die primär mit dem Ziel angezeigt werden, aus den Ermittlungsergeb-

nissen der Staatsanwaltschaft Beweismittel für parallel geführte Verfahren vor den Zi-

vilgerichten zu generieren. Ein darüber hinausgehendes Interesse an einer Strafver-

folgung ist oftmals nicht zu erkennen. Eine vorübergehende Einstellung solcher Ver-

fahren bis zum Abschluss des laufenden Zivilverfahrens kommt mangels entspre-

chender Rechtsgrundlagen – § 154d StPO ist nur selten einschlägig  – nur in wenigen 

Fällen in Betracht.  

 

Für die Dezernenten stellt sich angesichts der begrenzten Ressourcen daher 

zwangsläufig die Frage, welche Verfahren in der Bearbeitung zu priorisieren sind und 

welche Verfahren in der Bearbeitung zu Gunsten anderer Verfahren zurückgestellt 

werden sollten. Gerade für Assessoren ist diese Entscheidung mit großen Unsicher-

heiten verbunden, insbesondere auch in Hinblick auf eine Billigung einer getroffenen 

Priorisierungsentscheidung durch Vorgesetzte im Fall etwaiger Dienstaufsichtsbe-

schwerden wegen angeblich zu langsamer Bearbeitung der zurückgestellten Verfah-

ren. Folge dieser Unsicherheit ist, dass eine entsprechende Entscheidung hinausge-

zögert und versucht wird, zahlreiche Verfahren parallel weiter zu bearbeiten, was 

letztlich zu Lasten aller Verfahren geht. 

 

Die Projektgruppe regt an, dass die Behörde für Justiz und Gleichstellung, die Leitung 

der Generalstaatsanwaltschaft und die Leitung der Staatsanwaltschaft Hamburg 

Richtlinien entwickeln, an denen sich Dezernenten bei der Priorisierung von Verfah-

ren orientieren können. Dabei sollte gegebenenfalls auch geprüft werden, ob und in 

welcher Form Beteiligten eine etwaig erst später erfolgende Bearbeitung zeitnah nach 

Anzeigeerstattung mitgeteilt wird. 

 

Darüber hinaus hat die Projektgruppe folgende weitere Maßnahme diskutiert, bewertet diese 

aber unterschiedlich: 
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9.2.6 Ressortieren von Sonderzuständigkeiten innerhalb der Hauptabteilung III 

 

Ein Teil der Projektgruppe hält es zudem für sinnvoll, innerhalb der Hauptabteilung III 

wieder Sonderzuständigkeiten anzusiedeln, die bislang in anderen Hauptabteilungen 

angegliedert sind, wie etwa eine Abteilung für Tötungsverfahren. Dies könne das An-

sehen der Hauptabteilung stärken und dem eher als negativ wahrgenommenen 

Image der Hauptabteilung entgegenwirken.  

 

Der andere Teil der Projektgruppe hält dies nicht für sachgerecht. Es sei ausreichend, 

wenn Kriminalitätsbereiche, bei denen eine Bearbeitung im Rahmen einer Sonderzu-

ständigkeit nicht mehr als erforderlich angesehen wird, in die Hauptabteilung III zu-

rückübertragen würden. Dies ist in jüngerer Zeit beispielsweise bereits mit den 

Brandstiftungsdelikten erfolgt. 
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10. Personalentwicklung und fachliche Fortbildung 

 

10.1 Situationsbeschreibung 

 

10.1.1 Personalentwicklung/Soft Skills 

 

Dezernenten haben gegenüber der Projektgruppe darauf hingewiesen, dass es an 

Fortbildungsmöglichkeiten im Bereich der Personalentwicklung/Soft Skills fehle. Ins-

besondere in Hinblick auf die stetig steigenden Anforderungen an staatsanwaltschaft-

liches Handeln erschiene eine Verbesserung des Angebots jedoch erforderlich. 

 

Die Mitarbeiter des Servicebereichs haben angeführt, aus ihrer Sicht sei eine verbind-

liche Schulung (potentieller) Führungskräfte aus ihrem Bereich in Fragen der Füh-

rungskompetenz erforderlich, damit diese ihren Aufgaben besser nachkommen könn-

ten.  

 

10.1.2 Fachliche Fortbildung 

 

Das sich an alle Beschäftigte der Freien und Hansestadt Hamburg richtende Fortbil-

dungsangebot des Zentrums für Aus- und Fortbildung (ZAF) bietet die Möglichkeit der 

Teilnahme an Veranstaltungen zu verschiedensten Themen. Außerdem bietet das 

Fortbildungsreferat der Behörde für Justiz und Gleichstellung in Zusammenarbeit mit 

der Staatsanwaltschaft eigene Fortbildungsveranstaltungen an.  

 

Für die Zielgruppe der Dezernenten bestehen zudem weitere Fortbildungsmöglichkei-

ten zu diversen rechtlichen Themen, insbesondere durch die regelmäßig einwöchigen 

Seminare der Deutschen Richterakademie in Wustrau und Trier sowie – für den Be-

reich des Wirtschafts- und Steuerstrafrechts – durch einen dreiteiligen, insgesamt 

vierwöchigen Kurs zum Steuerrecht sowie weitere einwöchige Angebote zu Fragen 

des Steuer- und Wirtschaftsrechts an der Bundesfinanzakademie in Brühl.  

 

Darüber hinaus finden im Nordverbund mehrmals jährlich einwöchige Tagungen für 

Assessoren z.B. zu den Themen „Das staatsanwaltschaftliche Dezernat“ oder „Tatsa-

chenfeststellung vor Gericht“ statt. Außerdem werden den Assessoren monatlich 

halbtägige Veranstaltungen in den Diensträumen der Staatsanwaltschaften angebo-

ten, die für ihre Positionierung als federführende Ermittler, fachkundige Aktenbearbei-

ter und die Kontrollfunktion der Staatsanwaltschaft ausübende Sitzungsvertreter hilf-

reich sind. Es werden dabei Themen behandelt, die gerade für Berufsanfänger von 

Interesse sind, wie z.B. „Ausgewählte Fragen zur Vernehmung von Beschuldigten, 

Zeugen und Sachverständigen“, „Erforderlichkeit und rechtliche Voraussetzungen von 

Ermittlungsmaßnahmen“, „Sitzungsvertretung“, „Anträge/Stellungnahmen zu Anträ-

gen in der Hauptverhandlung und Umgang mit Konfliktverteidigungen“.  

 

Zudem haben die Dezernenten die Möglichkeit, an sogenannten „InHouse-

Veranstaltungen“ teilzunehmen, bei denen entweder Dezernenten der Staatsanwalt-

schaft oder Fremddozenten zu unterschiedlichen Themen referieren.  
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Ergänzend stellt die Fortbildungsreferentin der Staatsanwaltschaft grundsätzlich na-

hezu alle bei ihr eingehenden Fortbildungsangebote in das Intranet der Staatsanwalt-

schaft ein, so dass alle Interessierten sich hierüber informieren und ggf. bei der Fort-

bildungsreferentin für die Teilnahme an einer Veranstaltung bewerben können.  

 

Es wird jedoch wiederholt von Dezernenten bemängelt, dass die Zahl der Interessen-

ten die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze deutlich übersteige, so dass nur 

wenige interessierte Dezernenten an diesen Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen 

können. Darüber hinaus ermöglichten es die langen Anmeldefristen oftmals nicht, 

Dezernenten, die kurzfristig neu in einem bestimmten Rechtsgebiet eingesetzt wer-

den, zeitnah entsprechende Fortbildungsmöglichkeiten anzubieten. Zudem ist es vie-

len Staatsanwälten aus familiären Gründen nicht möglich, an längeren Veranstaltun-

gen außerhalb Hamburgs teilzunehmen. 

 

Die Abteilungsleiter der Hauptabteilung V (Wirtschafts- und der Steuerabteilungen) 

haben gegenüber der Projektgruppe hervorgehoben, dass gerade Dezernenten die-

ser Hauptabteilung für die Bearbeitung der anspruchsvollen Verfahren nicht immer 

hinreichend ausgebildet seien und es in diesem Bereich einen erheblichen Nachhol-

bedarf gäbe. Auch sie haben darauf hingewiesen, dass es regelmäßig nicht möglich 

sei, für Neueinsteiger ins Wirtschafts- und Steuerstrafrecht zeitnah geeignete Fortbil-

dungsmöglichkeiten zu finden. 

 

10.2 Änderungsvorschläge 

 

Eine moderne Strafverfolgungsbehörde benötigt gut ausgebildete Mitarbeiter. Das 

bedeutet zum einen, dass deren fachliche Kenntnisse jeweils auf dem neuesten 

Stand sind. Darüber hinaus müssen Mitarbeiter angesichts der stetig steigenden An-

forderungen auch über Kompetenzen aus dem Bereich der sogenannten Soft Skills 

verfügen. Diese ermöglichen es den Mitarbeitern insbesondere, (1.) die eigene Ar-

beitsweise effizienter zu gestalten, (2.) mit Dritten effizienter zu interagieren und (3.) 

Führungsaufgaben effizienter wahrzunehmen und Mitarbeiter zu motivieren und zu 

fördern.  

 

Die Projektgruppe regt gegenüber der Behörde für Justiz und Gleichstellung an, die 

Fortbildungsmöglichkeiten für Staatsanwälte sowohl im fachlichen Bereich als auch 

im Bereich der Personalentwicklung/Soft Skills auszubauen und zu institutionalisieren: 

 

10.2.1 Personalentwicklung/Soft Skills 

 

Für den Bereich der Personalentwicklung/Soft Skills sollte für sämtliche Mitarbeiter 

ein festes Fortbildungskonzept installiert werden, das abhängig vom Dienstalter die 

jeweils für wichtig erachteten Soft Skills vermittelt.   

 

Ein solches Konzept könnte etwa vorsehen die Vermittlung von  

 sogenannten Umsetzungskompetenzen (dazu gehören Zeitmanagement, Ar-

beitsorganisation, „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“) innerhalb des ersten 

Berufsjahres, 
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 sogenannten Kommunikationskompetenzen (dazu gehören Rhetorik, Argu-

mentationstechnik, Formulierungstechnik) innerhalb des zweiten bis vierten 

Berufsjahres, 

 sogenannten Führungskompetenzen (dazu gehören Motivation, Konfliktma-

nagement, Kritik- und Feedbackfähigkeit), wenn eine Übernahme von Füh-

rungsverantwortung bevorsteht oder bereits erfolgt ist (ALV, AL, HAL, Modera-

toren, HAGL), wobei der angesprochene Personenkreis verbindlich daran teil-

zunehmen hätte.  

 

Dabei wäre es wünschenswert, wenn diese Fortbildungsmaßnahmen speziell auf die 

Bedarfe der Staatsanwaltschaft und deren Führungskräfte zugeschnitten wären. 

 

10.2.2 Fachliche Fortbildung 

 

Für die fachliche Fortbildung im Bereich des Wirtschafts- und Steuerstrafrechts könn-

te ein Ausbau des Fortbildungsangebots zum einen darin bestehen, dass Fortbil-

dungsmodule z.B. für die Staatsanwaltschaften des Nordverbundes entwickelt wer-

den, die sich an den Bedürfnissen der in den Wirtschaftsabteilungen eingesetzten 

Staatsanwälte orientieren und die die Angebote der Deutschen Richter- und der Bun-

desfinanzakademie ergänzen. Erstrebenswert wären eintägige Veranstaltungen an 

einem Ort, der von den Teilnehmern mit einer Bahnfahrt von maximal zwei Stunden 

erreicht werden könnte. Diese Fortbildungsveranstaltungen sollten lediglich das Ziel 

haben, den neu in ein Dezernat einer Wirtschaftsstrafabteilung eintretenden Kollegen 

ein Basiswissen zu vermitteln, das ihnen den Zugang zu den Ermittlungsvorgängen 

erleichtert. 

 

Hieraus ergäbe sich eine regelmäßige Wiederholung desselben Themenangebots, 

wie dies auch bei den – allerdings für einen Zeitraum von ein bis zwei Wochen konzi-

pierten – Fortbildungsangeboten der Bundesfinanzakademie der Fall ist, die als sehr 

gewinnbringend beurteilt werden.  

 

Zum anderen sollte einmal jährlich durch die Behörde für Justiz und Gleichstellung 

eine einwöchige Veranstaltung angeboten werden, die die für die Bearbeitung erfor-

derlichen Grundlagen dieses Rechtsgebiets vermittelt. Ablauf und Inhalt sollten in en-

ger Abstimmung mit den Führungskräften der Hauptabteilung V konzipiert werden. 

Der Kreis der Referenten sollte insbesondere aus Praktikern, etwa der einschlägigen 

Hamburger oder bundesweiten Fachbehörden (z.B. Steuerverwaltung, Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht) oder aus Wirtschaftsreferenten der Staatsanwalt-

schaft bestehen. Die Veranstaltung sollte grundsätzlich für alle Dezernenten verbind-

lich sein, die im Verlauf des letzten Jahres in die Hauptabteilung eingetreten sind (im 

Hinblick auf eine Erweiterung des Teilnehmerkreises könnte auch eine Beteiligung 

der Gerichte angedacht werden).  

 

Für andere Bereiche als den gerade genannten sollte die Behörde für Justiz und 

Gleichstellung mit der Staatsanwaltschaft erörtern, ob auch insoweit Bedarf für in re-

gelmäßigen Abständen angebotene Fortbildungen zur Vermittlung von fachlichen 

Grundlagenkenntnissen besteht.  
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Darüber hinaus wird vorgeschlagen, dass die Staatsanwaltschaft ihre Mitarbeiter in 

regelmäßigen Abständen befragt, welche Fortbildungsangebote für wünschenswert 

bzw. sinnvoll erachtet werden, und die Ergebnisse der Behörde für Justiz und Gleich-

stellung mitteilt. Hierauf abgestimmt könnten dann entsprechende Fortbildungsveran-

staltungen initiiert werden. 
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